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A. Einleitung 



Die Uesotzo vom 11. Mai 1896 und vom 15. April 1900 
differieren in dor Benennung der Grundbegriffe, von denen 
sie ausgehen. Dasselbe gilt für die N. St N. St, die auf Grand 
der beiden Gesetze erlassen wurden. Das Gesetz Tom Jahre 
1896 and sein N. St spricht Ton OrtsviehTersichemngSTer- 
einen, das andere dagegen von Fferderersicherungsvereinen. 
Die mangelnde Übereinstimmung ist nur eine scheinbare; 
materiell besteht, wie unten dargetan wenlen soll, rücksichtlich 
dos örtlichen ChaviUvleis kein Gegen^^ltz. 

Wnnn weiter (}n>^ iiltero Gesetz von V i e hversioherungs- 
vereinen, das neuere von Pfcrdevei'sicherungsvereinett^) spricht 
so sind mit diesen Bezeichnungen Rechtsbegriffo geschaffen, 
Begriffe rechtlichen Inhalts. Unter dem Begriff „Yieh** sind 
zusammengefaßt: Rinder und Ziegen und diesem gegenüber 
gestellt die Pferde. Somit ergibt sich, daß der Tou dem 
älteren Gesetze verwendete Begriff „Vieh" mit dem yolkswirt- 
sehafäichen Begriffe dieses Wortes nicht tibereinstimmt 



i) V. A. G. u. Pf. A. G. Art. 2. 
8) V. N. St § 1 Ab8. II. 
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Ber Begriff „Yieh*^ gehört als wirtschaftlicher Begriff 
ausschliesslich der landwirtschafüichen Okoncmie an. Das 
Vieh ist ein Teil des landwirtschafüichen Anlagekapitals und 
umfaßt alle Tiere, die und soweit sie in einem bestimmten 
landwirtschaftlichen Produktionsbetriebe als Zug- oder Nutztiere 
Verwendung finden auch die, welche in einem landwirtschaft- 
liehen Nebenbetriebe benützt worden, wenn man diesen als land- 
wirtschaftlichen Betrieb freiten läßt. Nicht unter das Vieh 
zählen also die anderweitig verwendeten Tiere der jjleichen 
oder anderer Gattung, z. B. die Pferde eines Lohnfuhrwerks- 
betriebes. Nicht zu dem Vieh gehört das son;onaunte Handelsvieh; 
es sind das Tiere, die früher landwirtsciKiftüch Terwendet 
wurden oder künftig verwendet werden sollen, derzeit aber im 
Yiehhandelsbetriebe als Betriebskapital fungieren; hier wird 
der Ausdruck Vieh nicht anf andere Wirtschaftsgebiete über- 
tragen, sondern er dient lediglich zur Erklärung eines auf 
einem anderen Wirtschaftsgebiete gelegenen Begriffes. Aller- 
dings kann das Handelsvieh auch zugleich Vieh im eigent- 
lichen Sinne sein, nämlich dann, wenn es im Weg der Vieh- 
pacht (Viehverstellung) dim Zwecken der Landwirtschaft dienst- 
bar gemacht ist.^) Aehniiches, wie für den Ausdruck Handels- 
vieh gilt für den Namen Schlachtvieh. 

Der durch das V. A. G. geschaffene Begriff ,,Vielr' da- 
gegen umfaßt einerseits Binder und Ziegen, die nicht zu 
einem landwirtschaftlichen Produktionsbetrieb gehören % ander- 
seits enthält er nicht die landwirtschaftlichen Pferde und 
sonstige landwirtschaftlich verwendeten Tiere. 

Der durch das Pf. A. Cr. geschaffene Begriff „Pferde^' ist 
hinwiedeiLiin niclit unter den nationalökonoraischen Begriff des 
Viehs 7Ai bringen, da er auch solche Pferde umfaßt, die nicht 
landwirtschaftlich beschäftigt sind. ^) 

Wenn das A. G. den Begriff Vioh abweichend von 
dem gemeinen Sinne Tcrwertet, so eigibt sich die Berechtigung 

i) Scliihiberff II. 1. 8. !. D. 50, 52, 118. Ehriicli S. 4 ff. 

cfr. FuU-Reuter S. 87 tt 
») Auanahme V. N. St. § 5, 6. 

Ausnahme Pf. N. St. § 5. Z. 2. ' " " 
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hiezii aus der Notwendigkeit, einen für den praktischen Ge- 
brauch geeigneten kurzen Ausdruck zu schaffen, der der 
Sache möglichst nahe kommt. Nun kommt für die Viehver- 
sichening nach dem Gesetze vom 11. Y. 1896, namentlich mit 
Bäcksicht auf die Bestimmang in V. N« St § 6 b überwiegend 
nur Yieh im nationalökonomisohen Sinne in Betracht Außer- 
dem hat der Ansdrack YiehTersioherang anch die geschicht- 
Hche Tradition für sich. ürq»rünglioh war die lienrersichening 
eine ausschließlich landwirtschaftliche, also eine wirkliche Vieh* 
versicherung. i) Später hat sich die Tiorversicherung mit Rück- 
sicht auf das gemeiuschaftlichc wirtschaftliche Interesse und 
die schwierige Ausschcidbarkeit der Verweudimgsart der 
Tiere ^) ausgedehnt ; es kamen hiebei besonders die Pferde und 
neuestens die Schlachttiere in Frage. Schon bei einer im 
Fürstentum Waldeck im Jahre 1820 enichteten Viehassekuranz- 
anstalt war die Versicherung aller Pferde zulässig.') Mit 
Rücksicht aber auf die yerhaltnißmäßig geringfügige Zahl jener 
nicht landwirtschaftlich yerwendeten Tiere — im Jahre 1899 
waren in Bayern 907o »Her vorhandenen Pferde in der Land- 
wirtschaft Terwendet^) — hat sich der Name ViehTorsicherang 
erhalten; er wird von allen PdTatgesellschaften gebranoht^) 
und audi das kaiserl. Aufsichtsamt für Privatversicherung 
schließt sich dem bei Aufstellung der Mustersatzungeu an. 
(Mustersatzung für Viehversicherungsvereine und für kleinere 
Vichversicheruugsvereiue, Veröffentlichungen 1903 S. 38 und 
45, 1906 S. 1). 

In Folgendem soll bei der Gleichartigkeit der Viehver- 
sichemng»' und Pferdeversicherungsvereine die allgemeine Be- 
zeidinnng: 

„örtliche Versi oherungsvereine** 

für die öffentlichen Vereine bayerischen Rechtes gewählt und 
beibehalten werden. 

*) SehOnbexg II. 1. S. 12a Ehilieh S. 36. 37. 

5) Besonnen su verffleichen Motive sa Pf. A O. Haag S. 9. 
«) BhrlidL a 31. 

*) Haag S. 0. 

6) Siehe die ZaeammenateUoiig bei Ehrlich S. 271 ff. 

1» 
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Die Gesetze sprechen von VersicherungSTereinen.^) 

Ks ist das eine besondere Rechtsforni, deren Name nur 
dieser Rechtsform von besonderer Verfassung zukommt. 
Der Name „Verein^* wird in voi"sohiedener Bedeutung gebraucht, 

Bas Zivilrecht, jetzt das B.Q.B., Tersteht unter Verein eben- 
falls eine bestimmte Bechtsform, nftmlioh eine reohtlieh nach 
bestimmten Normen organisierte Verbindung natttrlioher oder 
juristischer Personen, eine Körperschaft Das öffentliche Recht 
nimmt das Wort in weiterem Sinne; es versteht darunter ledig- 
lich eine auf längere Daner berechnete tatsächliche Per- 
sonenverbindäng. Aber auch auf dem Gebiete des öffentliclien 
Rechts gibt es Vereine, die eine besondere Rechts form 
dai'stellen, z. B. die hayer. Staatsdienerunterstützungsvereine.*) 
Hiezu ist auch der Versicherungsvorein zu zählen. Inwiefern 
diese Rechtsfonn und die vom B.-G.-B. geschaffene Rechtsforni 
Analogien enthalten, wird die Begriffsentwiokelung des Ö.V.V. 
eigeben.*) 

Eine erschöpfende Begn^bestimmung der örtlichen Vieh- 
yersicfaemngsyerelne enthalten weder die beiden Gesetze noch 
die Normalstatute. Jedoch Ififit der Inhalt der einzelnen Be- 
stimmungen ersehen, was unter den örtlilichen Viehversicher- 
ungsyerelnen xu verstehen ist*) Auf Grund dieser Voisohiiften 
und der Gesamtregolung seiner Rechtsverhältnisse läßt sich der 
Begriff des örtlichen Versicherungsvoroins dahin bestimmen: 

Der örtliche Versicherungsverein nach den 
Gesetzen vom 11. Mai 1896 und vom 15. April 1900 
und den Normalstatuten hiezuist eine öffentliche 
Korporation, also ein öffentlicher, rechtsfähiger 
Verein von engbegrenztem Wirkungskreis, welcher 
unter reohtsgleicher Behandlung seinem Mitglieder 
die Versicherung derselben gegen Viehsterben 
und gegen polizeiliche Ungenießbarkeitserkl&rung 

1) Art. 2 1, Art. 3, Art. 4, Art 5 etc. V. A G. a. Pf. A. G. 
3) cf. Motive zu Art. 1 u. 2 des b. Übeigangages. s. B.GB. 

3) Staudinger I S. 122 u. Ü. 

*) Besonders V. A. G. Art. 2 Abs. I, 3 Abs. 1, Art. 5 V. N.-St. § 1, 
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freschlach tetei« Tiere ausschließlich mit Mitteln 
des Vereins Vermögens botreibt und für die Hälftp 
Keines Versicherungsrisikos bei einer öffentlichen 
Landesversicherungsanstalt rückversichert ist. 

Aus dieser Begiilfobestimmung ergibt sich, daß der Verein 
wesoDtiich BeziehongeD dreifacher Axt unterhält, solobe zum 
Staate, solche zu seiaen Mi<;g^e(iem und solche zu einer 
Landesversicherangsaxistalt. Biese BeriehuQgen sind demnach 
klarzulegen. ^ 



B. Begriffsentwickelung des örtlichen 
Versicherungsvereins. 

I. Abschnitt: 

Der Verein als öffentliclie Korponrtioii. 

L KopIM. 

Seine Tlatur als Korporation. 

Der örtliche Yeisichernngsrerein ist eine öffentliche 
Korporation. Die Gesetze sagen : Er besitzt „die Rechte 
öffentlicher Körperschaften^ Diese Irasung erweckt den 
Anschein, als ob es sich um eine gesetzliche Fiktion handle. 

Bas ist aber nicht der Fall; eine Fiktion kann nur an einen 

tatsächlichen Vorgang anknüpfen und diesem die Rechts- 
wirkung wie einem andern tatsächlichen Vorgang zuteilen. 
Das Gesetz will also sagen: Der Vorciii ist Körperschaft. Die 
anderweitige Fassung ist zuriickzuführou auf die bei Erlaß 
des Gesetzes vom 11. Mai 1896 im Fluß belindUche ItßgeliiQg 
der frage der juristischen Persönlichkeit. ^) 

0 Gierke S. 512 ff., Gierke Genossensehaftstheorie S. 142 ff. 
«j V. A. G. n. Pf, A. G. Art. 5. 
>) Poll-RcDter S. 37. 
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Die Körperschaft oder Korporation*) ist naoh 

dem derzeitigen Spracbgebraache eine Art der juristiscben 

Personen, wenn man Korporationen und Stiftungen unter- 
scheidet. 

Durch die Erteilung der Rechtsfähigkeit worden Personen- 
verbände der Einzelpersönlichkeit gieiohgestellt. Der Grund, 
aus welchem die Rechtsordnung Personenverbänden rechtliches 
Können gewihrt*), ist die Einsicht, daß die VerwirUichung 
Ton Interessen, welche einer Personengesamtheit eigentümlich 
sind, häufig nnr sicher gestallt ist, wenn ein selbständiger 
der Herrschaft des Einseinen entrückter Vermögensbereich als 
Sondewermögen diesen Interessen nnmittelbar dienstbar ge- 
macht wird, weil die juristische Person infolge der einheit- 
lichen (Grundlage leistungstahiger ist, als die unorganisierte* 
Summe der Einzelpersonen uud auch als die nur durch 
Rechtsverhältnis zusammengehalteno Personenmeinheit. Die 
Korporation ist also auch nur eine Form tler Verwirklichung 
menschlicher Interessen. Das Kennzeichen der juristischen 
Person ist insbesondere das Vorhandensein von Organen; 
diese sind für den ö.V.V. geregelt durch V.A.G. und PtA.G. 
Art. i Z. 1 und V. N. St. § 33 ff., R N. 8t § 31 ff. 

Die beiden Gesetze: Y. A. G. und Ff. A. G. wollen auch in 

Übereinstimmung mit der allgemeinen Röchtsauffassung unter 

Körperschaft wirklich juristische Personen verstanden wissen 

wenn nicht unmittelbar der Name „juristische Pei'son" gewählt 

wurde, so hatte das seinen Urund in den bei Erlaß des ältereu 
Gesetzes in Schwebe befindlichen Gesetzgebungsarbeiteu über 

das Privatrecht. 

Die juiistisohe Pei'sönlichkeit, die Rechtsfähigkeit, wurde 
aus den oben entwickelten Gründen für die Yereiohemngs- 

1) Heurer S. 5. S. 9. 8. 28. S. 49. ff; Gicrke 8. 460; Planck I S. 77; 

Staudinger I, Vorbemerkg. z. d. jorist. Pew. 

2) Jellinck S. 47 ff., S. 255 ff. 

•) Motive zu V, A. G, Art. 5: „Durch die Fassung von Art. 5 wird 
zum Ausdrucke gebracht, daäs dem Verein juristische Per- 
sönlichkeit znstehf 

*) Full-Reutcr S. 87. 



Digitized by Googl 



— 7 

vereitle als notwendig erachtet Insbeeondero der Ver- 
sicherungsbetrieb auf Gegenseitigkeit, der Zweoir der örtlichen 

Versiclieruug.<\ oruine, wird am besten ilurcli r e cli tsf ä hige 
A'erbände gewährleistet. Aus dem Grunde hat auch das 
Reichsgesetz über die privaten Versichcrungsunternehmun^eü 
für die privaten \'crsicheruugs vereine auf Ciogen sei tigkeit nur 
diese Gesellschaftsform zugolasseu, Schoa bisher hatteu 
die großen privaten Versichemngsgesellsohaften zumeist Beohts- 
fiihigkeit gehabt % während allerdings viele kleine private 
Vereine derselben entbehrten. ') 

Bei den örtlichen Viehversicherangsvereinen nach dem 

V. A. G. und Pf. A. G. ist die Rechtsfähigkeit notwendige Folge 
des Entstehens de:» Vereins, d. i. der Aui'naimie in die Anstalt 
für y.- rosp. füi' Pf.- Versicherung". Eino Verleihung der 
Rochtstäliigkeit, eine besondere Anerkennung der Einheit 
in der Vielheit, findet also nicht statt; also der ö. V. V. besitzt 
Rechtsfähigkeit kraft Daseins. ^) Dieses System gilt 
fcur die meisten öffentlichen Korporationen.**^) 

Oben wurde gesagt, die Körperschaft sei nach dem 
derzeitigen Sprachgebraoch eine Art der juristischen 
Person. Man unterscheidet zumeist ^ 3 Arten der juristischen 

Personen: Körperschaften oder Korporationen und Stiftungen, 

letztere einschließlich der Anstalten. Es werden aber auch die 
Anstalten, insbesondere die öffentlichen Anstalten als eine dritte 
Kategorie zwischen Korporationen und Stiftungen eingereiht. 
Endlich ei-scheint der Betrriff „Anstalt" überhaupt als bloß 
wirtschaftlicher, der sich in der rechtlichen Gestalt von 
Körperschaft oder Stütong verwirklichen kann. 

0 Rehm S. 30; Moldenhauer 112. 
«) Ehrenbelg S. 104, lOö. Anm. 15. 
S) Veröffentlicbgngeii 1904 8. 88. 

*) Gieike S. 488 n. Anm. 26. Stengel I S. 695. — Standiager 
S. 119 B. 1. 

>) Z. B. bayr. rechtsrh. Oemdadeordg. Art 4. I Ziff. 3, Art. 1. 
ferl: Art. 5 Ab>. 1; Art 2. I § 1. 

7) Siehe über diese Frage: Gierke .s. 414. i>. 63ü ff. S. Ö46 ff.? 
Steagdl 8. 692 ff.; Standiogw I a 121 Ziff. 8, 8. 260 Z. 1 
Meam 8. 5, 14, 17 ff., 31 ff.; DembäiK 8. 134.^ 
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Sehr häufig lassen sich körpersohafüicto und Stiftungs^ 
typus nicht scharf aüsemanderhalten ; bei manchen Rechtsge- 
bilden, besonders öffentlich rechtlichen, hat im Lauf der Zelt 

sogar ehw Umwaudiuug aus dem einen in den anderu statt- 
gefunden, z. ß. bei den Gemeinden. 

Für den ö. V. V. steht nun fest, daß er ein Verband mit 
einer ihm selbst entstammenden Persöuliclikoit, nicht mit einer 
eingepflanzten Persönlichkeit ist. ^) Der CTemcinheit.szweck 
wird dem Ö.V.V. nicht gesetzt von einem aulJevhalb stehenden 
Willen, sondern er geht aus seiner Mitte selbst hervor, Es 
liegt kein Stiftungswille vor, sondern eigener Wille des Ver- 
bands. Der ö.y.V. bildet sich durch freiwilligen Zusammen- 
schlufi.^ Der Verein hat also Mitglieder und nicht Genuß 
destinatare. Er empföngt auch sein Vermögen nicht von außen. 
Der ohnehin nidit obligatorische Besenrefond (V.N.8t § 32, Pf.N.8t 
30) wird durch den Verein selbst gebildet. Die außerordentlichen 
Staatszuschüsse, die besonders belasteten Vereinen vom Staate 
gewährt werden können ■'), sind Schenkungen an diese und 
stehen überhaupt nur für wenige Fälle in Frage. Eine Stiftung 
bedarf aber begrifflich eines von Anfang an vDrbandenen 
Vermögens. *) Der ö. V. V. verwaltet sein Vermögen selbst 
durch Organe nach Maßgabe des Statuts. ^} Er hat also 
herrschende Organe. Er kann sich endlich auflösen. ^) 

Bis hieher tritt also ausschließlich korporativer Tyjpns 
jsa. Tage. 

Anstaitlicher Einschlag zeigt sich dagegen rücksidhtlidi 
der VecftuKung, iuflefem der Inhalt derselben nicht durch den 
Verein, sondern von außen her bestimmt wird. Die Y&t^ 

fassung wird von der Verwaltung der Versicherungsanstalt 

testgelegt und durch sie unter Zustimmung des Anstaltsaus- 

GimOn 8. 474 S. 648; Mearer 8. 5, 11 E, 31 ff. 
s) Jellinek S. 250. 

») V.A.G. u. Pf. A.G. An. 3 Abs. I, Art. 2 Abs. I, V.N.St. a. 
Pf. N. St. § 1 Abs. 1. 

*) Haag 152. 
^) Gierke S. 648. 

«J V. N. St. § 33 ff., § 31 ; Pf. N. St. § 31 ff., ^ 20. 
') V^N.St. § -Ib, Pf. N.St. § -13. 
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Schosses abgeändett. 1) Allerdings ist es freiinr WiUe des 

Verbandes, die Verfaskung anzunehmen und beizubehalten; 
aber wenn er den status einer öffentlichen Körperschaft er- 
langen will, so muß VI' sie aunuhnien, und will er öffentliche 
Körperschaft bleiben, so muß er die Verfassung beibehalten, 
resp. ihrer Änderung sich unterwerfen. Er ist also in 
seiner £xisteuz von der Unterwerfung unter diese Verfassung 
abhängig. Nun ist die Setzung der Organisation von außen 
her bei allen öffentlichen Korporationen in größerem oder 
geringerem Ifaße m erkennen ") z. B. bei den OemeindeTer- 
bänden höherer und niederer Ordnung; doshalb haben alle 
öffentiichen Verbände anstaltiicfaen Einsohlag. Dies ist anch 
der Grand, warum der Begriff „Anstalt^' im öffentlichen Becht 
öfters in anderer Bedeutung gebraudit wird, nicht als Gegen- 
satz zu Körperschaft, sondern als Begriff, der zwischen die 
Körperschaft und die Stiftun*^- einzustellen sei. *) 

Leitung von außen zeigt sich noch weiter in der 
Spezialbestimmung des Art. 10 Abs. III Satz 2 V. A. G. und 
Pf. A. G. Bei Saumsal der Organe des Vereins in ihren 
Geschäften av erden die letzteren, soweit sie die Umlegung der 
Mitgliederbeiträge zum Gegenstaude haben, durch die Yer- 
waltang der Yersicherangsanstalt besorgt. Auch diese Be- 
stimmung regelt eine bei öffentliehen Korporationen aHerseits 
in SreoheinuDg tretende, außerhalb der Korporation liegende 
Willensbildung. (Zu ver^. bayr. rechMi. Qemeindeordnang 
Art 167 Abfi. I Z. 3, Abs. Y und unten 3. Kapitel o^bb). 

Also bei den ö. T. V. ist sowohl korporativer, wie anstalt- 
licher Typus zu konstatieren. Ob der Verein nun Korporation 
oder Stiftung ist, das kann Dur nach dem Übenviegen des 
einen oder des anderen Momentes und auf Grund der Ge- 
samtgestaltimg seiner Lebensverhältnisse bestimmt werden. 
Da nun die korporative Gestaltung bei dem ö.V.V. den 
Ausschlag gibt, so ist dem ö. Y. V. die £igenschaft als Kor- 
]) 0 r a t i 0 n zuzusprechen. 

>) Y.A.Ö. IL P.A.O. Art 4 I. n, Art. 16 Abs. I. 
*) Y.A.O. Q. P. A.O. Art. 2 Abs. I. 
8) Gierke S. 151. 

*) Meorer S. 14; Staadinger I S. 121. C 3.; Gierke 8. m/9B7, 



Die Gesetze Art 5 erteilen aber auoh den . beiden 
Landesversiclierangsanstalten den Charakter als 
Edrperschafton. Bei diesen ist zwar der anstaltliohe Typus 
noch wesentlich mehr berrorstechend, wie sieb spSter zeigen 
wird (Abschnitt IV.) aber ancb sie sind nicht ohne körper- 
schaftlicbeu Eiiisehla^u- uud da die BewortLuig- der Merkmale 
des einen luid des andern Typus imnior etwas Willkiu'lichos in 
sich trägf, so könncsi auch die beiden Landesanstalten dnrch 
das positive Recht rocht ^vuhl den Korporationen im engeren 
Sinne zugeteilt werden. Es ist also auch die Annahme berech- 
tigt, daß die Gesetze in Art. 5 unter „Körperschaff' nicht den 
Sammelbegriff, sondern eine Art der juristischen Personen 
verstehen wollen. ^) Dies lündert auch nicht die Tatsache, 
daß die LandesrückversicherangsTerbände gleichzeitig noch den 
Namen „Anstalt'* tragen; Anstalt ist hier lediglich als wirt- 
schaftlicher BogrifE verwertet, als die tatsächliche, daaemde 
Yerbindung von Menschen nnd Gütern zn einem bestimmten 
Zweck. (Stengel I. S. 693) 

Dal] die Gesetze den Begiiff „Körperschaft" in dem 
en^ren Artsinne gebrauchen, findet eine Stütze auch in der 
Verwendung des gieiclien Be;T:riffs für die Ortsgemoinden, 
(Gein.-Ordng. Art. 1) die nach der neueren Rechtsentwickeluug 
Korporationsobarakter hahen ; ^) ferner in der direkten Gegen- 
überstellang von öffentlichen Korporationen zu den öffentlichen 
Stiftungen in Art 112 des bayr. A. G. zur R. Str. P. 0; insbe- 
sondere aber darin, daß das bayrische Becht da, wo zweifel- 
los Stiftungen vorliegen, niemals den Namen „Edipersdiaft^* 
gebraucht (z. vergl. das Brandveraicherangsgesetz). 



2« KopUd» 

Seine Natur als Mfentliclie Korporation. 

Die Rechtsfähigkeit ist für den ö.V.V. nur Mittel zur 
Durchführung eines selbständigen Zweckes, welcher auf dem 

1) Ebenso FoU-Heater S. 37; aas den Motiven sa Art 6. y*A.G. 

ist es allerding's nicht zu entnehmen, 
vgl. UierM S. 474. a03. 



Digitized by Google 



- 11 - 

Gebieie das Öffeatfidien Beehtes gelegen ist. Ber Terem ist 
öffentliche Korporation. ^) 

Ein öffentlich rechtliches Institut ist das- 
jenige, dessen Tätigkeit beraht anf Herrschaft 
und Gehorsam.*) 

Fehlt dieses Moment, ist aber gleichwohl das Institut als 
öffentliches bezeichnet und mit Privilegien ausgestattet, die in 
erster Linie den öffentlich-rechtlichen verliehen zu werden 
pflegen, z. B. wenn die aus der Tätigkeit eines solchen Instituts 
sich ergebenden Ansprüche auf dem Verwaltungsiechtswoge 
verfolgt werden, so ist das lediglich eine formelle Heraus- 
hebung ohne Wesensänderong. Das Institut bleibt privatrecht- 
lich. Hieher gehören die „öffentlichen Stiftungen*^ bayrischen 
Rechts. •) 

Die Hensohaft, d. i das Henschaftsrecht kann vom Staat 
für gewisse Anwendungd^e an Staat^eder übertragen 
werden, so zwar, daß ihnen ein eigenes Recht auf die 

Herrschaft auch gegenüber dem Staat zusielit, d. i. zu Selbst- 
verwaltung; auf diesem Wege werden Verbände zu 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes erhoben, 
d. i. zu Selbstvcrwaltungskö rper n. 

Die öffentlioke Korporation ist also ein kor- 
porativ organisiertes Rechtssubjekt, das Herr- 
schaftsrecht besitzt. 

Ob bei den ö.Y.Y. Ausrüstung mit Herrsohaftisrecht ge- 
geben ist, ob sie also irirUiche Selbstverwaltongskörper und» 
das zeigt sich bei Prüfung der einzelnen mO(|^lchen Heirsohafts* 
akte, wenn man dieselben nach der Natur ihres Inhalts g^edert: 
in Gesetzgebungs-, richtsriiche und Yerwaltungsbefebls-Akte. *) 
Diese Glie(3ening bedarf aber erst der Klarlegung. 

Wenn Gesetzgebung die verbindliche AnoidDuug eines 
Recbtssatzes, Rechtsprechung die verbindliche Feststellung eines 
Rechtsverhältnisses und Verwaltung che Herbeiführung eines 
tatsächlichen Erfolgs, verwirklicht durch Befehl an die Gewalt- 

>) V. A. G. o. Ff. A. O. Art. 5. 

^) Siehe auch Gicrin, Gen08BCiia«hiftgtheorie 8. 155 ff. 

») Jellinek S. 267. 

«) Labud n. S. 1 163 .if. . 
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unterworfenen, ist. so sind diese ^amtlichen \\'illens- 
iiuiierungen Henschaftsakte deshalb, weil sie in letzter 
Linie ^egen den Widerstrebenden mit Zwang durchgesetzt 
werden können. Die Krzwingbaikeit ist Begriffsmerknial dei* 
Akte jeder der '6 llerrschaft^üuüerungen. Denn Befehl ohne 
Ei*z\\ingbarkeit ist überhaupt nicht Befehl im juristischen 
Sinne. ^) Da der Zwang aber immer eine nach außen gerichtete 
Tätigkeit ist, ist er immer Verwaltungsakt. Daraus ergibt 
Bich, daß Gesetzgebungs- und richterliche Gewalt im letzten 
Ende immer Yerwaltungsgewalt sind, also zusammengesetzte 
Natur haben, d. h. die Gesetzgebungsgewalt erschöpft 
sich nicht in der Befugnis, Rechtssätze anzuordnen, sondern 
sie schließt auch noch die Gewalt in sich ein, die erlassenen 
Gesetzesbefehle duiehzubctzen. Die bloße Befugnis, Anord- 
nungen zu erlassen, ohne die Gewidt, sie durchzusetzen, ist über 
liaupt keine Gesetzgebuugsgewalt und damit auch keine Herr- 
schaft. So ist auch zur VerwaltungsgcAvalt notwendig die 
Gewalt, den Verwaltung^befehl durch Vollstreckung erzwingen 
zu können. 

Bs soll im Folgenden gleichzeitig die Prüfung dieses 
Gegenstandes auch für die beiden LandesrersicherangBanstalten 
statthaben imd in dieser Bichtung im Interesse der Verein- 
fachnng der Darstellung den Erörterungen des IV. Abschnittes 
vorgegriffen werden. 

Haben die beiden Versicbernngsanstalten und 
die d.V.T. das Hecht der Selbstgesetzgebung ~ Autonomie? Ist 

ihnen Gesetz^^ehungsrccht einsciiließlich des Zwangsrechtes zui' 
Verwirklichung der gesetzlichen Anordnungen überlassen? 

V.A.G. und Pf.A.G. Art. 4 sagen: „Die Organisation der 
ö.V.V. und deren Verhältnis m den Versicherten wird durch 
ein Normalstatut geregelt und dieses N, St. ist diu-ch die An- 
staftsverwaltung aufzustellen". Die Anstaltsverwaltung ist bei 
Aufstellung des Statuts einmal gebunden an das Gesetz selbst, 

«) S«ydel in S.613, Laband I S. 04, .lellinek S. 2ö6, R«hin, Staat«- 
dienst, Aanalen 1885 S. 147. 150 f. A. M. QieriM 114. 
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es dürfen die Bestimmangen des Statuts nicht im Widerspruch 
mit den Bestimmungen des Gesetzes stehen, und zum andern 
ist ihr durch dos Gesetz zur l/l liclif gemacht (Art. 4 Ahs. 2). 
hostiiniiito (hirt genannte Fragen im N. St. zu regehi, während 
sie andere durch das N.St. regein kann, aber nur solche, 
welche mit dem in Art. 1, Art. 2 und Art. G genannten Zwecke 
der Vereine in Zusammenhang stehen. Das Statut besteht also 
aus Kann- und aus Muß-Vorschriften. 

Es kann nun nicht zweifelhaft sein, daß die iu Art 4 
Abs. 2 Y.A.G, und Pf.A.G. erteilte Ermächtigung bezweckt, 
der Anstalt als einer öffentlichen Körperschaft die Befugnis 
zum Erlaß von RechtsTorschrif ten zu erteilen, nidit 
etwa bloß Dienstyorschriften zu ermöglichen über die Zu- 
lassung der ö.y.V. zum Geschäftsbetriebe, die abhängig sein 
sollen von der Art der von den ö.V.V. mit den Viehbesitzern 
zu schlielk'nflen Vei-triige; denn den Vorschriften wird durch 
das Gesetz Zwang zugesagt in Art. 13 Abs. 2 und Art. 10; sie 
sollen also sichorlich nach außen wirken. Es soll also 
durch das N. St. auch nicht bloß dor Anstaltsverwaltung die 
Befugnis zum Abschluß Ton Privatrechtsgeschäften mit 
den ö.V.V. erteilt -werflon. 

Auch hinsichtlich des Verliältnisses zwisclien den ö.Y.V. 
und ihren Mitgliedern, f(&r welches das N. 8t ebenfalls Be- 
stimmungen gibt, soll es nicht bloß Dienstvorschriften 
ffzT die Oigane der ö.V.V. geben, sondern RechtsTorschriften, 
die auch fQr die Vereinsmitglieder bindend sind. Das eigibt 
sich wiederum ans der Tatsache, daß diesen Vorschriften in 
Art. 10 der Gesetze zwangsweise Durchsetzung gegenüber den 
Vereinsmitglieder gowährioistot ist. 

Die Vorschriften di s; X. St. sollen wirken, einmal zwischen 
der Anstalt und ihren Mitgliedern, den '>,V.V., also innerhalb 
des Anstaltsverbandos, sie sollen aber auch wirken zwischen 
den ö.V.V. imd deren Mitgliedern, also, vom Standpunkt der An- 
stalt aus betrachtet, gegenüber dritten Personen. Es ist nicht 
richtig, wenn Thelemann S. 62/63 sagt, das Verhältnis der 
Anstalt zu den Vereinen werde durch das Gesetz, das Ver- 

i) Gierke S. 152 ff. • : " , 
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hältnis der Vereine zu den versicherten Vichbesitzern durcli 
das N.St. geregelt. Das N.St. wirkt auch innerhalb des 
An stalt s ve r b ii Ildes als Ergänzung, Detaillierung der Vor- 
schriften des Gosctzos, das nur die Skizze der Rechtsordnung 
der Anstalt enthält. Das N. St. ist für die Rechtsverhältnisse 
der Anstalt nicht IdoP) von wirtschaftlichei: Bedeutang, so wie 
die Organisation jedes Versicherungsuntemehmens gegenüber 
seinem Büdnrersiohenmgsbetriebe, sondern Ton rechtiicber Be- 
deutang, insofern als Rechte und Pflichten der Anstalt gegen- 
über ihren Mitgliedern, den Vereinen, erst durch N. St 
detailliert werden. Art 6 Abs. 1 des Gesetzes läßt darüber 
keinen Zweifel. Auch für die Vereine bat das N. St nur 
den Charakter der speziellen Regelung des durch das 
Gesetz geschaffenen Hanos. Denn das (icsctz entliitlt eine 
Keiho von Bestininnmgou ül)ei' die Kechtsverhültni.sse der Ver- 
eine. (Art. 2, 3, f), 7, 10 etc.)') 

Der Ornnd für die Teilung der Rechtsvorschriften in 
solche, die durch formelles Gesetz, nämlich V. A. 6. und Pf. 
A. G., und solche, die durch die Anstalt aufgestellt werden, 
wird durch die Motive zu Art. 4 des V. A. G. folgendermaßen 
klar gelegt : „Durch diese Begelnng wird nicht nur das Gesetz 
von einer großen Masse von Detailbestimmungen entlastet 
sondern es wird auch der Anstaltsverwaltung, die mr gedeih- 
lichen Füluuug der Gescliäfte unerläßlich freiere Bewegung 
gesichert. Let;^teres ist umso notwendiger, als die Vieh Ver- 
sicherung anerkanntermaßen zu den schwierigsten Versiche- 
run f^sarten gehört lind nähere Erfahrungen auf diesem füi* den 
Staat neuen Versicherungsgebicte erst gesammelt worden müssen. 
Es ist deshalb dringend geboten, der Anstaltsverwaltung den . 
AVeg offen zu lassen, auf welchem sie ohne vorherige umständ- 
liche Gesetzesänderung, lediglich mit Zustimmung des der Anstalt 
beigegebenen Ausschusses eine nach den gewonnenen Erfah- 
rungen etwa notwendig gewordene Änderung einzelner Ver- 
sicherungsvorschriften herbeizuführen vermag.'^ Wenn die 
Motive dann weiter sagen, gegen dieses Verfahren könne ein 



1) ». IL Fiitt*Reater S. 38 Anm. 
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rechtliclies Bedeiikoii schon deslialb niclit bestcheu, weil 
die Yer.sicheruDgsnorm mclit auf gesetelichem Zwang, sondern 
auf Freiwilligkeit beruht, so ist das nicht recht verständlich; 
denn ein rechtliches Bedenkeu besteht gegen gesetzliche 
ErmächtigUDg eines andern als des gesets^benden Staatsoigans 
zar An&tellang von Rechtsvorschriften niemals, ßs kann sich 
immer nur um polltische nnd wirtschaftliche Bedenken handeln. 
Wirtschaftliche Grunde sprechen aber gerade hier für die Über- 
weisung der Detailbestimmnngen zur Aufteilung durch die 
Anstalt. 

Alle die Bestimmungen, die durcli das N, St. geschaffen 
werden sollen, können auch ihrer inneren Natur nach 
Rechtsvorschriften sein, sie können eine Abgrenzung 
zwischen Befugnissen und Pflichten geben. 

Die Befugnis zum Erlaß des N. St. will der Ver- 
sicherungsanstalt erteilt werden mit der Normierung, 
daß sie ausgeübt werden soll durch flio Verwaltungsorgane der 
Anstalt d. i. die kgl Versicherungskammer, bei der 1. Auf- 
stellung desselben, und durch die Verwaltungsorgane der An- 
stalt unter Zustimmung des Anstaltsausschusses bei Abänderung 
derselbMi. Art 2. II, Ait 16. I, Art 1. II V.A.a. und Pf.A.a. 
Die Befugnis ist also nicht übertragen der k. Versicherungs- 
kammer als einer k. Behörde. 

Art, 4 und 16 des V.A.G. und Pf.A.G. wollen nicht bloß 
im Wege der Selbstverpflichtung eine Bindung des Staates 
hinsichtlicli der Oraane herbeiführen, die befugt sein sollen, 
die Rechtssätze des N. St. aufzustellen, sondern sie wollen 
der Anstaltöverwaltung mit dem Ausschusse der Anstalt ein 
subjektiTes Recht gegenüber dem Staat zum P>laß jener 
Bechtssätze zuweisen. Ein subjektives Becht gegenüber dem 
Staat ist aber nur dann anzunehmen, wenn einmal die Natur 
der Sache die Begründung eines subjektiven Bechts gestattet 
nnd das bezugliche Individualinteresse von der Bechtsordnung 
ausdrücklich oder implidte anerkannt wird.^) Eine indirekte 
Anerkennung des Rechts liegt in den Vorsdiriften des V.A.G. 
und Pf.A.G., die in Art. 14 und IG die Befugnisse der Staats- 

JeUinek S. 69 ff., S. 200, 20X. 
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regieruiif? namentlich aufführen und in Gegensatz zu joneii der 
Anstalt bringen. Der Staat liat nur das Hecht der Aufsicht 
über die Tiitigkeit der Anstalt, er IcMnn nicht durcli Ver- 
waltungsakt das dem Verbände kraft (icset^.cs vf^rliclieno Keclit 
wieder au sich ziehen. Eino austhiickUche Anerkennung dos 
subjektiven Rechts der Anstalt auf li^laß des N. ät. ist aber 
nicht eifolgt; eine solche wäre nur 'anzunehmen, wenn die 
Rechtsordnang einen Anspruch auf Reohtssobtttz für das in 
Rede stehende Beehtsrerbältnis gewähren würde, wie z. B. das 
Gesetz über den Yerwaltungsgerichfariiof die Gemeinden durch 
Art lO Ziff. 2 in ihren sabjektiTen Rechten schützt Ein 
solcher Schut2 fehlt aber der Anstalt 

"Welcher Ai t nun das Recht ist. tlas die Anstalt bei 
Aufstellung des N. !^t. Torwertot, ob letliglicli Ki^cht auf 
Ausiibung dor (fosorzgeianiii-sgewalt des Staates ist, also 
Recht .lut Ojganschaft, oder ob es Gesetz ge b u ugsge wa 1 1 
der Anstalt selbst ist, das wird klar, wenn wir fragen, ob 
die Anstalt Zwangsrechte zur Durchfühnmcr ihrer im N. St 
aufgestellten Rechtsnormen hat, und ob sio diese Zwangsrechte 
und das Satzungsrecht als eigene besitzt Es ist in den Ge- 
setzen nicht ausdrücklich gesagt, daß der Anstalt Rechtssotzungs- 
i^ht als eigenes Recht übertragen sei. Es ergibt sich aber 
einmal aus der geschichtlichen Kntwickelung aller öffentlichen 
Verbände des 19. Jahrhunderts, die beherrscht ist von dem 
Gedanken der Selbstoinschiankuii;: der Staatsgewalt und der 
Übeiti'agung des imperiunis an seine Glieder und der 
Lokalisierung der Gewalt in einer abgegrenzten Reohtsspliäro, 
audei"seits aus der fortdauernden Ausdehnung jener Intcrosson, 
die der Staat als Interessen dor Gesamtheit erachtet und die 
er deshall) seinem eigenen iniperium unterwirft. Ob eine 
solche Unterstellung stattgefunden hat, kann nicht ans for» 
meUen Kriteiien erschlossen werden, z. B. die Unterstellung 
eines Rechtsveihältnisses unter die Kompetenz der Ver- 
wiltungigerichte, sondern nur aus der Natur der Sache, die 
wiederum in ihrer gesohiohtiiohen Entwickelang zu würdigen ist. 
Wenn nnn der Staat solche Interessen einem einzelnen Yer- 
bände überwiesen hat, zur eigeu^u Wahrnehmung und gleich- 
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zeitig das zu ihrei- Durchführung erforderliciie imperium üdei' 
Avenifjstens einen Teil desselben, so hat er sie hiedurch als 
pai'tikulares Interesse des Verbandes neben jenem staatliobeu 
erklärt 

Dafi dies für die VereioherimgMnsteitBa sutrüft, maß mM 
dem Geiste der beiden Yereicberiingi^geBelse gefolgert 'werden, 
der jenem der Qemeindeordnuiigeii entRpricht; ffir die Ge- 
meindeBii aber trird das Vorbandensein eines etgenen Wickungs- 
kreises nicbt bestritten J) 

Zwangsgewalt der Anstalt zur Durchsetzung der 
von ihr aufgestellten Rechtsnormen äußert sich einmal in den 
richterlichen Entscheidungen des Anstaltssebiedsgerichts nach 
Art. 8. U V.A.G. und PfA.G. und der Anstaltsverwaltung nach 
Art. 4 2iffer 11 und deren Vollstreckung (siehe biertlber unten 
anter 2.\ ferner in den Verwaltangsmaßregeln nach Art IB. n 
mit Art 10. Y und nach Art 10. III (Sats 2. Die X^tsache, 
daß die Beitreibang der Strafgelder nnd der Leistungen der 
Yereinsmitglieder nieht unmittelbar darcfa die Anstalt sondern 
unter Angebung der Gemeindebehörde geschieht, ändert 
an dem gewonnenen Resultate nichts. An sich könnte es zwar 
niöglicii sein, daß die Anstalt Zw augsrechte der letzteren 
Art überhaupt nicht besäße, daß vielmehr der Erfüllungszwang, 
der von der Gemeinde geübt wird, von dieser geübt werde 
im Auftrage und als Organ des Staates. Aber aus der 
historischen Entwickelung muß der Schluß gezogen werden, 
daß die Gemeindebehörden bei der Beitreibung der Vereins- 
beiträge und OrdnongBBtrafen im Auftrage nnd als Or- 
gane der VersiciieruDgsanst&liy besw. des ö.y.V. haadeb, also 
ein der VecsicherangBanstalt nnd dem Verein tyi>eK(ngineB 
HeETscfaaltarecht lediglich ausüiben, aUerdiQgs ausüben lueht 
bloß als Pflicht, sondern als Becbt Ijedi^^ich praktische 
Erwägungen sind es, die es als unzweckmäßig erscheinen 
ließen, die Ausübung der Vollstreckung durch die Oigaue der 
Verbände selbst betätigen zu lassen. Full-lieuter vertritt übrigens 
die Ansicht, daß die Versicherungsanstalten — nicht die Ö.V^.V. 



Jellinek S. 275 Kahr I 48 ff. 
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und auch die eisteren nur hinsichtlich der erkaanten Ord- 
nungsstrafen, nicht hinsichtlich der ümlegung und Bei- 
treibung der Vereinsbeiträge, bei Saumsal der Vereinsorgane 
das Recht haben, den ToUstreokungsbefeh), d. i. die ToUstreck- 
barkeitseikllning, selbst durch ihre Yerwaltung aa erlassen, und 
lediglich dieAnsffthrungder YoUstreckaag den Gemeinde- 
behörden Überlassen sei. Für diese Auffassung fehlen aber 
alle Anhaltspunkte; denn einmal sind die Tersichernngsan« 
stalten m Art. 10 mit den Vereinen in einer Linie genannt 
und dann ist für die Differenzierung zwischen Ordoungsatrafen 
und Vereiosbei trägen ein Grund überhaupt nicht ersichtlich.') 
(Zu vorgl. insbesondere auch Brandversicherungsgesetz Art. 69 
IHauck S. 131) und Hagelversicherungsgosetz Art. 18. II.) 

Es folgt aus den angegebenen Gründen, daß alle Bestim- 
mungen, die von der Anstalt auf Grund des Art 4. IL VA..O. 
und Ff.A.G. erlassen werden, autonome Satenngen sein können 
und sollen, soweit sie durch die nach Art. 13, 10, 8. II, 4 Z. 11 
der Gesetze geschaffenen Zwangsrechte gedeckt sind. Dabei 
aeigt sich aber sofort, dafi eine Ausscheidung jener Bestim- 
mungen, die hierunter fallen, von jenen, die nur Äußerungen 
der Anstalt als einem Organe der Staatsgewalt sind, nicht 
durchführbar i^t. Vielmehr ergibt sich aus den tatsächlich 
aufgestellten Normalstatuten, daß zur Verwirklichung aller ge- 
troffeneu Vorschriften sowohl Hen-schaftsrcclit der Anstalt 
als unmittelbar staatliche Gewalt in Anwendung kommt Es 
sei nur auf die Streitigkeiten hingewiesen, die zwischen An- 
stalt und Verein über die Zuteilung des den Verein treffenden 
Oesamtbeitrags nach Art 10 Abs. I, oder jene, die auf Grund 
des Art 2 Abs. lY entstehen können, welche Tom E. Stsats- 
ministedum des Innem au verbescheiden sind*) und deren 
Erledigung Tom K. Staatsministerium auf dem in Art 21 des 
Pol.-St.-G.-E angegebenen Wege mit Zwang herbeigefOhrt 
werden kann. Für eine derartige staatliche Herrschaftsäußerung 
können aber sämtliche Paragraphen des N. St von Bedeutung 
werden, da jeder von ihnen unter Umständen hiebei einschlägig 
sein kann. 

') PuU-Renter S. 53. 5i. 

Thetimui 9. 77. 
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Die von der Anstalt zu erlassenden statutarischen Rechts- 
sät£c sollen also doppelten Charakter haben, einmal den der 
autonomen Vorschriften, anderseits den staatlicher 
Kechts Vorschriften, also von fiecht&TerordouDgen, die erlassen 
sind durch das VerwaltiuigKMrgui eines untergeordneten Ter- 
bandQs. 

Welcher Art die Yorschiiften sind, su deren Erlaß 
die Anstaltsrerwaltiing ermfiohtigt ist, ob sie privatreoht- 
licher oder öffentlichrechtlicher Natur sind, ist hier 
nicht zu eiOrtem. (Siehe hierftber im II. Abschnitt.) 

Ob die tatsächlich erlassenen N. St. und ihre Ab- 
änderungen auch wirklich Rechtsvorschriftou sind, 
ist in diesem Zusammenhang, wo es sich nur um die Frage 
der Berechtigung zu ihrer Aufstellung handelt, an sich nicht 
zu behandeln ; es ist aber wohl zweckmäßig, das gleich hier 
vorw^unehmeu. 

Zur Entstehung der .N. St. als Rechtsnormen ist erforderlich 
einmal, daß sie, so wie sie tatsächlich bestehen, Bechts> 
▼orschriften seui können; dies ist der Eall; ferner, daß 
sie mit dem Willen aufgestellt sind, Bechtsnonnen sn 
schaffen. Dieser Wille kann präsumiert werden, wenn die 
.N. St. als Reohtsnormen verkündet sind; hinsichdich 
der Abänderung der Statuten ist der Wille schon ans der 
Einhaltung dar Gesetzgebungsform — Erlaß durch die Anstalts- 
verwaltunjLi; unter Zustimmung des Ausschußes — zu erschließen. 
Die tatsächliche Vorkündigung muß aber auch im letzteren 
^^Uo zur Herstellung der Rechtssatzung hinzukommen.^) 

Hiebei ist der dargelegte doppelseitige Charakter der N. St. 
zu beachten. Vorschriften allgemeiner Natur über die Ver- 
kündigung Ton autonomen Satzungen existieren in Bayern 
nicht, ebensowenig über die Verkündigung Ton BechtsTsrord- 
nungen. Die in Art. 11 des Pol.-St-G.-B. gegebenen Vor- 
schriften können analoge Anwendung nicht beanspruchen, da 
sie, wie Art 1 dieses Geselm ausspricht, nur Bestimmunen im 
Auge haben, deren Übertretung mit Knminalstrafe bedroht ist*) 

1) Ubaod n. S. 90, Gierke S. 158. - 
Biedsi-8«ln«r: Pol>Sl.-£l^fi., Aafi. ^2 sa Art. h • 
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Die k. VerordnuDjj vom 29. Oktober 1873 teröor spricht iiui* 
von Bekaantmaeluiagea der MiDistorien* Es kann ako dqf auf 
allgemeine Grundsätze zurückgegriffen werden, wonach er- 
forderlich ist jedenfalls eine Kaadmacluuig, die geeignet lit, 
die Bechtsnonn znr Kenntnis [aller Beteiligten zu bringen. 
Das yj^JSi nnd seine Änderungen sind verkündet im Gesehh 
nnd Verordnungsblatt: 1896 S. 214 ff, 1898 S. 60, 1899 S. 
57, 1901 8. 85 und 1907 B. 92; das H.N.8t. mit seincfe 
Änderungen ist verkündet im Gesetz- und Verordnungsblatt: 
1900 S. 3S4 und 1905 S. 62. 

Diese Verkündigung ist als orduungsgemäß zu betrachten. 
Die Verkündigung d. h. der Verkündigungäbefeh), gehört beim 
Mangel von besonderen Yorscbriftcn zur Kompetenz des- 
jenigen Organs, das den Gesetzesbefehi erläßt, da er dessen 
Endstadiüm darstellt Betrachtet man die in Art 16 dein 
Ausschuß der Anstalt vorbebaltene Zustimmung als Becfat, 
lediglich bei der Entstehung de^ Oesetzesinhalts miteu^ken, 
ine der Ausdruck „Kustimmung^^ gegenUber dem Rechte der 
Ahstalsverwaltung, das N". St aafznstellen (V.A.G., t*f.A.G. 
Art. 4 II), nach staatsrechtlichem Sprachgebrauch zu deuten 
ist^), so steht der Verküudigungsbefehl der Anstaltsverwaltung 
zu, sowohl vom Gesichtspunkte der autunomeu SatzAing als der 
Kechtsvcrordnung aus, die beide in dorn N. St. zu erblicken sind. 
Tatsächlich sind die N. St. und ihre Abänderungen bekannt- 
geinacht durch das K. Staatsministerium des Innern. Dies ist 
itlur mdglioh auf Gnind einer Bevollmächtigung durch die An- 
staltsveriraltnng, die keinem Bedenken unterliegt, da es 8i<^ 
nur um deh Vo^ug dkß 't'erkündigangsbefebls hiandelt 

Das Statut ist also als Rechtsverordnung materielles 
Staatsgesetz mid gleichzeitig formelles autonomes Gesetz der 
Anstalt. Es ist also nicht richtig, wenn Thelemann S. 04 
und Haag S. 54 sagen, das Statut liabe nicht Gesetzeski-aft. 

Vor der erstmaligen Aufstellung der N. St. ist der 
Landtag mit seiner Äußerung gehört worden und ihm 
die Zusicherung gegeben worden, daß die N« St so, wie 

1) «f. IH^. MdiMl« m VQ §'42. 



Digitized by Google 



-r 8^ - 

fl|e vofi dif^ |le|«4p^Meea dmi Ltadtag» b«rv(iig|ii||ei^ T^sMndet 
w^en wfirden, und diese ZaBiclienmg ist auch erfüllt worden« 
O|elohwohl handelt es sich hiebe! nnrumeine gutachtliche 
Xiißerung, an die sich die als Anstaltsverwaltong fungierende 
k. YerBiohenmgsIranimer anf OniDd Dienstbefehls des k. Staats^ 
i:|iinisteriuDi8 des Innern freiwillig gehalten hat') 

Einer Bestätigung bedürfen das Statut und seine Ab- 
änderungea nicht. Es ist aber zu beachten, daß das k. Staats- 
roinisterium des [nncrn auf die Abänderung der Statuts Ein- 
Huß nehmen kann und schon mehrfach genommen hat. (Zu 
vergl. b3iDii)ri die Äqderaag des § 6 des Pf.N^t ~ Ges. und 
Verordnungsblatt 1905 S. 62). Das ist aber nicht ein Eingriff 
4es Ministeriums in die Rechte der Anstaltsverwaltnng. AUer- 
4tfig6 rermag ich das Beoht des Ministeriums hiean nicht 
Tlielemann 8. 64 aas Art. 14 Abs. II des Y.A.6. und Pf.A.a 
arbzuleiten. Penn seiner Stellung im G^tse nach nnd seinem 
Wortlaut ent^rechend kann Art. 14* n — er spricht Ton def 
'Aufeicht gegenüber der Anstaltsrerwaltung — nur die 
Staatsauf siclit gegenuboi dem Selbstverwaltungskörper zum 
Gegenstand haben (zu vergl. besontlers die Motive zum Hagel- 
versicherungsgesetz Art. 15, wo es heißt, Abs. III des Art. 15, 
der den gleichen Wortlaut mit dem des Art 14. II V.A.G. und 
Pf.A.G. hat, beabsichtige, dem k. Staatsministerium die erforder- 
lichen Aufsichtsbefugnisse zuzuerkennen). Nach der derzeitigen 
BJfjtwickelung ^es Rechtes der dem Staate eingegliederten öffent- 
y^rb^t^de mit selbstfindigen ^vdpJben ist aber 
die Staatsaufeicht besohiinkt ai|f eine fpifan^^& ^eclj^ 
mftBigkeit der ^örperschaftshandlungen und nicht befugt su 
einerMfung der ZweckmftBigkeit derselben. Soanohbayer. 
r. Öem.-Ordng. Art. 157 (Kahr II 6. 1 8. 84), feraep Refchs- 
arbeiterversicherungsgesetze : Kr.-Vers.-Ges. § 46 I, Gew.-Ünis 
Vers.-Ges. 125.1, Inval.-Vers.-Ges. 108.1. Auch in den älteren 
bayerischen Gesetzen, z. B. Gesetz, die Distiikt&räte betr., ist 
hiezu schon die Grundlage gelegt. (Motive zu Art 23 des cit. 
Gesetzes und Lermann S. 28.) 



1) Tbetonaaä 0. 64. Haag 8. 64. 
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Die Vermutung spricht also heute für die Beschränkung 
der Staatsaufsicht auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit^) Im 
V.A.G. und FtA.G. selbst findet sich an keiner Stelle 
ehie Bestimmimg, die anf andern Inhalt der StaatBaufincht hin« 
weisen würde. Namentlich ist, wie schon erwfihnt, der Staats- 
auMcht gegenüber den antonomen Beohtssatsangen der Anstalten 
ein Bestfttigungsrecht, das den Charakter d«r Prüfung der Zweck- 
mäßigkeit am deutlichsten zum Ausdruck bringt*), nicht gewährt 
Aus dem Wortlaut des Art 14. LI allein, der dem Ministerium 
die Sorge für die Interessen des Staates, der Anstalt uud 
der Versicherten überträgt, kann nicht die £rog:enteilige Ansicht 
entwickelt werden, da auch die Prüfung der Kechtjnäßig- 
keit der Verwaltungshandlongen der Anstalt das Interesse d&t 
genannten Personen im Auge hat. Auch unter dem 
Oesichtspunkte der staatlichen Bechtsverordnung 
nnteriiegt das Statnt nicht der Bhiflufinahme des k; 
Staatsministeriums. Denn die Delegation ist nur der 
AnstaltsTerwaltung erteilt; eine Mitwirkang des k. Staats- 
ministerinms mflfite ausdracklich zugelassen sein, kann aber, 
wie gesagt, aus Art. 14. II, der andern Inhalt hat, nicht 
gerechtfertigt werden. 

Vielmehr ergibt sich die Möglichkeit der Einwirkung des 
k. Staatsministeriums des Innern aus der Tatsache, daß die 
Anstaltsverwaltung geführt wird durch eine k. Behörde, die 
k. y6rsicheningßkammer*X welche dem k. Staatsministerinm 
dee Innern murnttelbar untergeordnet ist^), und dedudb seinen 
Dienstbelehlen lu gehorchen hat 

Hat auch der ö. V. V. Autonomie? 

Zur Beantwortung dieser Frage sind die oben entwickelten 
Grundsätze analog anzuwenden. Der Versicherungsverein er- 
läßt durch seine Organe mehrfache Anordnungen, z. B. gemäß 
§ 18, 1», 20 des y^.St Diese können aber nicht den 



1) Gieik» 8. 620 i. 

«> Gieiks 8. 621 Anm. 1«, 8. 167; Boibi I & m 
B) Y.A.G. Art. 1. m, Art. 20, Pf.A.a. AM. 1. 0. 
BnBdY«n.-6M. Art. 8a 
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Charakter von Rechtsvorschriften haben, sondern nur den in- 
terner Vonvaltungsverfügungen. Anurdnungeu, die ihrer Natur 
nach den Charakter von Kechtsvorschrifteii haben 
können, sind nur die auf Grund des § 32 Y.N.St bezw. 
§ 30 PtN.St. über einen Reservefond, seioe Bildungi die Bei- 
träge bieza und seine Verwertung eriassenen AnoidDangon. 
§ 32 besw. 30 der N. St bezweckt aacbf dem Yereine die 
Befognis mm Erlad von Reobtsvorscbriften inaerbidb 
des Bahmens von Gesets und N. St. sa erteileo. Diese Becht»> 
vonchiiften sollen das N. St binsichtlich des Beobisverfailt- 

• 

niases zwiscbeo dem Ö.Y.Y. und seinen Hitghedem ergänzen, 
j^ezwecken'* will § 32 die Ermächtigung znm Erlaß von 
Rechtsvorschriftcu durch den Verein. Das heißt über nicht, 
daß es Absicht seiner Schöpfer gewesen ist, die.se Wirkung 
hervorzubringen, sondern es heißt nur, daß der Paragraph kraft 
seiner Stellung im N. St. und des sofort zu beweisenden Zu- 
sammeobangs mit Art 10. V des Gesetzes wegen so inter- 
pretiert werden muß. Rechtsvorschriften sollen sie 
sein, weil, wie sieb zeigen wird, die Becbtsvorscbriften 
des N. St ttber das Yerbftltnis zwiscben dem Yerein und 
seinen Hi^edem eine Ergänzung erfahren soUen. 

An welche Yereinsorgane die Befugnis gebunden sein 
sdJ, Jäßt § 32 bezw. 30 offen. Es kann aber nach den fOr 
die Rechtssetzungsbefugnis geltenden allgemeinen Omndsätzen 
bei dem Mangel besonderer Bestimrauugen nur das höcli ste Or- 
gan des Vereins, d, i. die Generalversammlung in Erage 
kommen (zu vergl. § 43 V.N.St., § 41 Pf. N.St., besonders 
Buofast. f).') Die Generalversammlung entscheidet mit ein- 
facher Stimmenmehrheit (V.N.St. 42. IV, Pf.N.St 40. IV.) 

Der hei Thelemann S. 150 und Haag S. 138 vertretenen 
Ansicht, daß der Yereinsausschufi kompetent sei, kann nicht 
belgepfüchtet weiden. JBs fehlen für (Üese Annahme j«gliohe 
AnhaUqpunkte. 

Bis in § 32 beiw. 30 ausgesprochene Befugnis ist als eui 
Recht des YersiUis gedacht- Das besagt der WcrÜant, der 



*4 Qierk« 14^. 
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die fi^galttttg dem Ermessen des Vereins überlädt Die Bö- 
fagnis kami also nicht dorob YerfüguDg der Anstaltsverwalto ug, 
sondern nur dnrch Andemng der in § 32 gegebenen Rechts- 
vorschrift entzogen werden.^) Gegen widerrechtliche Eingriffe 
wäre der Verein geschützt durcli die Aufsicht dos k. Staats- 
ministeriiims des Innern, die von Amtswegeu ohne oder auf 
Anrufen gemäß Art. 14. III über die Geschäftsführung der 
Anstalt geübt wird (siehe unten 3. Kap. c. aa ). 

Ob durch § 32 bezw» 30 des N. 8t wiederum nur ein 
Recht auf Ausübung fremder Qesetzgebungsgewalt oder 
Oesetsgebnngsrecht selbst übertragen werden wollte, beantwortet 
sidi nach den gleichen Grundsätzen, die wir für das Beehts- 
setEongsreobt der Landesanstalten aufgestellt haben. Auch hier 
sagt weder Gesetz noch N. 8t, da0 das impeiiam dem Vereine 
als eigenes Beeht übertragen werde. Aber die gleichen Gründe, 
die oben für die Anstalt Maß gaben*), sind auch für den Ver- 
ein voü ontschcidoudor Bedeutung, sodaß also die Herrschaft 
des Vereins eigenes Recht des Vereins ist. Dem ö, V.V. 
sind Zwangsrechto überwiesen durch Art 10. V des Gesetzes 
mit § 12, 14, 15, 17 des V.N.St. (§ 13. 15, 16, 18 
PfJ^.St.), welche die Anordnung ^on Ordnungsstrafen zum 
Gegenstand haben und durch Art 10. III, der die Beitreibung 
der den Vereinsmitgliedem gegen den Verein obliegenden 
tieistongen betrifft Nach der Ansicht von Tbelemann 8. 149 
imd Fäll-Beater 8. 181 können die angeordneten Beitiflge «im 
Btaervefönd, wenn äe rüökstlndlg sind, in GemfiAbeit dos 
Art 10. V ond IH unter Zohflfenahme der gemeiiidliehoii 
lii^tionsorgane beigetrieben werden; dieser Ansieht kann 
beigötreten werden; denn Art 10 Abs. V sagt: „Alle den 
Mitgliedern nach Maßgabe d es N. St. obliegenden Leistungen 
können beigetrieben werden". Nach Maßgabe des N. St., näm- 
lich nach Maßgabe des § 32 bezw. 30 desselben, obliegen den 
Mitgliedern auch die Beiträge zum Resers efond. 

Es ist also die durch Art. 10. IQ und V dem Verein über- 
idesene Zwangsgewalt ümi sa eigenem Rechte übertragen andi 

1) Za vergl. FnU-Reater S. 182. 
*) S. 16 ff. 
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rttckaiditlieh der Aowendung auf den Beeemfond. Der Vearela 

hat also eigen es Gesetzgebun^srecht, da, wie erwähnt, die aufeu- 
stellenden Rechtssätzc übor den Keservetond durch jene eigeiu^ 
V<'rwaltimgsgewalt geschützt sind; aber dies auch liier nur 
soweit, als die RechtsbestiinmuDgeii des Vereins durch die 
Verwaltunpszwang^rechte desselben diirchfresetzt werden können. 
Da gleichaeitig zur Verwirklichung derselben iiestiramuu^ani 
Zwang^gewalt der Anstalt z. B. auf Orund des Art. 4. HZ. 11 
zur Anwendang kommt, ist auch hier eine Ausscheidung 
zwischen autonomem Recht und delegiertem Recht nicht durch- 
führbar, und die Reservefondssatsungen, die sidi als ein 
Nebenstatnt des Vereins darateUen, haben ebenso, wie das 
N. St selbst, doppelten Beditsofaarakter. 

ISne andere Frage ist die, ob die Anstalten berech- 
tigt waren, durch eine besondere Bestimmung des N. St. 
eine sekundäre Übertragung von Kechtssotzungsbefugnisseu 
auszusprechen. Dali die Anstalten berechtigt wairn. selbst 
über einen Roservefond Vorschriften zu erlaü^en, kann nicht 
bezweifelt werden.^) Das Gesetz erwähnt solche Bcstininiungen 
in Art. 4 nicht, abei* da der Keservefond dazu dienen soll, 
die Mitgliedcrbeiträgo günstiger zu gestalten, er also den 
Zwecken des ö.Y.V. behilflich ist» so wfire eine Yorschnft 
Über ihn zu den Kannvorschriften des N. St zu zählen. 

Bafi die Anstalten aber die Regelung dieser Materie den 
y eceinen selbst überlassen können, muß ans der Kompetenz 
der Anstalt, wie sie Art 4 des Geeetzes ptfidsiert, geschlossen 
werden. Wie schon erwähnt, wurde der Anstalt die Regelung 
des Rechtes der ö.V.^^ zugewiesen mit Rücksicht auf die not- 
wendige Beweglichkeit in einem noch ungeklärten Wirtschafts- 
gebiete. Die Beweglichkeit erfordert aber auch, eine 
Materie, deren einheitliche Regelung dadurch erschwert ist, 
daß ihr Gegenstand nicht bei allen Vereinen gleiches und 
gleichartiges Interesse findet, den Vereinen selbst zur Regelung 
tiberlassen zu können, soweit dies fttr zweckmäßig erachtet 
wird. Auch aus Art lO.V des Oesetees eigibt sieh, daß die 
Anstalt in der Lage is^ dem öXTv Hensehaft zu* Uber- 

') FttU-B6uter S, 182. 
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tragen; denn in dieser Ycrsclirift wird TO^Qflgese tzt, daß dem 
ö.y.y. OidDUDgastrafreofat zogestanden werde. Es ist übrigens 
zu bemerken, daß im Entwurf des V.N^t über den Beeerve- 
fond der Vereine eine Bestimmung nicht enthalten war, sondern 
daß sie erst auf den Wunsch des Ausschusses der Abgeord- 
netenkammer eingefügt wurde (siehe bes. Stenogr. Beridite der 
Kammer der Abgeordneten 1895, Bd. VI S. 96), und daß eine 
volle Klarheit über die Zuliissigkeit und die Wirkung dieser 
Einschaltung, wie das in solchen FiUlen immer zu gehen pflegt^ 
nicht geherrscht hat. Gewollt hat man anscheinend durch 
die Einschaltung des § 32 etwas anderes. UowoUt hat man, 
dem ö.V.V. zu ermöglichen, auf dem Wege privatrecht- 
IJicher Vereinbarung sich einen Resei-vefond zuzulegen, 
der mit der öffentlichrechtlichen Aufgabe des Vereins in 
keiner Besiehung stehen sollte. Das geht daraus her?or, daß 
einmal die verantwortliche Aufsicht der Anstalt über den 
Beserrefond geleugnet wird (Ftdl-Beuter S. 181, Thelemann 
8. 66 und 149), daß weiter die fieitrfige zum Beserrefond als 
privatrechtliche Leistungen ausgegeben werden (Full-Beuter 
ß. 180) and besonders daraus, daß der Reservefond mit eiuer 
über das Gesetz und Normalstatut hinausgehenden Erweiterung 
der Schlachtriehversichcrung in Beziehung gesetzt wird. (Full- 
Keuter S. 181. 78). Nachdem aber die Regelung des 
Beservefonds durch das N. 8t. erfolgt ist, ist diese Regelung 
mit Rücksicht auf ihre ganze Stellung im N. St und die 
Unterwerfung unter die „Herrschaft' der Anstalt und des Ver- 
eins so zu qualifizieren, wie wir dargelegt haben. 

Dabei ist nur noch anssnftthren, daß die Ermficiitignng 
des § 32 des N. St nur erteilt werden konnte zu «ner 
Regelung des Reservefonds im Rahmen des Gesetzes, 
weil auch da.s Herrsch aftsreeht der Anstalt selbst nur diesen 
Umfang bat. (Siehe besonders Art. 4 beider Gesetze.) Der 
Ausdruck „Ermessen'' in § 32 V.N.St. kann eben nicht 
interpretiert werden: ..heliebiges Ermessen", sondern nur: Er- 
messen im Hahmeii des Gesetzes. Weicliet» fliese Grenzen 
.sind, kann erst im III. Abschnitt nachgewiesen werden, iline 
Begelung im Widerspruch mit dieser Grenzziehung wSre eine 
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ÜbefschreHnng der RecditssetzimiBbefDgiiis dee YereliuL und als 

Gesetz ungülti^^: ilaii sie uielit einmal als privatrechtlicho 
Vereinbarung aufrecht erhalten wordon könntt«, wird im 
III. Abschnitt daiTAitun sein. Dagegen wollte V.N.St. § 32 
(Pf.N.St § 30) dem Vereine wohl die Befugnis geben, Rechts- 
vorschriften über den Keservefond zu erlassen, die lediglicli 
mit dem N.St. nicht in Einklang stehen; dahin ist der 
Ausdruck ,,Erm essen** auszolegen; es können also Vorschriften 
sein, die das N.St* ergänzen, und solche, die es abändern; 
der Natur des Reservefonds naoh wird immer beides ge- 
geben sein. Aber aach hier eigeben sich wieder Besduriui- 
kuDgen. Es sind: 

a) nur gestattet Rechtsvorschriften über einen „Keserve- 
fond", also nur solche, die innerhalb des Be- 
griffes des Reservefonds bleiben (Der Begriff des 
Roservefoucis kann erst im IIL Abschuitte festgestellt 
werden); fernei': 

b) ergibt sich emo Eiuschrnnkang insofern, als nur- Vor- 
schriften über „Bildun;:,', Verwaltung und VerwenduQg'* 

• des Reservefonds zur Kompetenz des ö.V.V. gelieren. 
Es kann aber nicht eine Bestimmung getroffen werden, 
die auch noch anderweitigen Inhalt hat nnd 
durch diesen anderweitigen Inhalt das N. St ab- 
ändern würde. Z. B. es kann keinem Yereinsmit- 
gliede durch das Nebenstatut die Verpflichtung aufer- 
legt werden, gegen seinen Willen Beiträge ssum Re- 
servefond zu entrichten, da eine derartige Bestimmung 
eine Abändenmg jener Bestimmung des N. St. bedeuten 
würde, der zufolge das Recht der Mitgliedschaft zum 
Verein lediglich dem Vorliegen der in N. St. 

§ 2, § 3 uud § ö aufgeführten Voraussetzungen ab- 
hSngig ist.^) 

Ob die tatsächlich aufgestellten Beservefondsatzimgen 
Reehtssätze sind, bedarf wiederum besonderer Prüfung. Eänmal 
müssen es Rechtsvorschriften sein können, femer: der Wille, 



*) Zn veigl TheliBaim a 14», 
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Rechtsnormen zu schafteu, wird zu folgern sein aus der Einhal- 
tung der (iesetzgcbungöfürm : Erlaß durch die Generalver- 
sammlung. 

Es bleibt also noch die Verkündigung zu erörtern. 
' Bei dem Maogel aligemeiuer Vorschriften über die Verkündigung 
aiitonomer Satzungen und Becbtsverordnungen und dem weiteren 
Mangel besonderer Vorschriften des N. 8t ist anf dem schon 
erwähnten Gnmdsatz anfenbauen, daß die Bekanntmachung 
allen Beteiligten wahrnehmbar gemacht werden mufl. Es wird 
eine jener in der Ifinfst^Entscbl. vom 29. Mai 1862 (Keg.-BI. 
S. 925) für die Verkündigung ortspolizeilicher VurscbrifteD ge~ 
tordciteii Formen gewählt werden oder die Publikation münd- 
lich vor der Generalversammlung durch Vortrag erfolgen 
könuen.^) Der V e rk ü n d i g u n g s b c t" e hl geht aber in der Regel 
in den Fällen, in denen eine Generalvereammlung oder sonst 
ein Kollegium gesetzgebendes Organ ist, nicht von diesem, 
sondern von einem einfacheren Organe aas. (Zu Tergl. Keichs- 
verfassung Art. 17, bayer. r. 6em.-0rdng.: Art 10t. I n. IQ, 
Art 145. Vn.) Der Verkündigungsbefehl wird sonach bdm 
Ö.V.V. ausgehen von dem Vorsitzenden des AussclfUsses.^ 
per Mangel der Verkündigung hätte, wie sich aus den 
bisherigen Erörterungen von selbst ergibt, zur Folge, dafi die 
Vorschriften, da sie weder als Rechtsvorschrift noch als privat- 
rechtliche Vereinbarung Geltung hätten, wertloser Dienstbe- 
fehl wären. 

Einer Bestätigung bedai-f das Nebenstatut ~ als solches 
Stollen sich die Rechtsvorschriften über den Reservefond dar — 
nicht Jedoch unterliegt es der Prüfung durch die Anstalts- 
yerwaltung hin^chtlicb seiner GesetzmäBigkeit Art 13 
enfhSlt die B^gelnng der durch die Anstaltsverwaltuog zu 
übenden Aufsieht Es gilt hier dasselbe, was hinsichtliöh des 
N. St S. 21 ff. ausgeführt wurde. Eine Prüfung der Zweck- 
mäBigkeit des Nebenstatuts steht der Anstaltsverwaltang 

0 Oieike S. 166. 

1) VJ7.8t. $ 37, Pf.N.St § 35; Qieike iL yUi Apm. 57, 
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demnaoh man Art 18 nicht sn, uncl deshalb, chi der hei der 

Prüfung des N. St. maßgebende Grund staatlicher Dienstauf- 
sicht hier weg-tallt, überhaupt nicht. 

Es ist aber nicht richtig, ^venn Theleraann S. 05 und U9 
sagt, daß die Anstaltsverwnltung- hinsichtlich des Reservefonds 
keine verant^vo^tliche Kontrolle zu üben habe ; vielmehr ist zu 
prüfen, ob die Begelnng sich innerhalb des Gesetzes hält Der 
Orand jener gegenteiligen Ansicht ist schon -als anrichtig er- 
wiesen irorden. Ss ist unbegreiflich, wenn einenseitB ein 
HerrsohaftBTerhftltnis anerkannt werden will hinsicfatlioh der 
Beitreibbaikeit der Beservefondbeitrage gemäfi Ait^ 10. Y des 
Gesetzes, anderseits aber dieses HeiTschaftBTerfaSltnis geleugnet 
•wird, wo es sich .um seine Grundlagen bandelt 

2. Rechlssprtchiing. 

Wirktiche Beohfssprecbung ist: 

1. Das Verfahren vorderLandesviehTersicherungü- 
anstalt und der Landespf erdeversicherungs- 
anstalt nach V.A.G. und Pf.A.G. Art. 4. II Ziff. 11 

und V.iN.St § 10. III uüd Pf.N.St. § 11. IV. 

2. Das Verfahren vor den Schiedsgerichten dieser 
Anstalten nach V.A.G. u. Pf.A.G. Art. 8. II, Art. 16. iV. 

3. Das Verfahren vor den S c hie d sgo ric Ilten der 
r>.V.V. nacli Art. 4. II Ziff. 11 V.A.a und Pf.A.G., 
§ 40 V.N.St, § 38 Pf.N.St. 

Wenn Rechtsprechung die verbindliche Feststellung eines 
konkreten ReobtsTerhältnisses ist und ihr Abschloß eine Ent- 
scheidung ^ber einen Bechfsansprnch, ein Urteil % so ist (Ke 
Tätigkeit der Anstaltsverwaltung nach V.A.G. und PiAJG. 
Art 4 Ziff. 11, die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen 
Vereinen und Versicherten, Beehtssprechang*); es ist die Beur- 
teilung der Verwaltungsakte des ö.V.V. vom Standpunkte des 
öffentlichen Rechtes aus. Die diesbezüglichen Entscheidungen 
der Anstalts Verwaltung sind ausschließlich durch Rechtssiitze 
begründet Daß die Entscheidung der Landesaustalt materiell 



') Laband II 8. 163. 
^) Thelemann S. ^, 
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ftechtsspreohang igt, findet Vnterstfltsimg dtuoli den Wortlant 

der bezüglichen Rechtsvorschriften. Art. 4 Ziff. 11 nennt die 
Verfügung der Laudesanstalt ein ,,Entscheidon" und sagt, die 
EntscheidunfT sei eine „endgültige'*. Die Entscheidung kann 
also nicht im Staat^üiufsichtswege aufgehoben werden und sie 
ist unabändeiiich auch für die entscheidende Instanz selbst: 
sie ist der Rechtskraft fähig. Die Verwaltung der liandes- 
anstalt entscheidet in sachlicher Unabhängigkeit, wennschon 
sie als Staatsbehörde (V.A.6 und Pf.A.O. Art 1. II) dar Dienste 
aufsieht des k. StAatsministeriums des Innern auch hinsicbtlioh 
dieser ihrer lichterlidien Täti^it nnterworfen ist*) 

Ebenso wie in den Streitigkeiten nach Art. 4 lifL 11 sind 
die Entscheidungen der Anstalt nach y.N.St § 10. III (PeN.St. 
§ 11. IV) zu beurteilen, Tvenn Streit über die Zulassung eines 
Viehbesitzers zum ü.V.V. besteht (s. hierüb. II. Absch. 2.Kap. a.cc. 2). 

Gleicliermaßeu ist das Verfahren vor dem Schiedsge- 
richte der Anstalt zu betrachten, wobei zu bemerken ist, 
daß die Entscheidung des Schiedsgericht.s dei- Anstalt erstin- 
stanzielle Entscheidung ist; die Fassung des Art 8.11, die die 
Beschreitung des Rechtsweges „Beschwerde** nennt, darf also 
nicht mißverstanden werden.^) 

Das Schiedsgericht der Anstalt entscheidet nicht bloß in 
sachlicher, sondern auch in personlicher Unabhängigkeit 

Auch das Verfahren Tor dem Schiedsgerichte de^ 

Vereins (V.N.St. § 7, § 13. IV, § 22, Pf.N.St. § 8, § 14. IV, 
§ 22)*), ist materiell Rechtssprechung. Die Vereinsmitglieder 
haben gegen den Verein einen Rechtsanspruch auf richtige 
Schätzung.®) Daß der „Beschluß*' des Schiedsgerichts, wie sich 
das N. St ausdrückt, Entscheidung über einen Rechtsanspruch 
ist, ergibt sich daraus, daß dieser Beschluß ein „endgültiger^ 
genannt wird. £r ist -also unanfechtbar, auch in einem Ver- 
fahren vor der AnstaltSTerwaltung nach V.N.St und PtN.St 

') Thelemann S. 129. 

2) Seydel II S. 393, S. 419, S. 439 ff; Jelünek S. 3ÖÖ iL 
9) Full-Heutev ä. 47, S. 72, dagegen Haag S, 78. 
*) Thelemann S. 65. 

6) Jl M. Thelemaan S. lOJ; f uli-Reuter 9. iOO» r 
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§ 23. II *) und vor dem Schiedsgerichte der Anstalt nach 
V.A.G. und Pf,A.G. Art. 8. II.«) Zumeist allerdings hat die 
Scbadensfestsetzung bezw. die WertermitÜODg des Yersicher- 
ungsgegeustandes durch eine Kommission nicht den Charakter 
eines riditerlidien Verfahrens^ sondern den einer Begatach- 
tang durch Sachverständige mit der Wirknng der Binduog 
beider Parteien.") 

Die Gerichte der Anstalt und das Schiedsgericht des 
Vereins uiiterliegou der Gerichtsherrlichkeit von An- 
stalt bezw. Verein; sie sind also nicht Staatsgerichte. An- 
stalt bezw. Verein ti*agen die Kosten ihrer Gerichte, sie or- 
ganisieren dieselben*) und regeln den Geschäftsbetrieb.^) 

3. V«nifaltungsg«i»ali 

Bas ist die Gewalt, ßofehle zur Herbeiführung eines tat- 
sächliclieii Erf())ges an die Unterworfenen zu erlassen und die 
Befolgung des Befehls durch Herrschaft zu erzwingen. Auch 
hier ist zu wiederholen, daß Selbstverwaltung nur vorliegt, wo 
Befühlsrecht einschließlich des Kechts, den Befehl zu erzwingen, 
dem untergeordneten Verbände zu eigenem Kechte über- 
tragen ist, 

a) Befehl mit unmittelbarer Zwaugsverwirklichung. 

Die Vieh versicheruncrsanstalten und die ört- 
lichen Versicherungs vereine haben das Recht, Beiträge 
zu erheben und sie durch die Gemeindebehörden beitreiben zu 
lassen. V.A.G. und Pf.A.G. Art. 10. III und V, V.N.St § 31, 
Pf.N.St § 29. 

Die Anstalten ttbeu dieses Recht aus durch ihr Verwal- 
tnngaoigan, das aber aag^eich Qesetzgebungsorgan ist^ n&mlich 
die „Ajutalts^ervaltangen**, die örtlichen TersicheningsYereine 
durch das jYerwaltungsoigan des Ausschusses (y.N.St g aij 
§ 33; V.A.G. Art. 10. H; Pf.N.St. § 29, §^31). 

») Thelcmann S. 128. 
«) Thelemann S. 71. 

») Ehrenberg 482 £F., s. Hagelvers.-Üw. Art. 9 and Windstosücr 

Aum. 28 liiezu. 
*j Zn veigl Thelemaan 8. S. 1Q& 
ft) Za YttgL Bodo I S. 731, n B. M . 
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Beide Korporationen haben Vollstreckungsgewalt aber noi' 
in der "Weise zugestanden erlialteii, dali sie ausgeübt werden 
muß durch Organe anderer Verbände, nämlich der politischen 
Gemeinden. Diese Erscheinung ändert, wie schon S. 17 erwähnt, 
nichts an der Tatsache, daß die Korporation, die die Leistungen 
für ilue Zwecke auferlegt hat, os ist, die die Verwaltuugsgewalt 
zur Beitreibung derselben besitzt. Die Gemeinden, die tat- 
fittchlidi die YoUstreckung üben, ttben dabei Herrschaf tsrecbte 
der Eoiporationeii aus, ia deren Interesae sie tätig werden; 
sie sind also tätig als Organe der anderen Korporationen. Es 
sind Zweckmäßigkeitsrficksichten, die es entweder bedenklidi 
erscbeinen lassen, jeder einzelnen Öffentlichen Körperschaft das 
Vollstreckuii ^siecht zar Selbstansübang zu überlassen, 
weil die Organe derselben nicht die nötige Gewähr bieten für 
das zur Ausübung von Zwang erforderliche Verantwortlichkeits- 
bewuCttsoin oder weil der gleichmäßige VolI«ug durch die 
Verteilung auf die vei'schiedpnnrtigsten Organe gefährdet wird, 
oder Rücksichten, die im Interesse dieser Orgaue selbst maß- 
gebend sind, um denselben f ine mit iiuen sonstigen Obliegen- 
heiten tiicht vereinbare Tätigkeit abzunehmen. 

b) Befehl mit Ersatzzwang. 
Ordnnngs straf recht, ist beigelegt: 

a) den beiden ViehTersicherungsanstalten in y.A.G. und 
Pf.A.G. Art. 13. Dieses Strafrecht liat schon Besprechnng 

gefunden (S. 17 ff.). Es wird ausgeübt durch das Verwal- 
tungsorgan der Anstalten, die Anstaltsverwaltungen. Der 
Vollzug erfolgt in letzter Linie durch die Gemeinden. 

b) <len örtlichen Versicherungsvereinon in Art. 10. V des 

V.A.G. und PfjL.G. und zwar im einzeUken wogen 

Nichtanzeige : 

1. der Änderungen im Viehbestand des Versicherten 
(§ 12 und 17 V.N.St., § 13 und 18 Pf. N.St.). 

2. des Besitzweohsels eines Tieres zwischen Vereinsmit- 
gUedem (§ 14 V.N.St, § 15 Ff.N.St.). 

•3. bei Erbgang (§ 15. n y.N.St, § 16. HI Ff.N.St). 
Ausgeflbt wird das Recht dnroh das Verwaltungsorgan des 
Vereinsaassohnsses. In .'letzter Linie wd der Zwang durch 

die Gemeinden dorchgefiilxrh 
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3. Kapitd* 

Die Rechtsstellung des örtlichen Versicherungsvereins im 

Einzelnen. 

0. flOginelne GmniMu* 

Der Staat übertrügt der öffentliclien Korporation die Durcli- 
f ühi uiig von Gesamtintere.ssen nU Lebensaufgabe. Das primäre 
Interesse an der Durchführung dieser Aufgaben hat der Staat 
selbst. Er muß deshalb bei der Überweisung derselben an 
eine untergeordnete Korporation alle Maßregeln treffen, die ge- 
eignet sind, iie Erfüllung der Aufgaben zu sichern. Zur 
Durchführung der übertragenen Angaben seitens der öffent- 
lichen Korporation ist nun aber aufier dem Besitz von Herr- 
sohaftsrecht, der die begriffliche Vorauasetznng ihrer Tätigkeit 
ist, erforderlich: 

1. Das Vorhandensein der zur Erfüllung der Eoiporations- 
zwecke erforderlichen Leistungsfähigkeit der Korporation, 

2. das Vorbiindensein der Leistnngswilligkeit inner«* 
halb der Korporation zur Erfüllung dieser Zwecke, 

3. die Hintanhaltung äußerer Einflüsse, die 
der Korporation bei der Erfüllung ihrer Aufgaben liinder- 
lich in den Weg treten könnten. 

Die Maßregeln, die der Staat zu ergreifeu hat, um die 
Durchführung jener gemeinheitlichen Au^jaben zu sichern, 
müssen sich also in diesen 3 Richtungen bewegen. Sie be- 
stehen in einer Beihe von Yorscbriften, die an sich auch 
gegenüber privaten Korporationen möglich mnd, weil anofa 
g^nüber diesen das Qesamtinterasse Eingriffe erfordert Bei 
den verschiedenen Korporationen des öffontiiohen Rechtes 
sind ebenso, wie der Umfang der jeder von ihnen zur Wahrung 
überwiesenen Gesamtinteressen ein verschiedener ist, auch die 
Maßregeln im Interesse der Durchführung dieser Ciesamtin- 
teressen relativ verschiedenartige und verschieden zahlreiche. 

Hinsichtlich des ö.V.V. ist folgendes festzustellen : 

I. Maßregeln im Interesse der Lei stungsfähig- 
keit des Vereins. Es bestehen Vorschriften; 

a) über Entstehnng, Veränderung und Boen- 

8 
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(ligUDg des ö.y.V.: siehe hierüber dea nächsteu Titel 
S. 40 ff. 

b) über die Verfassung: Die Verfassung empfängt der 
ö.V.y. wie alle übrigen Korporationen des öffentlichen Rechtes 
durch Rechtsvorschriften^); sie werden, wie schon dargestellt, 
zum Teil durch das Y.A.G. und Ff.A.O., zum Teil durch 
Rechtsvorschriften der YersichemngBanstalten -tp^eben (V.A.G, 
und Pf.A.G. Art. 4. II) in der Gestalt, daß dem Verein weder 
Weglassungen nocii Zusätze hitv.u gestattet sind (V.A.Cr, und 
Pf.A Art 2. l). Für autonoiiie Regeluns: bleibt nur 
liinsichtlich des Keseivefonds Raum (V.N.St § 32, und Pf.N.St. 
§ 30). 

Dem entsprechend ist der Staat bozw. die Versicherungs- 
anstalt durch ihre Verwaltung: unter Zustimmunp: des An- 
staltsausschusses (V.A.G. und FIA.G. Art. 4. 11, Art. 16. I) 
zu eigenem Recht befugt, den ö.V.V. durch Rechtsvorschriften 
umzugestalten; und zwar ist das bezügL Recht der Versiche- 
rungsanstalt beschränkt auf Änderungen in der Zusammen- 
setzung, Gliederung und Organisation des Vereinskörpers, während 
der Staat nicht bloß in diesen Richtunsron befugt ist, sondern 
durch seine Rechtsvorschrifron auch rniwaiu Hungen weitergehen- 
der Natur, rmwaiidlung drs Wesens des Vereins, der 
Lebensaufgabe, Vcräiifh'rung d(»s örtlichou und sachlichen 
Tätigkeitsgebiets und der Lebensdauer des Voreins Yornehmon 
kann.*) Lediglich hinsichtlich der P f e r d e versicherungsvereine 
steht der Pferde Versicherungsanstalt auch die nähere Bestim- 
mung der Lebensaufgabe zu. (Zu veigl. Pf Jl.G. Art 1. I und 
dagegen V.A.0. Art 1. I Satz 2). 

c) Vorschriften über den Umfang des sachlichen 
Wirkungskreises, des Personenkreises und des 
Aktionsgebietes des Vereins (VXG. undPf.A.(}. Art 3. I 
V,N.8t. und Pf.Iir.St § 1, § 2.) Siehe hierüber im III Ab- 
schnitt. 

d) Die ö.V.V. haben «in Recht auf das Rückversichert- 

sein, d. h. auf Grund ihrer Entstehung und Existenz sind sie 

1) Oierlce S. 15L 
«) Gieike S. 660 ft» 
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Mitglieder der Versicheraugsaustaltcn geinäl] y.A.G. uiul Pf.A.G^ 
Art. 2 und sind als solche für die Hälfte ihres Bisikos rück- 
versichert (Y.A.O. und Ff*A.G. Art. G. J), Die Ansübnng dieser 
Mitgliedschaft in der VersicberciDgsaastalt gehört zur Lebens^ 
tätigkeit des Ycreins im Interesse seiner Iieistungsföhigkeit 

Außer dem Recht auf das Rückrersichertsein hat der 
Verein weiter an die Anstalt das Recht auf u ii \ erzinslichc 
Vorschüsse bei Eintritt eines Versicherungsfalles (V.\.G. 
uufl Pf.A.G. Art. 0. IT). Siehe hierüber den IV. Abschnitt. 

c) Der Staat hat darauf verzichtet, das Prinzip der Zwangs- 
m i t g 1 i e d s c h a f t , für den ö.V.V. gesetzlich zu statuieren. 
Die Gründung des Vereins und die Mitgliedschaft bei ihm, 
der Ein- und Austritt ist freiwillig (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 3; 
V.N.St § 4, § 16. II, PiN.St. § 4, § 17. ü).») Das Gesetz 
geht von der Auffassung ans, daß auf einem so schwierigen 
Gebiete, wie es das der Viehversicherong ist, and bei dem ein 
wesentliches Gewicht auf die Haltung des versicherten Gegen- 
standes und die gegenseitige Eontrolle der Mitlieder über diese 
Haltung zu legen ist die Lebensfähigkeit besser sicher gestellt 
sei durch eine auf gegenseitiger Kenntnis der wirtschafilicheu 
Verhältnisse und wechselseitigem Vertrauen beruhende Ver- 
einigung als bei einem Zwangsinstitut das durch Beiziehung 
unbrauchbarer Mitglieder die Interessen der übrigen gefährdet. 
Der Staat übt also in dieser ßichtung keinen Zwang aus, daß 
das öffentliche Interesse auch hinsichtlich jener Viehbesitzer, 
die ein gleichzeitiges Individualinteresse nicht zu haben 
behanpten, verfolgt wearde.^ 

f) Dagegen besteht umgekehrt eine Verpflichtung 
des Vereins zur Aufnahme von Mitgliedern, wenn 
diese den gesetzlichen und statutarischen Erfordemisaeu ge- 
nügen (V.N,St. und Pf.N.St. § 2, § 3, § 5).») Der Staat übt 
also in dieser Richtung einen Zwang aus. 

g) Die Streitigkeiten des ö.V.V. mit seinen Mit- 

0 Full-Ileuter S. ^0, Haag ö. .s<;, Ehrlich S. 4^<j. 
S) Anden bad. Oos. v. 26. IV. I^. Die Versichoraiig der Bind- 
viefabestftnde: Thelemaon S. 66. 

") Fall-Renter 8. 80, Thdemann 8. 84. 

9^ 
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gliedern werden auf den Verwaltungsweg bezw. den V'ur- 
waltiingsrerhts\v«^o; verwiesen und zwar in der Weise, daß Strei- 
tigkeiten über Wertijerniittelung der Tiere durch ein Scliieds- 
gencht des Vereins, alle übrigen Streitigkeiten durch die Ver- 
waltung der Landesanstalt entschieden worden (V^A.G. und 
PfXO. Ali. 4 Z. 11). Auf diese Weise wird die Anstaltsverwal- 
taug im Interesse der Leistungsfähigkeit der Vereine in die 
Lage versetzt, sich fiber die Oesclififtsfühmng der Vereine fort- 
gesetzt zn unterrichten und dieselbe, soweit vennJafit, zu 
berichtigen.*) Der Zivilrecbtsweg ist demnach für alle diese 
Streitigkeiten ausgeschlossen. 

h) Hinsichtlich der Organi' der »i.V.V. ist bestimmt, daß 
die Wahl zum AusschuBmilglied odei' zum Schiedsrichter ohne 
genügenden Grund niclit aijgelehnt werdeu kann, außer die 
Wiederwahl zum AusschuUmitglied für die Dauer Ton 3 Jahren 
für den Fall, daß der Gewählte in den 3 vorausgehenden 
Jahren dem Ansschnß angehört hat (V.N.St § 33. III, IV, 
Pf.tT.St § 31. Ilf, IV). Es besteht also eine Verpflichtung 
der Vereinsmitglieder znr Übernahme dieser Imter. 

Ferner unterliegen die Mitglieder des Ausschusses, die 
Stehiedsricliter und die Vertrauensmänner (Pf.N.St. § 31. I) den 
Disziplinarbestimmuugcn des bayer. A.G. z. R.St.P.O. 
Art. 103 ff. Xuch Art. 112 dieses Oesetzes sind die öffent- 
lichen Diener der öffentlichen Korporationen den Diszipliuar- 
bestimmnngen der Art. 103 — lOG und 108- Hl desselboi 
unterworfen. Diese Bestimmungen wurden schon immer auf 
die bürgerlichen Mitglieder der Magistrate und Oemeindeaos- 
schüsse für anwendbar erklärt, sie gelten also g^eiehermafien 
für die Organe des ö.V.V.') Dagegen finden die Vorachrifton 
des b.A.Q. 2. B.G.B. in Art. 00 and 61 über die Haftung des 
Staates für Beamte, femer die Bestimm nngen in Art 7. II ff 
des Gesetzes über den Verwaltungsgerichtshof vom 8. August 
1878 über die Vorentscheidung bei Amtspllichtverletzung keine 
Anwendung auf die genannten Vereinsorgane, da die letzteren 

1) Motive zn VJLQ. Axt 4. 

s) Stengel I S. 694. üeber die Entwieklang de§ DisttplinarreehtM 
in Bayern eielie Kahr 1 S. 146, S. löOe. 
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nicht Staatebeamte im Siaue der citiertcn Gesetzesbestimmungen 
sind.^) 

i) Der Staat bfiiiiilit sich auch aiiBerlialb des Rahmeus 
der inneren Veifassun^^ dts Voreins, di»» ]>\istenz und 
Liiistu?i^sf{ihigkeit der ö.V.V. luid damit die Erfüllung der vou 
ibDcn zu besorgoiidoii i^ciiuMniieitliclicn Aufgaben zu fördern. 

1. Nacli Art. :J. II V.A.Ü. und Pf.A.G. sind die Ge- 
meindebebörden berechtigt, bezw. auf Verlangen von 
wenigste zehn Yiehbesitzern verpflichtet, in einer von ihnen 
zu berufenden Yersarnnslang der Viehbesitzer den Antrag auf 
Errichtung eines V ersicherungsrereina zur Ver- 
handlung zu bringen.^ 

2. Sind die Genieindebehr»rd en nach Art. 10. III 
V.A.G. und Pf.A.G, verpflichtet, die Rückstäudi' der Mit- 
*^licd('rl)oiträp:e nach den Vorschiiften über die zwangsweise 
Beitreibung der Gemeindeumlagen beizut reiben und so 
die Oescbäfte der Ö.V.V. zu führen (siehe oben S. 32). 

3. Yeipflichtet V.N.St. § 40o und H.K.St § 38c die 
Oemeindeb^örden subsidiär zur Aufstellung eines Ob- 
mannes des Vereinsschiedsgerichts. 

Ziu- Erfüllung dieser Pflichten können die Gemeindebe- 
hörden auf Grund des Art. 157. I und V— VlIL r. GeuL-O. 
im Aufsichts wege angehalten werden.") 

4. Die Gemeinden sind auch in der Lage, durch frei- 
willige Leistungen dem Vereine fbrdemd beizustehen 
z. B. durch Besorgung der Schreibgesdiftfte, IJeberlassung der 
gemeindlichen Dienstrftume zu Vereinsrersammlungen, Auf- 
bewahrung der Vereinsregistratur und VerehiakaBae, durch 
Geldleistungen etc.^) Die Bereohtigimg hieza ist auch dann 
unbestritten, wenn in der beti-efteuden Gemeinde Umlagen zur 
Erhebung kommen und fiic traglichen Leistungen nicht aus 
den primären Deckungsmittelu des Art 39 r. Gem.-Ordng. 



') E. d. V H. Bd. 28. S. 22. 

«) Thelemann S. 61, Full-Reuter S. 29. 30, 31. 

8) Bl. f. adm. Pr. Bd. 49, S. 212. 

«) Thelemann S. 62. 
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bestritten werden könneu.M Zu beachten ist hiebei aber Art. Il2 
Ziff. 14 r. Oem.-Ordng. über die Befichloßfassung. 

Nicht einscblägig ist Art. 55. DI., IV. r. Oein.-OrGliig., 
wonach Ausgaben im Interesse der Viehzucht nur dann 
gemacht werden können, wenn dies ohne Einfuhrung neuer 
oder Erhöhung bestehender ümlageu geschehen kann; denn 
unter „Interesse der Viehzucht und derartiger IcUidwirtschaftlicher 
Ausgaben" sind nur zu verstehen die A^^^^'^idlung und Unter- 
haltung der Zuchttiere. 2) 

Die Vorschriften des Art. 157 r. (iein.-Oidng. würden 
aber auf diese freiwillig übernommenen Leistungen nur dann 
Anwendung finden, wenn diese Leistungen als Verpflichtungen 
öff entlichrechtlichei Natur übernommen würden.^) Dies 
ist aber in den fraglichen Fällen nicht anzunehmen; vielmehr 
handelt es sich hiebei immer um priTatrechÜiche Rechts- 
verhältnisse, da in dieser Bicfatnng keine ünterwerfnng der 
Gemeinden unter die Herrschaft des Vereins stattfindet.*) 

5. Endlich weist der Staat seine Verwaltungsorgane', 
insbesondere die Distriktsverwaltungsbehörden und 
die Amtstierärzte an, im Interesse der ö.V.V. tätig zu 
werden: durch Mitliüfe und Unterstützung bei Gründung der 
Vereine, durch Schlichtung you entstandenen Streitigkeiten in 
den A'' ereinen u. s. "w.*) Eine besondere Anweisung ist erfolgt 
an die L a n d w i r t s c ii a f t s 1 e h r e r durch autogr. Miuist.- 
Bntschl. V. 9. VUL 02, No. 18 289. 

IL Die Leistungswilligkeit des ö.V.V. soll gewähr- 
leistet werden zum Teil durch dieselben Mafirogein, die auch 
dem Schatze der LeistungsfiOiigkeit dienen. Sie wird wie die 
aUer Öffentlichen Eoipontionen sioheigesteUt dnrch eine be- 
sondere Aufsicht des Staates tlber seine Tätigkeit in Erfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben, üeber den Umfang dieser 
Aufsicht ist am Schlusse des I. Abschnitts ausführlich zu 
handeln. 

') Kahr II S. 88, I S. 485. 

Kahr I S. 63(>. 
.'») Kahr U S. 36. 
«) Kahr I S. 313, ;;15. 
») Bl. f. adra. Pr. Bd. 50, 8. 210. 
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III. Zur Boisei tehaltini j,' iiiigueignoter äußerer 
K i n f 1 ü s s ü auf die Tätigkeit des Vereiu^ siud Schutzmaßregeiii 
getroffen, die denen bei allen iihri^^en öffeatlidien Koiporationeii 
gleich sind und bei privaten Korporationen nach dem be- 
stehenden positiven Rechte gftnzlich fehlen. Diese Schatz- 
maßregeln liegen auf dem Gebiete des Straf rechts und 
gewahren dem Vorein nicht s u b j e k t i v e s Recht. ^) Es kommen 
in Betracht die §§ 31 mit 33, 34 Ziff. 3, 35-37, dann 34 
Ziff. 4, 132, 196, 197 u. 359 R.-St>G.-B., die den Schutz des 
öffentlicben Amtes und den Schutz p;egeu öffentliche Beamte 
bf'handcln. In der Auslcfruna^ dieser (.icsetzesvorschriften aber 
herrscht *;ro{h Unklarheit ;2) einerseits wird der Beirriff des 
öffentlichen Amtes beschränkt auf eiii Amt, dessen Träiier als 
Organ der Staatsi^ewalt zu botruchtcn ist: es werden also die 
von Körpor>chaften des öffentlichen Rechtes verliehenen Aemter 
nicht als üffeutliche Aemter im Sinne des R.-St.-G.-B. 

betrachtet^) und es Averden als öffentliche Angelegenlieiten, 
wie sie § 3i Ziff. 1 nennt, nur Staatsangelegenheiten be- 
trachtet; anderseits aber, werden als „Beamte'^ auch Beamte 
jener Korporationen bezeichnet, welche die Bestimmung haben, 
Zwecke des Staates zu erfüllen, und hierunter die Organe der 
Gemeinden und Aimenvorbände gerechnet*) Wir schUefien 
uns der von Olshansen hinsichtlich des Begriffes des öffentMöhen 
Amtes vertretenen weitergehenden Ansicht an, die eine kon» 
so«iuente Durchfiihruug dieses Begriffes und eine Ueberein- 
stimmung mit dem Begriff des Beamten in § 359 gewährleistet. 
AVir betiaclitea also die Gosetzgebungs-. Kechtsprechungs- luid 
Verwaltungsorgane des ö.V.V. als Beamte und ihr Amt als 
ein öffentliches Amt im Sinne dös B.-St-G.-B. ^) 

') Jellinck 105, Gievkc S. (I:?0. 

*) Gierke Genosscuschaftstiitiorie S. 15» ff« Hosin S. 661. 

») Henle-SdiicrUnger l?.-St.-(jl.-B. Anw. 3 za § 13Ö; Oppcnboff 

Anm, V zu 31. 

*) liciil. -Sehierlinger Ainn. 1 und 2 /.u § ^59 1. c; Oppeniioff An- 

inork. 85 zu § 351). 
^) tSielu' im Einzelnen: 

Zu § :31 ff. und § 13i l{,-i5>t.-U.-B.; Üppcalioff Aum. 6 und 7 sa 

§ ül ; Heiüe-Sthierlinger Am. 3 sa §.182. 
Oierke GenoeseiiBehaftitheorie S. 100 Anm. It 
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b) Eotstcbnig» VaMfiOBg ond BceadiguDg dn OriUdwn 

Die (irüuduDg des ö.V.V. Toü^doht sich durch einen 
VeieiniguDgsakt, verbunden mit üeiieiiniigiiug dieses Willeus- 
aktcs daroh ein üboiigeordnetcs Horschaftssubjekt.^) Das (le- 
nehmigangBrecht ist vom Staate übertragen an die Ver- 
sicheningsanBtalt durch y.A.6. und Pf.A.G. Art 2. 1. und 5, 1. 
Die Genehmigung erfolgt in Form der Aufnahme des 
Vereins in die Teisioherungsanstalt als deren Mitglied und 
wird verfügt doreh die Verwaltung der Versicherung^ 
anstalt. ^e ist rechtsbegründender Verwaltungsakt. 
DiLs Genehmigimgsrecht wird nacli freiem Verwaltungsermesson 
geübt; die Genehmignug ist abliiingig von der Erfüllung der 
gesGtzliclien Voraussetzungeu, der Annahme des Norraalstatuts 
(V.A.(«. lind Pf.A.G. Art. 2. 1) und von dem Nachweis der 
Existenz- und Leistungsfähigkeit.^) Diese Art der Entstehung 
ist zwar auch einzehien privaten Körperschaften eigentümlich, 
aber im übrigen l^pns der gewillkürten Genossenschaften des 
öffentlichen Rechtes. 

Anderseits erwirbt der so entstandene Oiganismns, 
Rechtspersönlichkeit eben durch gehörige Verwirklicbung 
dieses Tatbestandes ohne weitere Erfordernisse — Rechts- 
persönlichkeit kraft Daseins — ; eiuo Erscheinung, die nach 
heutigem Recht wieder eine exzeptionelle Stellung der öffentlich- 
rechtlichen Verbände bedeutet (V.A.G. und Pf.A.G. Art 5. I; 
zu vergl. B..G.-ii. § 21, 22).») 



Za § 34 ZÜL 4: Oppeidioff Anin. 5, Giwk« Ctoaosaeiuchaftotlieori« 

S. 161 Anm. 2. 

Zn I 196: OppMhoff Anm. 7 und;9a, Henle-Schierlinger Ann. 1, 

Gierko nenossonfirhaftstheorie S. 161 Anm. 1. 
Zu § 359: Üppenhoft Aura. 4 und 35, Henlc-Schierling-er Anm. 1 

and 2, Gierke Genossenschaftstheorie S. 159 Anm. 1. 
>) Gierke S. 485, Jellinck S. 196. 
1) FoU-Beuter S. 26, Thelemann 8. 50. 

>) Sidi« oben 8. 7, Qitnck» S, 488 It, Olaike G^nofMOschaftstheorie 
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Alt. 5 mit Art 2. I y.A.G. und Pf.A.O. ist dahin aus* 
zulegen, daß der Verein als öffentliche Korporation ent- 
steht dnrdi Genehmigung seines OesehSItsbetrieibee und 

daß or auf Grund dieser Genehmigung seiner Enichtung, ipso 
jure Mitglied der Landesversicheruugsanstalt \vird. Dieser 
Reclitdvorgaug ist diiich das Oesetz in den Worten des Art. 5: 
•jDie der Anstalt ungeliöiondi'n Vereine" im Zusammenhalt mit 
Art. 2. 1 vei"schloiert, kann aber in seinem Chamkter niclit 
bozwoifeJt werden. Denn die Existenz eines Becbtssubjekts 
ist das logisch priiiare — niclit zeitlich primäre — vor dei* 
rechtlichen Eigenscbalft der Mitgliedschaft bei der Ansialt Als 
ein Bechtsverhältnis kann diese nicht'gedaoht werden ohne die 
Existenas der in diesem Verhältnis berechtigten und TerpfHch- 
teten Subjekte. Es ist auch nicht so, daß primär ein Ver- 
sioherangsTerein nach bftrgerlichem Recht oder anderweitigen 
öffentlichrechtlichen Normen !n irgend einer Rechtsform ge- 
bildet, also cxisteat geworden sein müßte, und diiß er dann 
erst dui'ch einen gesonderten Akt der Anstalt Aufnahme in 
die Anstalt finden könnte und als Folge dieser Aufnahme 
Herrschaftssubjekt wurde; vielmehr kann (lic Entstehung des 
Yereins unmittelbar als eines ö f f e n 1 1 i c Ii r e c h 1 1 i c h e n er- 
folgen. Solange ein Verein als Rechtssubjekt aber nicht voi- 
iianden ist, kann, wie gesagt, auch keine Beziehung desselben 
zu der Anstalt möglich sein. Der Text des Art 2 mit Art 5 
ist also sehr verbessemngsföhig. 

Ebenso wie die Gründung ist auch jede wesentliche Ver- 
änderung de« ö.V^.V. gebunden an höhere Genehmigung: 
die Gebietsveriiaderung wie Teilung, Ausdehnung, Aufsaugung 
anderer Vereine, Gebietsauswecbselungen. Dies ergibt sich aus 
V.A.G. und Pf.A.G. Art. 2. 1. 

Was den Untergang anlangt, so hat 

a) der Verein gleich den privaten Korporationen ein voll- 
kommen freies Selbstauflösungsrecht; 

b) die Aufhebung des ö.V.V. ist einmal auf Grund des 

unbeschränkten Gesetzgebungsrechtes des ätaates und dann 

») Gierke S. ööü ff. 
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im Babüiüu der bcsteheuden Kecbtsordiumg durch Yerwal- 
tu]i|p9akt der Vcnsicherungsaustalt mit Zustiinmuug ihres 
Ausschusses möglich zur Strafe in Form der Ausschließimg 
aas der Anstalt auf uubestimmto Zeit Es ist das diesbezfig- 
liofae Beoht der Anstalt das Korrelat ihres Rechtes, den 
Verein zu ; gründen. Die Ausschließung aus der Anstalt 
durch Verwaltungsakt darf aber nur in bestimmten ESllen 
erfolgen, nämlich wenn der Verein fortgesetzt den Bestim- 
muugeu des Gesjtzos oder des Normalstatuts zuwiderhandelt 
oder wenn er nachweislich durch übertrieheae Schätzungen 
die Anstalt Micdorholt geschädigt hat (\^A.G. und Pf.iV.G. 
Art, IIJ. IJI). Unter den Verfehlungen der erbtoii Art sind 
besoüdei'S /u uenüeu die Verfolgung fremdartiger Zwecke 
durch den Verein (siehe hierüber ijn 3. Abschnitt), Ver- 
nachlässigung der Lebensaufgabe, überhaupt statutwidrige 
Handlungen der Organe des Verems.^ 
Es handelt sich in den Ffillen des Art 13. III freilicb 
zunächst um Verlust der piivaten und öffentlichen Beohts- 
fähigkeit des Vereins (V.A.G. und PfAjGr. Art 5. I); dies 
bedeutet aber zugleich die Auflösung des Vereins; denn 
auch wenn der Verein als nichtrechtsfähiger fortbestehen würde, 
so wäre, selbst wenn >icli aus dc^ni Gesetz Art. 13. III ergeben 
würde, daß dieser Fortl^Lstand von Anfang an l)eabsichtigt 
^ci und nicht eist bcse!ilossen zu worden braucht, doch immer 
ein neuer A'erem vorhanden.*) Nunmehr ist übrigens das 
Ji'ortbestehen des Vereines als eines nicht rechtsfähigen über- 
haupt ausgeschlossen; denn als solcher wäre er ein privat- 
rechtiiches Institut und zwar eine private Versicherongs- 
untemebmung auf Gegenseitigkeit; eine solche kann aber ge- 
mäß § 6 der R.G. über die priT. Versicherungsunterziehmungen 
nur in Form des rechtsfähigen Versioherungsrerdns auf Gegen- 
seitigkeit Bestand haben (§1, 16 B.G. über die priv. Ver8.-Unt.). 
Was sich überhaupt der Gesetzgeber bei der Bestimmung des 
Alt 13. III V.A.G. und Pf.A.G. gedacht hat, das bleibt dunkel; 
denn welches Rechtsgebilde ein auf Zeit aufgelöster Verein 

*) Thelemann a 84, FuU-Beater iJ. 07, Haag S. 69. ' 

s) Siehe hierüber Planck I. Anm. xu § 41, Neorer S. ff«, 294. 
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darstellt ist bisher noeb nicht Gegenstand rechtswiasen- 
schaftUcher Betracbtuug gewordon. 

c) iDbali der Red)t5per5öDlidikeit des örtlidieD Uersidieiungs- 

DereiDS. 

ao) Da GfsaBt'liJMil. 

Wir haben im 1. Kapitel das Resultat gewonnen, daß der 
Ö.y.y. als öffentliche Korporation Persdnlichkeit besitzt Welchen 
Inhalt hat nan diese? 

Wir folf^cn bei dor Beantwortung dieser Frage dem System 
Jellinoks.i) Die Beziehung, in welcliei- vui Kechtj>öubjekt zum 
Staate steht, hist sich in vier Riclituugon auf: 

Im passiven Status ist es dem Staat uuter Aiu>schiuli 
der Persönlichkeit unterworfen. 

Im negativen Status befindet es sich aulierhaib der 
Herrschaftssphäre des Staates; es ist individuell frei. 

LnpositiTon Status ist es berechtigt, staatliche Leistungen 
för sich in Anspruch su nehmen. 

Im aktiven Status nimmt es an der HerrscbaftBÜbang 
des Staates teil. 

Nun ergibt sicii aus doni Wesen dor Verbands- 
I>ersr>nlichkeit schun. diil) ilirc licchisstciluni;- jener der Indi- 
vidualper^iiulic'hkeit nicht vollkununeu gleich sein kann, be- 
sonders auf dorn Gebiete der Privatrechtsfähigkeit. "Was nun 
den öffentlichen Verband im besonderen anlangt, so haben 
wir sollen festgestellt, daß der öffentliche Verband eine Qualität 
hat, die allen anderen Becbtspersoniichkeiten fehlt, d. i. die 
herrsch aftsrechtliche Stellung. Festzuhalten ist, daß der 
öffentlich-rechtliche Verband auch Persönlichkeit auf dem Ge- 
biete des PriTatrechts besitzt, Tvenn auch nicht die gleiche 
wie ein pilTatrechtlicher Verband und noch weniger wie die 
Indiyidualpersönlicbkeit.*) Die öffentliche Korporation übt 

1) Jellinck 8. 17 ff., .S. ft'., 8. bJ ff., S. ^55 ft". 

S) Staudinger I 8. llti, Üierke 8. iy22, 8. Stenjjv! I s. (il>2. 
Ocrtmann S. 101 ; dagegen sagt Meurer 8. 10, die liechtsfähig- 
Ireit liege aa •ach Ii es Blich anf dem yrivatreclits^biet,. 
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Hensobaftsrecht zur Durchführung von Staatsanfgaben und mit 
Bttckdcht hierauf ist ihre Bechtsstelluttg besohiankt auf das, 
waa zur Erfüllung ihres Zweckes notwendig und nützlich ist 
So ergibt sich für den ö.V. V, : 

1. der ne^rativo Status.^) 

1. Kiuc Minderung der Froilieit«spliiiro des 
Vereins gegenüber anderen Reclitssul)jekten eingibt sich ein- 
mal aus seiner Natur als Vorband, insbesondere auf dem 
Gebiete der Privatrecbtsfähigkcit (^iehe lüerüber unten), 
aber auch auf jenem des öffentlichen Rechts. Anderseits er- 
gibt sich eine weitere Minderung seiner IVeiheitssphäre sowohl 
auf privatrechtlichem wie auf öffentliohrechtlichem Oebiet aus 
seiner Kigensdiaft als Öffentliche Korporation; hierüber 
soll im ni* Absdittitt ausführlich gehandelt werden. 

2. Erweiterungen der Frei heitsspiiäre gegenüber 
jener anderer Persönliclikeiten*) Hier ist bemerkenswert: 

a) Privilegierung hinsichtlich der Gebübreupfiicht. 

Diuch Alt. 10 V.A.G. und Pf.A.G. ist den ö.V.V. o.V.V. 
eine begrenzte Gebübrenfreilioit zugestanden :j sie sind be- 
züglich aller in das Veraicherungswesen einschlagender 
Gegenstände und Geschäfte, gerichtlicher sowohl als außer- 
gerichtlicher, von der Entrichtung der Staat^bühren befreit. 
Femer sind die Korrespondenzen mit der Landesanstalt 
portofrei. 

Diese Freiheit steht aber nur den Vereinen selbst zu, 
nicht wie nach dem BrandveraicheruDgsgesetze Art 92 auch 
den Privatpersonen, die mit den Veränen in Berührung 

tieten.8) 

Was die Gerichtsgebühren anlangt, so eretreckt sich 
die Befreiung naturgemäß nur auf das Verfahren vor den 
bayol, Gerichten, hier aber das Verfahren jeder Art, streitiger 
und freiwilliger Gerichtsbarkeit. 

Was die außergerichtlichen Gebühren betiifft, 
so kommt das bayer. Gebührengesetz in Frage, das für 

>) Jellinek S. 04 fif., 268, 289. 
») Gierte S. 517 ff. 

^) UMuk, BrMidvm.*Uei>. Aaiu. l zu Akt, IK). 
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alle Arntshaiidlimgeii und Hoclitsfroschafte Gebühren festsetzt. 
Nach Art. 3 des Oesetoses ist jedoch vor^rpsehen, daß G^«- 
bühren nicht orhobea w^en, wonn die Gebühreiifreiheit 
durch Oesetz ausgesprochen ist Demnach sind alle Ver- 
haDdltmgen, Protokolle, Zeugearernehmangen usw. der Ter- 
waltnogsbehörden für den Verein gebührenfrei. 

HinsiohtUoh der P o r t o k o[ s t e n ist die Gobührenbefreinng 
eine beechxSnkte. Sic bcKieht sich nur aa( den schriftlichen 
Verkehr mit der Anstaltsverwaltang, dagegen nicht anf 
den Verkehr mit den Versicherten, anderen Vereinen, Tier- 
ärzten etc.*) Zum Ivoircspondenzverkohr zählen auch die 
Telegramnio.^) Geldsendungen des Vereins sind nicht porto- 
frei ; siehe besonders die Geldsendungen an die k. Bank nach 
V.A.G. und Pf.A.G. Art. 10. II. Diese Bestimmungen kommen 
nicht in Konflikt mit dorn U.G. über die Portofreiheiteu 
vom o. VI. 18G9, da die Fälle, für welche durch Art 19. II 
V.A.G. und Pf.A.O. Portofreiheit EOgestandeu ist, nur im 
internen Verkehr Bayerns sich ereignen, and auf diesen findet 
jenes B.6.keine Anwendung. 

Alle die genannten Vergünstigungen beziehen sich nur 

auf Staats gebühren: es ei"streckt sich {\lso die Gebühren- 
freiheit überh;uij)t nicht auf Rechtsauwalts-, Gerichtsvoll- 
zieher- und Notariatsgebühren. 

b) Hinsichtlich der Stenerp flicht besteht eine Privi- 
legiemng nicht (siehe dagegen Brand vers.-Gas.-Ai*t. 15G und 
HiagelTerB.-Ges. Art 1. II). Dasselbe gilt für die Kom- 
mnnalabgahenpfücht. Lediglich hinsichtlich der 
Kirchenamlagen ergibt sich eine Prinlegierang ans der 
Natur des Vereins als Korporation: kirchenumlagenpfliohtig 
sind nur die Xonfessionsangehörigen.') 

e) Die Kasse des Vereins ist als offen tlichje Kasse 
im Sinne des Art. 11 des bayer. A.G. z. B.G.B., der auf 
Grund des Vorbehalts von Art. 92 E.G. z. B.G.B. eine Modi- 



>) Fall-Reuter S. 75, Thelemaan S. 91. 
S) Haag S. 160. 

^ Menrer, Kirehenvenntt|:eiiflreoht I S. 120. 
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fikation deß § 370 B.G.B, trifft, m erachten. Es sind dem- 
nach Zahhmsren aus privnti*cchtlichen Vorpflichtungon des 

Voroins an der Kasse <lcs Voivins in Kinplanf:; zu nehmen; 
INn'tokoston hat der KmpfanL,vi' zu tia^iiii. In Betracht 
kommen inslx^ondere ZahiuDgeu an Ticmrzte. 

d) Der Ö.V.V. genießt ein Privileg mit «ndern üffontiichen 
Korporationen: er unterließet dem Konkurse nicht. ^) 

Nach § 15 Ziff. 3 E.G. z. B.G.RO. sind hinsichtlich der 
Zwangsvollstreckung gegen Körperschaften des öffentlichen 
Bechtes und gegen die unter der Verwaltung einer öffent- 
lichen Behörde stehenden Körpeischaften die landcsi'ocht- 
liehen Vorschriften vorbehalten und Art. IV des E.G. z. 
K.O. erklärt auch landesrochtlicho Vorschriften für zulässi,ar, 
die hinsielitlicli jenor juristisehen Personen das Konkurs- 
voi laliron aussehlief»en. Tu Art. 9 des havr. A.G. z. R.C.P.O. 
wurde mm für die unter L<Mtun<^ des Staates stehenden 
Kin-perscliafren und Stiftunp:en eine privile/jfierte Rechtste! lun.^jc 
in Bezui^^ auf die Zwangsvollstreckung geschaffen und durch. 
Art. 10 des Oos. wurde ausgesprochen, daß die genannten 
juristischen Personen des öffentlichen Bechtes dem Konkurse 
nicht unterliegen. 

Unter Leitung des Staates steht eine öffentliche Kor- 
poration dann, wenn Staatsbehörden an Stelle der Korporationa- 
organe tätig werden können oder den Organen der Kor- 
poration doch Direktiven goben können.*) Dies trifft fftr den 
ö.V.V. aber zu: Die Verwaltung der Landesversicherungs- 
juistalt, die nach Art. 1. II V.A.G. und Pf.A.G. von einer 
kgl. Beliiirde, der kgl. Versicherungskanuner, wahrgenommen 
wird, hat gemäP. Art. 4. II Y.A.O. und Pf-AG. die Be- 
fugnis , dem ö. V. V. Verfassung und Geschäftsgang vor- 
zuschreiben und hat außerdem die Befugnis, unmittelbar an 

'i .latTf^r, K.O. ^ 21.1 Au:ii. 1 und ?. 

'••) Zu vcvixl Mrurcr, KirclicnvcnniV^'<^nsrochf I S. "0 5, CO!!, Anm. II: 
Scytiol III S. (Ui,: Kahr II S. :>1 : Staadin-er I S. 171. Ziff. U. II; Ilcnle- 
ITabel A.G. z. R.C.P.O. Art. 1) nnd 10: Vorli. der Kammer der Ab^ 
1878 ßeil, Bd. V S. 1S)4, Verli. Ucr Kammer der Abg. 1863/65 Beil. 
Bd. 11 S. 181: Motive za § 760 und 7<>1 d. bayr. C.P.O. 
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Stelle der Verein sorgauo täti^; zu werden, wenn diese hin- 
sichtlich der Einliebiing und Beitreibung der Mitglieilrr- 
hciträge ihre Pflicht vernachlässigen (V.A,G, und Pf.A,G* 
Art. 10. VI, Satz 2). 

e) Weitere Privilegierungen bestehen rficksichtiich der 
Forderungen des Vereins gegen seine Mitglieder 
aaf Beitragsleistnng. Diese sind in doppelter Weise 
begünstigt : 

• 1. bestimmt die K.O. § Gl Ziff. 3, daß die Forder- 
ungen der offontliclion Verbände wegen doi nach Gesotz oder 
nacli VerfnssDng zu entrichtenden' Leistungen aus dem letzten 
Jiihio vor der Eröffnung des Verfahrens an dritter Stelle in 
der Rangordnung der Kon knrsf orderungen stehen. 
Ks trifft dies u. a. die Heiträgo und Beib'ittsgebühren der 
Mitglieder dos ö.V.V. : ,,()ffentliche Verbände'* sind nämlich 
Körperschaften dos öffentlichen Rechtes, wobei sich letzterer 
Begriff nach Beichsrecht resp. reichsrechtlicher Rechtsübung 
und Wissenschaft bestimmt.^) 

2. bestimmt das B.6. vom 24. IV. 1897 über die 
Zwangsverstcigerong and Zwangsrerwaltung in § 10, daß in 
der Rangordnung aller Fordemnpfen bei Zwangs- 
versteigerung eines Grundstücks an dritter Stelle die An- 
sprüche auf Entriclitung der «iffentlichon Lasten des Grund- 
stücks wegen der laufenden und der aus den letzten zwei 
Jahre rückständigen Beträge konunen. Durch Art, 23 des 
bay. A.G. zu diesem K.G. wurde angeordnet, daß die Beiträge 
für die öffentliche Versicherung des zum Zubehör eines land- 
\virtschaftlichen Grundstücks gehörenden Viehes zu den öffent- 
lichen Lasten des Grundstücks zählen und damit die Vorrechte, 
des § 10 des Zwangsversteigernng^gesetzes genießen. Das- 
Yorreoht bezieht sich auf alles Vieh, das im Sinne des B.-G.-B; 
§ 98 als Zubehör eines Landguts zu gelten hat, d. i. das zum 

Wirtscbaftsbetrieb bestimmte Vieh, also auch Pferde dies«: Art.^ 
Auch hier sind zu den „BeitrSgen*' die Beitrittsgebübian mit 

rinznhegreifen. 



1; Jgger E.O. § ül Anm. 26. 
^ Haag S. .65, 
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3. In Art. 112 A.G. z. B.Ü.B. ist endlich bestimmt, daß 
für Leistinii^eu, die auf Grund eines Keeht.sverbältuisses des 
»■»ffentlicheu Koeiitos von einem 0 r u n d stücke zu ent- 
richten sind, (Us Grundstück liaftct.') Daß das Reclits- 
verhältnis, auf Grund dessen Mitglied^Mbcitnii^e und Beitritts- 
gebühren in «3.V.V. ^^eschuldet werden, ein Rcclitsverhältnis 
des (»ffentUcbeu Bechts ist, kann erst im 11. Abschnitt nach- 
gewiesen werden, yy^on dem Grundstück geschuldet'^ werden 
diese Leistungen dann, wenn sie zu den öffentlichen Lasten 
des Grundstücks im Sinne des unter der vorigen Ziffer 2 Aus- 
geführten ^hören. • 

f) Der 6.V.y. unterliegt, trotzdem er, wie im IL Abschnitt 
nachzuweisen ist, Yersicheningsuntemebmung ist, nicht 
den Vorscln'iften des 1».G. über die priv at on Versicher- 
un gsu n ti' r n e h m u n ge n — der (i.V.V. ist öffentliche 
TTnternehmung — ; unter die Yürsclu'ith.a dieses R.G. fallen 
aber nur Privatunternehmungen.'^) Das Privileg wird nur 
durchbrochen durch § 119 des cit. K.G., wonach die öffent- 
lichen Versicherungsanstalten nach näherer Anordnung des 
Bundesrats statistische Xachweise über ihren Ge- 
schfiftsbetrieb an das Anfeichtsamt über Privatversicherung 
einzureichen haben. 

g) Der 6.y.y. genießt endlich ein Privilegium gegenüber 
den Vorscbriften des B.O. über den Versicherungs- 
vertrag (Entw. dieses Ges. § 189, Motive hiezn !S. 236)* 

2. Der passive Status.-*) 
Als einer öffentlichen Korporation, der die Übung 
von Herrschaft zur Duichführung bestimmter Staat.^aufgaben 
befohlen ist, obliegt dem Verein als besondere Pflicht die 
zur Herrschafts Übung. Diese Pflicht findet ihre Durch- 
setzung in der Unterwerfung unter die Aufsicht des 
Staates über die Tütigkeit des Vereins; die Aufsicht wird 
aber nicht unmittelbar vom Staate selbst geübt, sondern 

Heide-Schneider A G. z. B.Q.B. Art. 122 Anm. 2. 
2) Behm Anm. 2 za § 1, Deybeck S. 192 ff., MüUer-Frager S. 13, 
30, Moldenhaucr S. 7 ff., Woemer S. 15 ff. 
t) Jellinek S. 84 ff. 197 ff. 288. 
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sie ist zur Besoigang an die LandesyftisiGhenii^gBaostalt über* 
tragen (dehe hierüber den nSohsten Titel). 

3. Der positiye Statne.^) 

a) Binen Intereseenberttcksiohtigungsansprucli 
des elnsdnen Untertanen kennt das bayerische Staatsrecht 
nicht Das sogenannte Petitionsrecbt, das dem ö.V.V. 
ebenso wie jeder Individualpersönlichkeit zusteht, ist kein 
subjektives Recht, da für die beiden Kammern des Land- 
tags keine Pflicht besteht, auf eingegangene Petitionen 
Bescheid zu erteilen; gleichwobl enthält die Geschäfts- 
oidnang der Kammer der Abgeordneten genaue Voischiiften 
über die Behandlung der Petitionen.*) 

Im Reiche besitzt der ö.V.V. das Recht, Petitionen 
an den Reichstag zn richten, die sich innerhalb der Competens 
des Reichstags selbst bewegen. Diese Petitionen werden 

vom Reichstage dem Bundesrate bezw. dem Reichskanzler 
überwiesen. (R.V. Art. 23.)») 

b) Aas dem In teressenbef ri edi^ungsan sprach 
sind erwähnenswert der Anspruch des ö.V.V. gegen den 
Staat auf Rüokyersicherung (V.A.G. u. Pf.A.Q. Art 2), 
speziell gerichtet auf die Erhaltung der Landesversicherangs- 
anstalt in ihrem gesetsmifiigen Bestände (VA.G. u. Pf.A.G. 
Art 1. I). Es würde also durch eine Verftndemng der 
Reofatssteilnng der Rttckversicherangsanstalt, die von Seite 
der Verwaltungsorgane des Staates ausginge, nicht nur das 
objektive Gesetzrecht des Y.A.G. und Pf.A.G. verletzt, 
sondern auch das subjektive Recht der ö.V.V. ö.V.V. 

c) Der Rechtsschutzanspruch des Vereins. Der 
Verein hat Rechtsschutz gegen Verletzung seiner konstitu- 
tionellen Rechte durch Staatsorgane: Verfassungsbe- 
schwerde (Veif. U. üt VII § 21, Oesohftftsgaogsgesetz 
T. 19. I. 1872, Absdm. II Z. 2.)«) 



*) JelUnek S. 87 ff, lU ff, 2H ff. 
«) Kahr 1 S. ö3, Seydel H S. 20. 

s) Seydel, K«m. s. V.ü. t d. deutsehs Bsich Art. 23; Kahr I S. 53. 
«) Seydd H S. 30 t, 8. 46. 
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Soweit die Beeinträchtigung seiner Rechte von drittel 
Seite herrührt, wird ebenfalls staatlicher Schutz in Anspruch 
gouomraen. Zu nennen sind hier einmal Einp:riffe der 
Landesversicherungsanstalt in die öffentlichen Rechte 
des Vereins (siehe hierüber im IV. Abschnitt). Streitigkeiten 
dieser Art — es sind besonders zu nennen Streitigkeiten über die 
Zateilung der Beiträge zur Anstalt an den Veroin (V.A.G. und 
Ff.A.O- Art. 10. I) und Streitigkeiten aber das Austrittsrecht 
des Vereins aus der Anstalt (y.A.a. und Ff.A.O. Art 3. lY), 
ferner Streitigkeiten wegen Eotzi^ung eines durch das Gesetz 
dem Verein zugestandenen Herrschaftsreohtes oder Entziehung 
des durch V.N.St. § 32 (Pf.N.St. § 30) überwiesenen 
HeiTschnftsrechtes durch Verwaltungsverfügung — werden durch 
das k. Stiiatsniinisterium des Innern auf üruud des Art. Ii. III. 
V..\.G. und Pf.A.G. beschieden. Der Zivilrechtsweg ist aus- 
geschlossen.-) 

Der diesbezügliche Rechtsschutzanspruch wird geltend ge- 
macht durch Verwaltungsbeschwerde. Der Rechtsschutz 
ist demnach unvollkommener Rechtsschutz gegenüber dem 
vollkommenen in dem Veifahren auf Verwaltungs rechts be- 
sohwerde. Aber der Schutzanspruch ist immeriiin wirklicher 
Rechtsschutzauspruch ; der Verein erstattet bei Streitigkeiten 
mit <ler Anstalt nicht etwa nur Anzeige an das k. Staats- 
ministerium über Verletzung objektiven Rechtes, damit 
jenes kraft meines Anfsichtsrechtes diese Rechtsveiietzuug be- 
hebe ; vielmehr kann nicht zweifelhaft sein, daß es sich bei 
Streitigkeiten der genannten Art um behauptete Verletzung 
subjektiven Rechtes handelt. Denn der Verein verfolgt in 
allen Richtungen seines Verhältnisses zur Anstalt ein Indi- 
vidualinteresse und dieses Individualinteresse ist dadurch zu 
subjektivem Recht geworden, daß es von der Rechtsordnung 
anerkannt wurde; die Anerkenitang desselben muß aus Art 
14. Iii V.A.O. und PfA,6. entnommen werden, wenn schon 
die Deatlichk^ dieser Vorschrift zu wünschen fibrig läßt.') 



») Thelemanu S. 77, Haag S. 55. 

2) JelUnek S. 67 ff, S. 129 ff, S. 857 ft*. 
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"Ebenso besteht ein Reehtsscbutzansprach des Vereins gegart 
die Verletzung jener subjektiven Rechte, die der Verein besitzt 
gegen die Gemeinden gemitß V.A.G. und Pf.A.G. 10. III 
— Pflicht der Gemeinde zur Beitreibung der Mits:liederbei- 
träge — und \.^.St. § 40c (Pf.N.St. § 38c) - Pflicht der Ge- 
meinde zur Wahl eines Obraaanes des Vereinsschiedsgerichtös. 

Außer dem Rechtsschutzanspruch in öffentlich recht- 
lichen Streitigkeiten ist besonders darzustellen der Bechtsschatz- 
ansprach g$gen Yerletsong sabjektiTer Privatr echte des 
Vereins dureh irgend ein Bechtssnbjekt. Da der Ansprach auf 
KechtsscfautzgewShrang in der Zivilieohtspflege ansammenlKllt 
mit dem rechfliehen Kdnnen, so Icann derümlang des Rechts- 
sohntzanspniches klargelegt werden darch Darstellong des üm- 
fanges der Privatrechtsfähigkeit des Vereins.^) 

Nach bayerischem Rechte besitzen alle öffentlichen 
Korpomtionen Rechtsfähigkeit auch auf dem Gebiete des Privat- 
rechts. Schon im bayerischen Landrecht sind die Gemeinden 
als juristische Personen des Privatrechts anerkannt.') So kann 
kein Zweifel bestehen, daß V.A.Ö. und Pf.A.G. dem ö.V.V. 
mit der Verleihung des Charakters einer öffentlichen Korpo- 
ration auch PriTatrechtsföhigkeit zugestehen wollten. Im 
einzelnen hat die PriTatrechtsfiUiigkeit der Korporationen 
nachstehenden Lihalt: Bechte und Pflichten dreifacher Natur; 

I. Individuelle:^) 

1. Vermögeusfähigkeit, 

2. Efthigkeit zur Erlangong von Persöniiohkeits- 
rechten,^) 

Ffir den d.V.Y. fals öffentliche Korpoiatiöa «geben 
sich aber Ausnahmen Ton diesen Gnmds&hEen: 

1. Terminderangen der BechtsfiShigkMt: Hier kommt 
zwar nicht die Amortisationsgesetzgebung ^.G. s. B.O.B. 86, 

b.A.G. z. B.G.B. Art 7 ff) in Betracht, aber der Örfliohe Yer- 

') JelUnek S. 47 ff, 8. 124 ff. 

Stengel I S. 495, S. 092, Seydel III S. 3^ Kahr I S. 02, Seiler, 
Sehnlbedarfgesetz Art. 19 Anm. 3. 

8) Gierke S. 512 ff, 535, Mearer S. 128 ff, 108 ff. 
Gierke S. 515, Mearer S. 53, S. 109. 
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sicher an gs verein existiert wie allo öffentlichen Korporationen, 
den Staat ausgenommen, nur innerhalb eines bestimmten 
Lebensbereichs, dar ihm durch Gesetz und N.St, zugewiesen 
ist, und inneriialb dieses Bereichs findet sein lechtliches 
Können seine Grenzen.') Das ymd im III. Abschnitt des 
Näheren auszufahren sein. 

2. Erweiterungendes rechtlichen Könnens (Privilegien 
im weiteren Sinn); diese sind unter dem negativen Status 
schon aufgezählt worden. 

II. Glied mäßige Rechte und Pflichten*), ent- 
stehend aus der Fähigkeit der Körporsehalt sicii in andere 
Verbünde einzuf^liedern. Diese trennen sich wieder in solche 
Beziehungen zu anderen Verbänden, in denen nur eine Ver- 
bandsperson, und solche, in denen auch eine Einzelpers^on 
stehen kann. Privatrechtliche Beziehungen der 2. Art sind 
also an sich möglich, aber für den ö.y.V. beschränkt durch 
die Begrenzung des Daseinszweckes dieses Tereins (siehe hier- 
über im III. Abschnitt); priratreohtiiche Beziehungen der 
erste ren Art sind dem Ö.Y.V. aus dem gleichen Grunde 
nicht zugänglich ; es würden «war hierunter an sich die Bechte 
und Pflichten zu begreifen sein, die in einer aus Körper- 
schaften zusammengesetzten Körperschaft den Gliedkörper- 
schaften als solchen zugeteilt sind: derai-tige Rechte resp. 
Pflichten sind aber fiir den ö.V.V. nur. als öffentlichrechtliche 
möglich, hier also nicht zu erörtern. 

III. Gemeiuheitiiche Rechte u n <1 Pflichten: 
das sind die Beziehungen, in denen die Verbacdq^erson zu 
ihren Gliedpersonen steht. Für den ö.V.V. kommen diese Be- 
ziehungen aber nicht in Frage^ da er priratrechttiche Be- 
ziehungen dieser Art nicht besitzen kann (siehe hierüber im 
n und nr. Abschnitt). 

4. Der aktive Status.») 
a) Organstellung hat die Korporation nicht auf dem Gebiete 
der unmittelbaren Staatsverwaltung, sondern nur auf 

1) Staudinger I S. 11? C, Gierise S. 517, JelUiiek S. 268. 

s) Gierlte S. 513, Meuier S. 109. 

a) JelUnek S. 85, S. 130 ff, S. 380, Stengel I 9. m. 
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dem Gebiete der EommanalyerwaltuDg. Inlfindiache 
Korporationen haben in Bayern: 

1. In den Orts gemein den: Wahl- und Stimmrechte 
auf Grund erworbenen Bürgerrechtij. liiirgüirecht können sie 
erwerben, wcim sie in der (ienieindo ein besteuertes Wohn- 
haus besitzen oder zu den drei Huchsibesteuertcn gehören 
(r. Gem.-Ordng. Art. 15. III, 1); Art. 13. 11g - den Konkurs 
betr. — kommt für den ö.V.V. hiebei nicht in Frage.*) Ferner 
Stimmrechte in den Landgemeinden auf Grund des Art 47. HI 
T. Gem.-Qrdng. in den EiUlen des Abs. X Art 47, wenn sie zu 
den 6 Höchstbesteuerten gehören. Diese Rechte können nur 
ausgeübt werden durch Vertreter, welche eine bestimmte 
Qualifikation besitzen (r. Gem.-Ordng. Art. 15. IV n. 47. IV). 

2. iu den U i s tr i k ts gern ei n d en : Stimmicchto auf 
Grund der Teilnahme am Dir^triktsrat nach Art. 2. b des 
Disti'iktsratj^i2;os( tzes, wenn sie P^igentiimer des mit Grund- 
steuer am höchsten besteuerten Grundbesitzes sind. Der dieses 
Becht ausübende Vertreter bedarf der besonderen Qualifikation 
des Art. 4. II, III 1. e. Zu praktischer Bedeutung werden 
diese Rechte für den ö.V.V. woM nicht gehmgen. 

b) eine Modifikation ^regenüber anderen Bechtssnbjekten 

ergibt sich für den ö.V.V. aus seiner Eigenschaft als 
öffentlicher Korporation; Er übt Herrschaftsrecht gegen 
Dritte.») 

bb) Das BensdiaHsredit des Uereins im BesondereD. 

Es ist gesagt worden, daß die öffenttiche Korporation ein 
Recht auf ihre Herrschaft hat, ein Recht auf Versorgung der 
ihr Übertragenen Gesamtinteressen. Der Inhalt dieses Anspruchs 
ist gerichtet auf Anerkennung ihres Rechtee und Zulassung 

der Übung desselben. Der bezügliche Anspruch des Ö.V.V. 
richtet sich gegen die Versicherungsanstalt und gegen den 



i) Kalii I 8. 194, Seydel IU S. 147 kam, Ö, LenaiDB S. 46. 
t) Xftlir I S. 193 It . 
8) Jellinek S. 206, Stengel 11 1^, 449, Gierke m ff. 
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Staat; gegen die Versicherungsanstalt ! Die durch V.N.St. § 32 
und Pf. N.St. § 30 geschaffene Gesetzgebungsofowalt zu. 
respektieren und sie nicht durch Verwaltungsakt zu entziehen; 
gegen die Versicherungsanstalt; Die dem ö.V.V. durch Art. 10 
Abs. n und III der beiden Gesetze überwiesene Gewalt nicht 
zu entaehen, da ihre Autonomie durch diese Gesetze begrenzt 
ist; gegen die Yersichernngsanstalt: Dem Vereine nicht jedes 
Qrdnungsstrafrecht zu entziehen, da aus Art 10 Abs. V die 
die Verpflichtung der Versicherungsanstalt abzuleiten ist, dem 
Verein ein Ordnungsstrafreoht zu ttbertiagen; lediglich der 
Umfang, die näheren Bedingungen dieses Strafrechts zu be- 
stimmen, ist die Anstalt befugt Endlich hat der Verein 
Anspnich gegen den Staat, das durch Art. 10 Abs. 11 und III 
verliehene imperium nicht durch Verwaltungsakt zu entziehen. 

Umgekehrt hat der Verein keine Bechte aufierhalb des 
ihm übertragenen Wirkungskreises; alles Handeln jenseits 
seines Zwekes ist ihm verboten (s. hierüber im m. Abschnitt). 

Ferner: Der Selbst Verwaltungskörper hat dem Staate gegen- 
über eine Verpflichtung zu gunsten der von ihm Be- 
herrschten. Der Staat übt Kontrolle über die Erfüllung 
dieser Verpflichtung und über die Innchaltung der Vereins, 
kompetens in Form einer dauernden Überwachung der Ge- 
sehiflsführung des Vereins.^) Die Bestünmungen hierüber 
enthalten die beiden Gesetze in den Art 4, 7, 8, 9, 10, 13 u. 
V.N.8t § 44 und VfüJBt § 42. Diese Bestimmungen zeigen, 
daß der Staat die Aufeiciht nidit unmittelbar übt, sondern daß 
er sie zu eigenem Rechte, also zu Solbstvei'waltuug unter Auf- 
sicht des k. Staatsministeriunis des Innern gemäß Art 1-4. HI 
der Gesetze der Versicherungsanstalt übertragen hat. 

Die Aufsicht wird geübt über „den Verein^^ d. h. über 
die jfür ihn handelnden Organe, insbesondere den Vereinsaus- 
sdiuA, das Vereinssdiied^gericht und die Vertrauensmänner 
des Vereins V.N«8t § 33 % 40. Ff.N.8t § 31 ff, 38, 31. 1 
Sali 3. Aus dem Begriff der Aufidolit eigibt sich toa selbst, 
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dafi sie nloht, wie ThelenittHi 8. 81 meint, gdgiea die Veraiiis- 
mitglieder ale solche geübt wird.^) 

Anlangend die A rt der AnfeiefatBfflhrnDg, so wurde sohon 
dargetan, daß nach dem derzoitigeu Stande des Selbstverwal- 
tungsrechtes sich die Aufsicht prinzipiell be>cluaiikt auf die 
Prüfling der Geset zmäßip^ke it der Iland hingen des Selbst- 
verwaltungskörpers, und nicht die Zweckraäßif^keit der>eil)en 
ins Aii^G faßt (oben S. 21). 8q sagen auch die Motive 
zum V.A.G. Art. 13 : „Die Ortsvereine antersteben der fort- 
gesetzten Aufsicht der Anstaltsverwaltniig nnd haben deren 
Anordnungen pünktlich Folge zu leiste, soweit dieselben aof 
die Einhaltung der gesetzlichen nnd statotenmäßigen Ver- 
pflichtangen der Ortsvereine gerichtet sind^. Diese Anschauung 
hat auch in den N.St. § 44. II bezw. PiN.St 42. II ausdrück- 
liche Festlegung gefunden.*) Jeder weitere Eingriff der An- 
stalt in die Verwaltung der Versicherungsvereine wäre Über- 
schreitung der ihr gesetzlich zustehenden Befugnisse, gegen 
welche der ö.V.V, als einer Beeinträchtigung seiner herrschutts- 
freien Öpiiüre Beschwerde zum k. Staatsministerium des Innern 
einlegen könnte, das gemäß Art. 14. III der Gesetze die An- 
staltsTerwaltung zur JQiniuütoug der Grenzen ihrer gesetzlichen 
Befugnisse anzuhalten vermag. 

£s ist aber hier darauf aufanerksam zu machen, daß 
Art. 13 yA.G. und HA.G. einen zweifachen Inhalt hat 
Der Wortlaut yon Abs. I erweckt allerdings den Anschein, als 
ob es sich bei diesen Bestmimungen lediglich um die An&icht 
tkber einen untergeordneten Selbstverwaltungs- 
kdrper handle. Es zeigt aber insbesondere Abs. III, daß 
das nicht allein Gegenstand der Regelung des Art. 13 ist. 
In Abs. ni ist der Anstalt die Befugnis erteilt, einen Verein 
zeitweise aus der Anstalt auszuscliließen, wenn er durch 
übertriebene Schätzungen die Anstalt wiederholt ge- 
sohttdigt hat. Allerdings ist hinsichtlich vieler öffentlicher 
Korporationen dem Staate als Ausfluß der Aufsichtsfühmng 
das Recht eingerfiumt, sie im Verwaltungswege anibulösen nnd 

') FoU-Eeuter S. 63. 

>) FoU.IteQt«r S. ff, 194. 
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80 das Prinzip, nach welchem die öffentüche Körperschaft ein 
Recht auf llen-schaft, also auch auf Existenz hat, durchbrocheu.^) 
Art. 13. in erteilt aber in den citieiten AVorten der Anstalt 
das Recht, den Verein aus der Anstalt auszuschlieüeu, 
also seine M i t g 1 i c d s c h a f t a n o i ii o ni a n d c r n Verbände 
zu vernichten; daß diese Ausschließung dann den Untergang 
des Vereines als eines öffentlichen und privatrechtlichen Rechts- 
subjektes bedeutet, ist lediglich eiae Folgeerscheinung.*) Also 
Art 13 enthält auch Bestimmnngen über das Verhältnis der 
Anstalt zu den Vereinen als ihren eingeordneten Gliedern. 
Die Anstaltsrerwaltung als Leitung der ViehYefsicfaemngs- 
anstalt gibt innerhalb des gesetzlichen Rahmens Anordnungen 
an die Hitglieder der Anstalt und rerfügt die jeder privaten 
Korporation zustehende Ausschließung der die Interessen der 
Körperschaft schädigenden Mitglieder.^) Allerdings ist nicht 
jedem öffentlichen Verbände dieses Reclit, Mitglieder aus- 
zuschließen, eingeräumt, z. B. nicht den höheren und niederen 
Gemeindeverbänden. Auch Abs. I Satz 2 des Art 13 ist 
demgemäß zu verstehen; hier sind einmal die in § 44. II 
besw. 42. II der N.8t nochmals erwähnten aufsichtlichen An- 
oidmmgm begriffen, anderseits die inneren VerwaltnngsbeMüe, 
die die Abwiökeloog der Geschäfte der Anstalt durch die 
AnstaUabeamien mit den Vereinen betrete. Daraus ergibt 
sich dann, dafi auch im SUle des § 28 yj9.8i, wenn der 
Veran niofat auf bestmögliche Verwertung gefallener 
Tiere bedacht ist, die Anstaltsverwaltung Anordnungen nach 
V.A.G. Art. 13 treffen und Ordnungsstrafen aussprechen kann.*) 
Hier handelt es sich nicht um Aufsichtsführung gegenüber 
dem Selbstverwaltungskörper über dessen gesetzmäßiges 
Handein, sondern um Zweckmäßigkeitsfragen innerhalb der 
Anstaltskorporation. Siehe bes. die Entschl. der k. Versicherungs- 
kainmer vom 30. April 1900. Haag S. 154 ff. Motive Sil 
Alt 4 y.A.G. am Ende. Aufsicht tiber einen Selhstrerwaltungs- 

^) Gierte S. 662, 

s) V.A.G. nnd Pf.AO. Art 6 AIm. 1. 

8) Gierke S. 493. 

<) TbeUmann f'oJl-fieater Ü, 174. 
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körper ist eben Kontrolle, daß derselbe seine Aiifg»ben erfüllt, 

also daß er nach unten hin entsprechend den übeniüinnicnoii 
Verpflichtungen Uitig wird. Von ihr zu uutei*j>cht'ideii ist die 
Kontrolle darüber, dali er die Pfliclitcn erfülle, dir iliiii diu 
Eingliederung in einen höheren Verband, z. B. den btuat selbst 
auferlegt, ,als die Pflichen nach oben. Beide können 
awBammenfaillen. insofci-n a!>^ die Erfüllung der Pflichten nach 
unten immer eine Püioht nach oben ist. Die Erfüllung der 
Pflichten nach antea ist aber nicht die einzige 
Pflicht nach oben. Bb zeigt sich darin, daß tdofa die Anfeiobt 
über den Selbetrerwaltiuigskörper von der Kontrolle über das 
Mitglied, auch hier beim Ö.y.y., nicht scharf trennen läßt. 
Lediglich das Kriteriom der ^.Gesetsmisfflgkeit^* kann im 
einzelnen Falle Aufschiuli geben; sobald ledigUch die Zwock- 
mäfiigkeit einer Handlung beanstandet wird, kann nicht ein 
Akt der Aufsichtsführung, sondern nur der Mitglit'dschafts- 
kontroUe in analoger Anwendung von § 242, 157 B.-G.-B. in 
Frage stehen. 

Die wirkliche Aofoioht erstreckt sich nach dem Getilgten 
darauf, daB: 

1. die dmnoh Gesets und N.St geschaffenen Schranken 
des dem Veiein übertragenen Beohtes nicht überschritten 
iverden, daß 

2. das Ermessen der Verwaltung des Vereins sich 
innerhalb der durdi Gesetz und N.8t. aufgestellten Grenzen 
hilt, endlich 

3. daß der Verein seine ihm durch Gesetz und ^.St, über- 
tragenen Aufgaben wirklich erfüllt. 

Dementsprechend ist die aufsichtführende Austaltsver- . 
Nvaltang durch Art. 13. II der Gesetze und V.N.St § 44. II, 
Pf.N.St. § 42. II in die Lage versetzt, Tingehörige Handlungen 
des Vereins abzuwehren, auf die Ungiltigkeit und Unvollzieh- 
barkeit rechtswidriger Beschlüsse, besonders solcher über den 
Beservefönd hmsuweiBfln*) und Anordnungen an die Organe 
des Verons zu eriassen, sie mOgen ihre T&tigkeit mit den 
Vorschriften des Gesetzes und des N.ßt. in Einklang bringen^ 

') lüüir U & 3U uaa oben ü. 26. 
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eiidJioh M Kiditbefolgang dieser Anordnungen OrdanngssMea 
gegen die Mitj^eder der Vereinaorgane anssnsprechen.^) 

Ein besonderes Anordniingsrecht ist der Anstaltsverwaltung 

in § 41 V.N.St und § 39 Pf.N.8t. Abs. II Buchst c. eingeräumt, 
wonach sie befugt ist, die Einberufung einer Generalversamm- 
lung anzuortiueii. Fenier ist ihr die Befugnis zugesprochen, 
unrichtige Handlungen des Vereins aus eigener Willensmacht 
zu berichtigen dadurch, daß sie Beschiiisso der Vereins- 
oigane außer Wirksamkeit setzt. So sagt Art. 8 der Gesetze 
mit Art. 7: Die Anstalt prüft die vom Verein getroffene 
Schadensfestsetzung und lehnt die Auszahlung der Entschädigung 
ab, d. h. sie hebt den nach § 23 V.N.St. and Ff.N^. vom 
Yereinsaussohosse über die Entschfidigang geCafiten Beschloß 
aof, wenn derselbe eine Verletzung des Oesetsee oder des N.8i. 
entfalQt*) Eine Ausdehnung dieser Befugnis auf andere Fülle 
rechtswidriger Betätigung der Vereinsorgane kann in Anbetradit 
des ßingulären Charakters der Vorschrift in Art. 7 und 8 nicht 
zulässig sein; es fehlt hier eine allgemeine Vorschrift, wie sie 
die r. Gem.-O. Art. 157 Abs. III enthält. Übrigens ist eine 
formelle Außerkraftsetzung rechtswdrigor Beschlüsse nicht be- 
nötigt. Denn rechtswidrige Beschlüsse sind an sich nichtig 
(B.G.B. § 134); auch eine Außerkraftsetzung gesetzwidriger 
autonomer Satzung über den Beservefond nach § 32 bezw. 30 
N.St. kommt nicht in Irsge, da rechtswidrige Bechtesetsung an 
sich nichtig ist. Die lormelle Aulhebung kwnn nur die Be- 
deutung einer Yorachtsmafiregel haben.*) 

Endlich ist die an&iohtftthrende Anstaltsrerwaltung be- 
rechtigt, bei Unterlassung oder nicht gehöriger Durchführung 
. dessen, was dem Verein an Aufgaben als Recht zugesprochen 
und als Pflicht aufgetragen ist, an seiner Stelle tätig zu 
werden und ihre eigene Handlung als Ersatz der fehlenden 
odei" mangelhaften Tätigkeit des Vereins einzuführen. So 
spricht Ari. 10. Iii Satz 2 der Anstaltsverwaltung das Recht 
-2U, bei Saumsal der Vereinsieitung in der Umlegung und £in- 

') Fuli-Beutcr m. 
») Thclemann 8. bU. 

^ Gierke, Qenof)senschftftüt.btforie OHü ft^ 
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hebung der Mitgliederbeiträge sowie der Überweisung ruck- 
ständiger Beiträge an die Gemeindebehörde zur Beitreibung 
die Verteilung der die Mitglieder des Vereins treffenden 
Leistungen selbst vorzunehmen die Einhebung liLTsclhon an- 
zuordnen und die Überweisung der rückständigen zur Zvvangs- 
beitreibung an die Gemeindebehörde zu bewirken. Auch nach 
Art 8 der Gesetze ist die Anstalt ermächtigt, eine nicht ge* 
hörige Tätigkeit der Verainsoigaiie durch eigene bessere 
WiDensentfaltong «i enetsen, indem sie beschließti dafi in 
einem Versichenmgs&Ile EntBchSdigang ttbeihaupt nicht oder 
in geringerem Grade zu gewähren sei. Dagegen fehlt fOr 
den ö.y.V. »ne der^Voischrift von Art. 103. II Satz 2 und 
145. y. r. Gem.-Ordng. analoge Bestimmung, wonach die 
Auftiichtöbehöide auch dann selbst tätig worden kann, wenn 
die Vereinsorgane wegen gleichzeitig vorliegender eigener 
Privatinteressen nicht in der Lage sind, die Willens- 
bildung im Yerciiif.' vorzunehmen; das gleiche gilt hinsichtlich 
zei tiichor Beschl uii unf ä h igkei t des Vereinsausschusiies 
(z. vgL r. Gem.-Ordng., Ait. 103. IV. U). Jedoch muii 
Ähnliches auch für den ö.V.V. zur Anwendung gelangen, da 
die Vorschriften der Gem.-Ordng. nur allgemeine Grundsätze 
aussprechen, die sich aus dem Wesen der öffentlichen Eoiporation 
als eines zur Durchführung der Gesamtinteressen vom Staate 
beauftragten Subjekts ergeben. 

Das Aufsichtsrecht der Anstalt bezieht sich auch auf einen 
nach § 32 V.N.St. (§ 30 Pf.N.St) zu bildenden Reserve- 
fond hinsichtlich Bildung, Verwaltung und Verwendung, 
allerdings nicht hinsichtlich der dabei auftauchenden Ermessens; 
fragen. Daß aber das Ennessen einen selir geringen Spiel- 
raum hiebei hat, ist schon S. 27 ff. nachgewiesen worden. 

Kein Aufsichtsrecht besteht gegenüber den richter- 
lich en Aktionen des Vereins (V.N.8t. § 7. II, 13. IV, 22. IV. 
ff J9.St § 8. U, 14. IV, 22. IV). Das Verhüiren dee Vereins- 
scbiedsgerichts ist sachlidii Gerichtsverfahren und als solches 
der Nachprüfung entzogen. Aufsichtliohes Euisohreiien kann 

1) Sieho dag«geii bes. der Kirehengemeinden: Meurer, Kirebenver- 
vMgtn i S. 113. 
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auch nicht auf Beschwerde erfolgen : £s gibt keine NicbtigkeitB- 
beschwerde.^) Wohl aber unterliegt der AnfsiGhtsfahmng die 
Frage, ob die Becfatspflegetätigkeit des Vereins auszuüben sei, 
also die Frage der Rechtspflegeyerweigening und Vensögernng, 
femer die Frage der Koinpetenztlbersobreitung ^) 

Als H il f s jiii ttel der Aufsiohtsführunp: ei'scheint insljcsondcre 
die Befugnis zur Kenutn isnahm o von dem Gebahrcu der 
A'eremsleitung. § 44. I. V.N.St. und § 42. 1. Pf.N.St. stellt 
das Reelit der Anstaitsverwuituug fest, von allen Verhandlungen, 
Büchern und Rechnungen des Vereins sowie von dem Kassen- 
bestande £Iiusicht zu nehmen; die Einsicht in die Vorhand- 
lungen erfolgt mittels Durchsicht der Protokolle, insbe- 
besondere des Versicherungsbuches (V.N.St. § 9) und der 
Protokolle über die Generalversammlungen. VXSt. § 42. VI 
(Ff.N.8t. 40. VI). Siehe femer die Zusammenstellung bd 
Thelemann 8. 168 ff. und Haag S. 154 ff. Die Vereins- 
rechnung ist mit Belegen nach V.N.St. 39 (Pf.N.St. 37) der 
Anstaltsverwaltung zur Revision vorzulegen ; ferner die.\t 
dem Zwecke der Aufsichtsführang die Einvernahme der 
Vereinsorgane, die Revision der v(«rsi('hertcn Viehbestände, die 
Teilnahme an den Vereins Versammlungen durch Vertreter und 
endlich bei Eintritt eines Vei-sicherungsfalles die Abordnung 
▼on Kommissären zn näheren Erhebungen nach § 27.11 V.N.St, 
und 26. II PfJ^.St. Schließlich wird die Anstaltsverwaltung 
auch durch ihre yerwaltnngsgerichtliche Tfitigfceit bei Ent- 
scheidungen von Streitigkeiten zwischen den Vereinen und 
ihren Ifitgliedeni nach Oes. Art 4 Z. 11 in den Stand gesetzt, 
sich Yon der Geschüftsftihrung in den Vereinen zu unterrichten. 
Nicht hieher gehört die Tatsache, dafi die Anstaltsverwaltung 
Kommissäre abordnen kann zur Belehrung der Vereine und 
ihrer Organe und zu Vortr^igen in den Vereinen. 

Der Verein hat Herrschaftsrecht und Pficht 
doppelter Natur, gogen den Staat bezw. die Anstalt einer- 



1) Zu vergl. «eydel 11 303 ff, VA. f. mim. Pr. XIV S. 177 ff. 

2) BL f. adm. Pr. Bd. 4ü j>. 250 ff. 
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sditB nnd gegen seine i^wultonterworfonen Ifitglieder ander- 
seits. Kann er auf sein Recht verzichten?*). 

Als Recht f^c^en den Staat ist sein Herrschaftsrecht als 
abstrakte Anspruclisinöglichkeit sowohl wie als aktueller An- 
spruch vorzichtbar ; als erstere durch \'erzicht auf die Existenz: 
Der Vorein kann am Schlüsse jeden Vei-sicherun^jahres aus 
der Anstalt austreten und mit Wirkung vom Schluß den 
Yersicherungsjahres an sich auflösen nnd damit den Charakter 
eines Herrsohaftssnbjekts aufgeben. (V.A.6. und Ff.A.&. 
Art 2. III und Art 5. I, VJ^JBt § 45, Ff.Nj9t § 48). Als 
^i'&c^t gegen die Gewaltunterworfenen ist sein Baoht 
prinzipi^ nnyensiohtbar als abstrakte Anspmchsmdgiichkeit 
wie als aktueller Anspruch, weil dieses Recht gegen die Qe- 
waltunterworfenen zugleich Pffi<dit gegentlber dem Staate ist, 
Pflicht auf Versoigun<>; überifiesener Gemeininteressen. Der 
Verein kann also nicht verzichten auf Ansprüche gep^en seine 
Mitglieder irgend welcher Art, sowohl Beitragsleistungen wie 
Schndensei'satzausprüche (z. vgl. V.AG. u. Pf.A.G. Art. 10. TV, 
V.N.St. u. Pf.N.St. § 5 Abs. II, § o. I, B. d. V.N.St. § 30.11, 29. III, 
Pf.N.St. 28. III, 27. m.) Das Gleiche güt übrigens auch für 
Anbrüche gegen seine Organe, die ans unerlaubter Handlung 
oder schädigender Geschäftsführung entstanden siud. Zu vgl. 
Ges. Art 10. II: „Dieser Betrag", Art 9: „soweit die ver- 
fügbaren Mittel nicht ansreiohen» V.K.St § 31. FLN.$t § 29. 
Auch durch Vorschriften über einen Beserrefcnd gemfiß § 32 
bezw. 30 d. N.8t kann Verzicht auf Ansprüche unter Deckung 
der zu Grunde liegenden Forderungen durch die Ertrftgiisse 
des Reservefonds iiielit zugelas.sen werden. Wie schon früher 
dargelegt, ermächtigt Jj 32 V.N.St. nur zu Bestimmungen, die 
mit dem («esetz im Einklang stehen (oben S. 26 ff). Die 
Gesetze kennen aber nur eine rechtsgleiche Behandlung der 
Mitglieder (Art. 10. II und V.N.St. 30, 31) und V.N.St 30. IL 
und 29. III und Pf.N.St 28, III und 27. III verbieten den 
Erlaß von Mitgliederbeiträgen direkt: da.g 30. II, § 29. lU 
bezw. PtN.8t 28. III und 27. III aber nur einen allgemeinen 

1) Jdlinek S. 332 ff, 292. 



Orandsate enthalten, gelten sie nach fftr «He übrigen Amprfiolie. 

EiuL' Au.Niiahmc schoint nur kiaft ausdiücklicher gesetzlicher 
Zulassung . bei uneinbringlichen Beiträgen zu bestehen. 
(Art. 10. Abs. IV. der Gesetze). Art. 10. enthält in seinem 
Abs. II eine Bestimm iinir. dio das Verhältnis zwischen Verein 
und seinen Mitgliedern betrifft; es ist deshalb anzunehmen, 
daß auch Abs. IV nicht bloß ein Rechtsverhältnia zwischen 
der Anstalt und ihren Mit^edern, den Vereinen regeln will, 
sondern sngleioh über innere Vereinsangel^nheiten dahin 
bestimmea will, dafi uneinbringliche Beiträge den Scholdnem 
erlassen seiend). Diese Begeliing wfirde analog auf alle übrigen 
Ansprüche des Vereins öffentKcbiechtlioher Natu anzuwenden 
sein, besonders auf die Beitrittsgebühren.*) Dabei ergeben 
sich aber Widersprüche mit anderen gesetzlich on Bestimmungen. 
Xach Art. 23 des bayer. A.O. zum Zwangs vci'st.-Ges. .sind die- 
jenigen Beiträge, die für die Versicherung des zum Zubehör 
eines landwirtschaftlichen Grundstücks gehörenden 
Viehs geschuldet werden, zu den öffentlichen Lasten dieses 
Grundstücks zu rechnen und nach Art, 122 des b. A.G. z. B. 
G.B. haftet für Leistungen, die auf Grund eines Rechts- 
verhältnisses des öffentlichen Rechtes Ton einem Grundstück 
. zu entrichten süid, das Grundstück auf die Daaer von 
2 Jahren;^ es ist nun nicht einzusehen, warum hinsichtüch 
des Viehs, das nicht Zubehör eines landwirtschaftlichen Grund- 
stücks ist, — es kommen besonders Pferde in Betracht — ein 
für den Tersicherten günstigeres Yerhältnis geschaffen sein soll. 
Auch nach ^ 15. I des V.N.St. bzw. 16. I des Pf.N.St- 
haftet der Besitznachfoli^er für die Zahlungsrückstände des 
Vorbesitzers; da nun nach Art. 10 der Gesetze und § 31. bzw. 29. 
der Statute die Beiträge der Mitglieder ei-st am Schlüsse des 
Versicheruugsjahres fällig werden, so kann unter „Zahlungs- 
rückstand" keinesfalls der aus dem laufenden Versicherungs- 
jahr auf die Dauer der Mitgliedschaft des Vorbositzers treffende 
Anteil Terstanden sein, sondern nur eiu wirklicher Rückstand 

>) Thciemann Ji. 1 47 A. 4, Haag 8. 1.^ l A. 5. 

2) Full-Beuter S. 177. 

8) Heule-Schneider S. 19.'. 
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aus friiboron Jahieu. Solche Rückstände könueu aber, da der 
Verein verpflichtet ist, gemäß Ait. h). III jeweils sofort das 
Exekutionsverfahren zu veranlassen, nur uncinbrinp:liche Beiträge 
gewesen sein.*) De lege lata ist eiu Ausweg nur dann zu 
finden, wenn man einmal <lio Bestimmung des Art. 10 Abs. IV 
der Gesetze als eine nur für die Beziehangen zn der Anstalt 
und ihren Mitgliedern geltende annimmt, wie es dem Wort- 
laut und der Stellung derselben im Gesetz statt im Statut 
entspricht, und wenn man femer für den Fall der Aussicbts- 
lodgkelt von weiteren Yollstreckungsmafoegeln wfthrend der 
Dauer der Verjährungsfrist dem VereinsansschuA das 
Recht zngestefat, die Beitragsfordeningen des Vereins nach 
Art. 12(i lind 124 des bayer. A.G. z. H. O.B. verjähreu zu 
lassen. Es entspricht diese Regelung dem Oemeininteresse, 
zu dessen Förderung der Verein ins Leben gerufen ist, da 
durch die Wiederholung zweckloser Vollstreckungsmaßregein 
nur Kosten erwachsen würden. E« liegt in dieser Zulassung 
der Verjährung :^war ein Erlaß der Forderungen, der nach 
dem Wortlaut des § 30 V.N.St bzw. § 28 Pf.N.St. unstatthaft 
ist, aber als zweckentsprediendere Regelung öffentlicher In- 
teressen durch die genannte statutarische Bestimmung nicht 
ausgeschlossen werden konnte und wollte.^ 

Der ö.y.V. ist bei allen seinen Bechtssetaungs- wie Yer- 
waltungsakten, soweit nicht ohnehin bindende Vorsohrifian hier- 
über bestehen, gefesselt an die Norm, daß sein Handeln für 
die Erreichung der Vereinsaufgabe notwendig und nützlich 
sein muß, mit anderen Woiten: sein freies Ermessen ist ein 
pflichtgemäßes.^ Besondei-s zu betrachten ist dieser Grund- 
satz bei Aufstellung von Voi-schriften über deu Keservefond, 
bei VerhäDgung von Ordnungsstrafen, bei den Anordnungen 
nach § 18. ff. V.N.St., bei der Feststellung der Wertsummen. 
Soweit dem eb^ entwickelten Frinzq» zuwidergehandelt wird, 
sind jeweils die höheren Tereinsorgane ala belügt zu erachten, 
den untergeordneten ihren Tadel ausauspreofaen. Besonders 

0 FuU-Rcuter Sil. 

*) Zu vergl. Kfthr 1 8. Ü52, Rchm, .Staatsdienst, AlUlalen 1085 ü. <JÖ* 
. >) JbBliinek S. Laband Ii S. 188, Ul. 264. 
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die Generalversammlang ist auf Grand § 43. 1 y.N.St nni 
§ 41. f. Pf.N.8t in der Lage^ dem VereinaaneBchafi wegen 
a^ner Tätigkeit ihr IfififeUen znm Anadraok zu bringen, eben- 
so der Ausschuß gegeniiber den VertraueDsmännem naob 
Art 31. I. Satz 3 Pf.N. St. 

Endlich ist noch darauf hinzuweisen, daß das Herrschafts- 
recht des Vereins wie jeder öffentlichen Koqyoration sich nur 
auf das Inland erstreckt. Die öffentliche Korporation 
leitet ihr Herrschaftsrecht vom Staate ab, ist also an den ter- 
ritorialen Kreis staatlicher Macht gebunden. Mitglieder dea 
Yereina, die aufierfaalb der Staatsgrenzen ihren Wohnsitz oder 
Aufenthaltsort haben, nnteriiegen also dem Zwange der Vereina- 
maeht nur hinsiohtlidi ihres in Bayern gelegenen Yenndgens- 
.besitses. Jedoch wird auf Grund des Beiehagesetses vom 
9. Juni 1895 (R.O. Bi. 8. 256) von den Bundesstaaten sowohl 
hinaichtiliöh der Beitreibung der Mitgliederbeitrige als jener 
der erkannten Ordnungsstrafen Rechtshilfe geleistet. 



II. Abschnitt 

Das Rechbverhlltnis im Verein. 
LKopUiL 

Veranlassung und Inhalt des Rechtsverhältnisses. 

Wir haben bei der Begi'iffsbestinimung des ö.V.V. gesagt, 
der Verein sei oino ff entliehe Korporation, welche 
die Versicherung ihrer Mitglieder gegen Vieh- 
s^terben und gegen polizeiliche Ungenießbarkeits- 
erklärung geschlachteter Tiere betreibt. 

Bevor aber der Versicherungsbegriff fttr den Ge- 
schäftsbetrieb des ö.y.y. khogestellt werden kann, bedarf 
es der Klaistellnng des RechtsTerhftltnisses des Vereins xa 
seinen Mitgliedern. Bs bedarf der Untersuchung, wacher 
Art überhaupt dieses Verhältnis ist, vor allem, ob es privat- 
rechtlicher oder öffentlich rechtlicher Natur ist. 
Anhaltspunkte hiobei bietet die Prüfung des Zweckes diese;^ 
Verhältnisses. Jedes Keehtsinstitut muß einem Lebenszweck 
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dienen, w^nn seine Existenz von Dauer isein soll. Weldiem 

Zweck dient das Kechtsinstitiit des ü.V'V. in soiuer abstrakten 
Kxi Stenz? Welchem Zweck dient der konkrete r».V.V. in 
seinen scibstgeschaffenen Hedi t shezieh u n^M>n? Mit an- 
deren Worten: Einerseits: Welclie äußere VeraulaJ^sun^^ 
welcher ratsäclilicbc (irund ist für die Kcchtsbeziehuiigea 
zwischeu dem Vereine und seineu Mit^jpliodern maßgebend? 
Audei-seite: Wolciier innere Grund besteht für diese KeclitK- 
bezi^ungen? 

Die ö.V.y. nach dem y.A.G. u. dem l^LA.O, verdanken ihre 
Oi'undong jeweils dem Bedtlrfnis der Vielibesiteer, sioli gegen 
unerwartete und unverschuldete Verluste sicher zu stellen, die 
ihnen aus dem Viehsterben und der polizeilichen UngenieB- 

barkeitserkläruug von äcIiiachtTieb erwachsen. 

Nach dem Grandprinzip der privatwirtschaftliohen Gesell- 
schaftsordnuno: ist zwar die Begel dio Besor^^uno; der Vei'- 
sicheruiii; aul il(Mn We^-e der p ri v atieclitlichen Fürsorg«. I)io 
Privatreclitsunliiung hictet mm allerdings die reciitliche Mög- 
lichkeit für (lenlMiizelnen, sieli geg*Mi Verlusto zu vcrsiclieni. 
Aber.öine wirkliche Sidierstellung ist damit noeli niciit geseiiaiien; 
denn diese ist davon abhängig, dalt der Einzelne vini don vorhan- 
denen Möglichkeiten aucii ti eh rauch niachl und wiiischni't- 
iich die Kraft hat, Gebrauch zu machen. Nun wurde in 
Bayern vor Inkrafttreten des V.A.G. ermittelt, daß auf die 
kleinen landwirtschaftlichen Betriebe, d. », Wirtschaften mit 
bis zu 10 ha Grundbesitz, welche etwa 80% aller Will- 
Schäften mit laudwiitschaftlichem Betriebe überhaupt ausmachten^ 
nahezu die Hälfte des ganzen vorhandenen Bindviehstandes 
«'utliel.') In diesen Haushaltungen mit einem durchsciuiii)- 
liclien l^rsitz von 2 — )> Stück ist die wirtschafrliehe Kraft 
häufig uichr g(Miügend, um die Mittel für die hohen l^citrägi» 
zur Versicherung aufbringen zu können. Tatsächlich >vareii 
in Bayern im Jahr 181)3 bei den grollen Versicherungsg«?- 
sellsohaften nur Ojlö^o ^^^^^ l^ei den örtliciien Vereinen 
mir 1 fies gesamten Rind Viehbestandes versichert. Dal) nun 
auch, abgesehen von der wirtschaftlichen I^age und dem Bit- 

5 



Digitized by Google 



dmigBgracle des Wirtschaftinhabers, die Ausnütsung derpfiYAt* 
rechtlichen Wege eine umso gciingere sein wird und sein 
kann, je weniger vollkommen diese sind, ist ohne Frage. Die 
Selbsthilfemögliclik eit ist also eine beschränkte. 
Dem steht gegenüber: 

1) das erhebliche Stuatsi nteresse an dem (iedeilieii 
jener großen Zahl von Eiuzelwir-tschafton. deren Budget sich 
aufbaut auf die Viehhaltung, uud die umso größer ist, als 
hiebei nicht ntir, wenn auch größtenteils, landwirtschaftliche 
Betriebe in Frage stehen. (£s aind a. B. in Bayern 10% aller 
Pferde außerhalb der Landwirtschaft und landwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe beaohfiftigt.) Dies wird klar, wenn der hohe 
Eapitalwert des vorhandenen Yiebbestandes in Betracht ge- 
zogen wird und weiter die Tatsache erwogen wird, daß dieses 
Kapital zerstrent i^t gerade in den wirtschaftlich schwachen 
Einzel wirtsil Kit teil, Abgösohcn hievon aber besteht auch: 

2. das lobluiltf'sro Interosso dos Sta tes. «lie übrigen 
nicht bei der Viehhaltung l) et eiligten Einzelwirt- 
schaften vor ungünstigen Rückwirkungen aus jener zu 
schützen und aus ihi*en günstigen Ergebnissen profitiei'en zu 
lassen. Hier ist in hervomigendem Maße zu nennen das In- 
teresse an der Produktion von gesnndem, nahrhaftem Fleiache 
zu billigem Preise und in genügender Menge zur Versorgung 
der Lebensbedürfnisse des Qesamtvolkes und das Interease 
daran, daß die Viehbesitzer nicht bei den Anzeichen drohenden 
Schadens das erkrankte Tier zum FleischTerbranch an das 
konsnmierende Pnhliknm abschieben. 

Diese OesanitinttMessen können abei" bei don Mang ehi de 
privatwirtschaftliclion K(■e]ltsul•gani^atioll weder durch die 
l^rivatrechtsordnuug. noch duicli lediglich aufsicht- 
liche Tätigkeit über die privatwirtsclmftlicheu Veräicberungi!(- 
betriebe befriedigt werden. Es bedarf dazu vielmehr positiven 
Eingreifens des Staates. Dies soll, soweit nicht der Staat 
sdbst die Versicherang als Üntemehmer an! seine eigene 
Rechnung übernehmen will, geschehen einmal: 

1. durch die Bereitstellung von Beiträgen seitens des 
Staates oder öffentlicher Körperschaften in Form von Geld oder 
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NaturalzQwendungon an die Vorsiohenmj?8unternelinuiugtu, 
damit die?*« in der Lage sind, die Prämien so niedrig zu be- 
messen, daß es auch dem minderbemittelten Viehbesitzer mög- 
lich ist und ein Anreiz für ihn besteht, sein Vieh zu ver» 
sichern.^) Die Aufbringun«: liieser Beiträge fällt den Unter« 
üineD in ihrer Gesamtheit zur Last. Weiter 

2. dui-ch Borge für eine Rückveniobening namentlich 
der kleinen VeisicheningBvereme, am deren BxietenifiUiigkeit 
für die Daaer za «nobem und das Schwanken der Yeraiclienuiga* 
pirfimi^ «I rediuderen ;*) die» entweder, indem der Staat 
den einzelnen Yemn vorpflichtet, fflr die Rückrersicherong 
der Obemommffiien Riaiken Soiige zu tragen, die Rfiek» 
Tersicherung selbst aber dem Gebiete dem Priyatiechtsordniing 
flberläßt; sollte aber hicdurcli der beabsichtigte Zweck ,voU 
erreicht werden, so bedürfte es inmier noch einer gesetzlichen 
Normierung für die Organisation der Rückversicherungsinstitute. 
Es ist deshalb zweckmäßiger, und da.s ist die zweite Möglichkeit, 
die Rückversicherungsanstalten selbst eiBzurichten, weil auf 
diese Weise dem Staatsinteresse am intensivsten Rechnung 
getragen werden kann. 

Die hayerisohen Gesetze vtiin 11. V. 1896 und vom 
15. IT. 1900 haben die beiden angeftthiten Wege: der Staats* 
beihilfe und der Errichtung von RQckversidierungsanstalten 
fttr die örtlichen Vereine beschritten. Durch Art 11.2. Abs. 
1, 6. Abs. n der beiden Gesetze wui'de die Errichtnng vo« 
öffentlichen A'^ersicherungsaustalteu bestimmt, die die Kuck- 
Versicherung der örtlichen Vieh Versicherungsvereine für die 
Hälfte von deren Risiko übernehmen und mit einem staatlich 
ausgeworfenen Stanimkaintal sowie jährlichen Staatszuschüssen 
nach jeweiliger tinanzgesetzlicher Bewilligung dotiert sind. 
Den unmittelbaren örtlichen Yersicherungsvereinigungen kommen 
einei'seits diese Staatszuschttsse an die Rückversicherungsanstalt 
und die in Form eines unverzinslicheu Dariehens von den 
Yeisicherungsanstalten ttbemommene Deckung der nicht 
rüdcTersicherten HSlfte aller Schäden (V.A.6. n.Pf. A.G. Art. 6. 0) 

») Mutive zu V.A.G. Art. II, Full-Reuter S. 55, TbelemAim S. 7ö, 
*) ächönberg II 2. ä. 409, £krlich S. m 4^ IL 

5» 
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ZU MtattoA, andei'seit^ ;i;ei)i6lien sie in besHnutttom Umfuu;:. 
0 ebührou frei hei t (V.A.(i. und Pf.A.Ci. Art. 19) und können 
pekuniäre Untorstiit/tnifi sr-ilons der Hoinoindon finden, die 
ihnen, wie >i:\u)n hIk-ii tMWiihnf. dnivli ^ ieMloisfun^en sowohl, 
wie diiivli l'lu'rl;»»iiim \on Ih» n-^liatinien und < loschäftshe- 
sorguugen iM'istehfn ktMincn. Kndlicli erhalten die Oitsvereinc 
HLM?b — wenn sc-hon die.^ vmi untorgeordnetor Bedeutung i.<;r — 
sKiferne sio (huclj auliorortieutliclie Schadensfälle belastet sind, 
willige Zu.sciiüsäe seitens des Staates.*) 

Diese Maßnahmen zu Gunsten der ö.V.V. setzen aber 
voraus,' daß auch die drtlichen Vorsicherungsvereine selbst 
positiver staatlicher Einwi rkung unterworfen werden 
in der Weise, daß sie zu öffentlich en KorpoFationen gestaltet 
werden.^) Naturgemäß erstreckt sich dann sowohl Staats- 
beihilfe wie Rückversicherung nur auf diese (if f on 1 1 ichen 
Versichonuiusuutei nrliniungen : anderseits wiederum i.st dann 
die TliickvtMsicherung für die «»f feutlichnn Versicherungs- 
rert'ine eine z w m n ü's w im sc.-') so auch in Bayern. (Art. 2.";. 
N.St 1). Ks blieb nun Jioch die Frage zu ent^jcheideu, wie 
die Organisation dieser (»ffentlichen Versioherungsvereine aufzu- 
bauen sei, ob sie gegründet werden soll auf Freiwilligkeit oder 
Zwang zum Beitritt; auf freie Wahl der Versichet' 
uu^skasse oder Zwang zum .Beitritt zu einer bestimmten; 
auf KonopoUtelluup: der öffentlichen Vereine oder freie 
K'tmkurrenz mit den privaten Unternehmungen. 

'Die Frage, ob g«|ß:enUber den Yiehbesitzern ein Zwang 
zur Versicherung gegen Verluste ans der Viehhaltung ein- 
züftiliiiMi sei. kann nicht absolut beantwortet werden. Die 
(iiündf. die in IJnyern von FiinfCdiiiing eines Zwanges absehen 
lielV'ii. siinl schon dargelegt worden (siehe oben S. ;-'>5,) Ülwr. 
einige wi'itere Erwägungen siehe noch Fhriich S. 48b ff. 

Der Ausschiuli der Wahl der Vei*sicheruugskasse wuro dio 
liöusequenz des KassenzwangB, ist idsn von dcfn bayeiiscbeu 

ReCiite nicht adoptiert worden. Nur innerhalb des Systems 

. 1 •-• ... 

■ 2| Sehonbfig II. _ .S. • • 

EliihcU ö. ii'l fli. 
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dpr < »fffwitlicluMi V'ersicliormij2^svorf»iiu' hesfi-ht das Prinzip df^r 
Zwanpskasseu insofeni. al- dio Ti^'re nin vrisieliort wonlen 
könneil bei jonoin Vetvinc, in dessen iJe/irk sie sich befinden. 
N.St. § 2 Abs. 1, ?j 1. Abs. [1. üi© ö.V.V. sind aufgebaut 
auf territorialer (truiidlage. Dies erfordert der rirund- 
gedanke, der für die Errichtan^ von V.V. maAgebend ytxt: 
die Billigkeit der Vorwaltung und die' M6gliohkeit aus- 
rmohender Kontrollo gogenaeitig durch die Mifglieder und 
afdsichtlich durch die Organe des VereluB. 

Eine Mittelstellung nimmt ^das Monopol eyntem Hn. 
Difj bayerischen Oesetze haben aber auch von dieser Art 
Htaatlichor Kinwirkung (^iiii^anp: «genommen. ^ 120 des Ae». 
über die privaten yei*sichorunfr.sun(«'rnehnmn«;en. der bestehende 
Monopol«' uusdrücklicii vorbebiih, };eian«it alsn liinsiciitlich der 
öffentlichen ViohvcM'sicberunfr in Fiayern nicht zu pinktischer 
(ieltuug. Bemerkt sei noch, dali künfti^^er Umwandlung 
der ö.V.V. in Monopolunternehnunigen nichts im Wege stände; 
du das citierte Gesetz selbst hierüber Kcliweigt, 80 ergibt sich 
aos dem Vensicht der Regelung die Ifreiheit der Landes« 
gesetsKgebuog zu eigenem Eingreifen.^) 

Die 9. V.V. beruhen also auf voller Freiheit einer- 
H^Hs ihrer Grftndung. anderseits der Mitgliedschaft bei ihnen. 
V.A.G. und KA.G. Art. 3, N.St. J.«) Die Vorteile, die die 

0. V.V. ftir die Befriedi^ini^ des rieineinintei'esses an der Er- 
lialtunir und Au^deinrnng des Viehsstandes bieten, liegen 
lediglicii dnrin. 

1. rlal) sieh die .MaUregeh). die sieli an! Mei(hm^ und Unter- 
drückung von (Jefahron, sowie auf llintanhaltung betrügerischer 
Manipulationen beziehen, leichter in organische Verbindung 
mit der Veraicheniug bringen hissen. Diesem Zwecke dienen ins- 
besondere die vielfach erwähnten Zwangsbefugnisse der Vereiq&- 
und der Anstaltsoigane (V.N.8t. S 12, 14, 15, 17, FfJSTjSt. 
^ 13, 15, 16, 18, VJL.G. u. Pf.A.6. Art. 13) und die Fflisofi^ 
der Versicherungsanstalten für Belehrung der Viehbesitzer im 
Iifteresse der Verbesserung der Viehzucht und Viehhaltung 

1) llehin I'.'m .\nm. 1, MoltloiiliaiHT S. II<i ff. 
s) Fnll-Reutcr S. Jn, 
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und für SoUtchtang toq Stroitig^eiteD. (<tf. EntsoliL der 
k. Vem-Kanuner Tom 12. I. 04 No. 4781 u. Tom 26» m. 04 
No« 7186 bttr. die Vertraaenfluiftimer der Anstalten); 
9. daft die Ansdebnimg der Verrii^enitig eine schnellere ist, 

weil die Mitwirkung staatlicher Behörden und der Gemeiade- 
organe und der Organe der Vereicherungsanstalten gewährleistet 
ist; insbesondere die letzteren sind in der Laga die Bildung 
neuer Vereine und die zweckmäßige Abgrenzung vorhandener 
wi fördern. (Siehe oben H. 37, V.A.G. u. Pf.A.G. Art. 3. II.)») 
3, daß sie die Lastenverteiiang am gerechtesten zu bewerlutelligen 
TWTOögen. ; 

i. dafi sie mit BAckaiobt aal diese Umstiaide und mit &äck- 
flieht auf die Vorteile der BAokverricheroeg und der Staats- 
mid Oemeindebeiliillea am billigsten sn arbeiten veimdgen. 

Das Ergebnis ist also die Srkenntnis, dafi die Existenz 
des Reohtsinstitats der Ö.V.V. dem Bedürfnisse des 
Staates nach Sorge fär die Erhaltung und Ver- 
besserung des Vi eh s tan d es im Lande entspringt. Diesem 
Gedanken entspringt demnach auch die Krteilung der Ge- 
nehmigung durch die Versicherungsanstalt zur Gründung jedes 
konkreten Vereins. Der Staat bezw. die Versicherungsanstalt 
handeln also, wenn sie das festgestellte Gesamtbedürfnis be- 
friedigen, innerhalb der begriffsmäßigen Staatszwecke. 

Wie steht es nun mit dem Charakter der Lebensbe- 
ziebangen des konkreten Vereins? 

Der Wille des existenten Vereins ist gerichtet auf 
BeeUsienuig seiner Zwecke. Sein Zweck ist die Versicher- 
ung der aus der Viehhaltung entstehenden Risiken. Zu diesem 
Zwecke tritt er in Beziehungen nrit anderen Subjekten^ in deren 
Wirtschaften ein solch&s Risiko besteht. VN. 8t § 1 Abs. II 
sagt : Der Verein hat zum Zweck die Vorsicherung gegen Verluste, 
welche durch Umstehen f)der Notschlachtuug von Rindvieh 
und Ziegen entstehen eti*. N.St. ij 2 Abs. 1 sagt; Berechtigt, 
dem Verein als Mitglied beizutreten, ist jeder Viehbesitzer be- 
züglich seines innerhalb des Vereinsbesirks befindlichen Vieh- 
Standes. Die Begelung in ihren Einzelheiten wird in den 
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^eiteren Paragraphen des Noriuait»tatutg gegeben. Zwischen 
dem Vereine und seinen Mitgliedeni bestehen also Rechts- 
Verhältnisse. 

Stellen wir uns auf den Sjittndpankt des Veteuu, so sehen 
wir, wie schon oben (I- Abschnitt, Kap. 3.) festgestellt, da6 der 
Yerein g^enfiber seinen Mitgliedern Herrschaf tsrecht übt 
Abgesehen von dem Gesichtspunkte des Herrsduiftsrechtes sind 
die dem Vereine snstehenden wichtigsten Rechte 
foJgondermalleu einzuteilen : Ansprüche 

a) auf Bezaliliiüg von Beitrittögebührea C.V.N.Sr. § 2U, 
Pf.N.St § 27), 

h) auf Bezahluug von Mi tgiieiierbei trägen (V.N.St. § 31 
und Pf.N.St. § 29), 

c) besondere Ansprüche aus der Versicherungsüboruahme ; 
hierunter ist begriffen die Gesamtheit der f 'fliehten des Mit- 
glieds, die sein VersicherongsTerhältnis mit dem Verein betrifft; 
m nennen sind die Verpflichtung zur Anzeige übei* den Be- 
aitswechsd von Tieren und die zur Anzeige über Verfindernngen 
in dem einzelnen Venichemngsobjekte. Dem gegenttber (er- 
scheinen als die Rechte des Uitglieds im Wesentlichen: 

a) Das Mitglied ist befugt, an der Willensbildung des 
Vereins teilzunehmen, hat Sitz und Stiiunie in der Goueral- 
versammlung (V.N.St. 4? 42, Pf.N.St. 40). 

b) Das Mitglied hat ein ilecht auf das Vcr:«ichertsein. 
das sich bei Eintritt des V( rsiclieruugsfalles zum konkreten 
Anspruch auf Kntschädigung steig-ert (V.N.8t. und Pf.N.St. 
§§ 2, 23, 24). 



2» Kapitel 

Die Natur des Rechtsverhftitnisses. 

q) Das VerhfiltDis — elD SerrsdiansDerbilliiiis. 
aa) Die öffentlldie Ilalur des RecfafsDerbältDlsses« 

Nach KestNtclhing des Inlialts des Kechtsverhälhiiss»\<. das 
zwischen Verein imd seinen Mitgliedern besteht ist die l^^age 
nach der Natur des RechtsYcrhältnisses zu lösen. 
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Ist r)as ReohtsTorbaitnis zwischen dein Verein nnd seinen Mit- 
gliedern geordnet darch öffentliches oder privates objektiros 

Recht?') Die iiiünscliliclnMi Inter(vssen scheiden sich in zwei 
(Jmppeii : oinorseits die i u d i v i d u«M 1 r n I n to i-osso n. .andcr- 
soits die (i osani tiu te ro&.soii. Dies«: (Jnippionin'r kann 
aber iiiciit oliiir' weiteres der Schci(iung von öffentlichem uful 
privatem Kocht zu Orunde gelegt werden. Die Rechtsordnung 
schütifit individuelles Interesse immer nnr unter der Voraas- 
Setzung, daß es zugleich Oesamtinteresse i^t und sie schützt 
es nur aus Gesamtintereese. Es gibt deshalb kein rechtlich 
geschütztes Einzelinteresse, das nicht zugleich Oesanitinteresse 
wäre. Also kann die Definition nur lantent Bas Privatrecht 
regelt die Willensbezioluingcn der Kinzolintoressen, also die 
Beziehinigeu zwischen Einz^dinterossL' und Einzehntoresse, aus 
ripsamtint»'rcsse : das öffentliche Keeht regelt dir« WilltMisbe- 
ziohungen zwisclien riesamtinteres^^e und Kin/rlinteresso aus 
fJosamtinteresse. Aus dieser Erkenntnis ergibt sioli aber ein 
Weiteres: Wo ilie Aufstellung eines Kechtssatzcs der Regelun/j 
gegenseitiger Einzelinteressen gilt, erfolgt sie zunächst nnd 
iif^erwiegend im Individualinteresse; wo das Einzelinteresse im 
VerhäHnis zum Gesiuntinteresse konstituiert wird, ist zunächst 
und überwiegend das Gesaratintereese verfolgt 

Die faktisebe Rei^ehuii; der unter einander konkurriereiulKii 
Kinzelinteressen hat liornaeh einen gänzlich abweicliendeu 
Charakter von der JJegelung der mit Oesanitinteressen koji- 
kiirrierenden Einz<dinteresscn. Die Regelung gegenseitig kon- 
kurrierender Individualinteressen ist gegenseitige Abgreh* 
zung zweier gleichgeordneter Willense^häien, also Begelang 
der Beziehungen außerhalb des Herrschaftssubjektes als solchen 
stehender Bubjekte. Die Regelung der Individualinteressen im 
Verhältnis zu den Gesamtinteressen bedeutet Schaffung von 
WillensDiögliohkeiten für die Individualsphiirc, also Regeinu^r 
«ler Beziehungen zwischen dem Herrscliaftssubjekte als solchem 
und einem 3. Subjekt. 

1) ]\<:hm 8^aats.Jien^t S. •mm! . l 'llinck s. 52, 08, -iö, GierkeÖ. 20ff. 
Jellinek S. 53, Belm ätMiaUieiut 8. »i. 
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Ö f f e n 1 1 i c lie s t\ c Ii t - \ »» v h ä 1 1 iii s ist also, wenn wir 
(iie beiden Siril».»n. 'las Intoif ^-ienniomciit und das Wülensmomciit 
/(isiamnii.MifasstMi, di».' H<'/ieluini; zwischen dum Herrscher als 
Vertreter des (Jesaintiüten'sses und dem l'ntortan als Vertieter 
seines eigenen iudividiialinteresKes. Öffentliches Heclitsrorliältnis 
ist also ein Herrschaf tsv er häitnis und nur ein Herrsoh^fte- 
veiliältni6.0 

Zu beachten bleibt aber, dalt der Herrtfcher nicht nur 

rechtsordnond als solcher, als Vertreter des 0 esamf Interesses 
in Krscheinun,::' tritt, sondern jrh'icldalls Itulividualinteressen 
mannichfaclier Art verfolgt.*) Welchen Charakter die Willens- 
hetatigiiniz' des Staates im einzelnen Kall liat. bedarf de«halh je- 
weils der Prüfung. Die Jb^orm der beiden Arten von Willens- 
äiißenin;?en kann dieselbe sein nnd die Wesensbestimmnng ist 
deshalb nicht immer mit Sicherheit zu geben. Erleichtert wird 
die Erkenntnis de8 Charaktere solcher Rechtsbeziehungen durch 
die Prüfung des Charakters staatlicher Herrschaft Nur die 
Verfolgung des Gesamtinteresses Ist dem Horrschaftssnbjekte 
als solchem gestattet. Wenn der Staat mm Gesetzgcbungs- 
uihI Gcrichtsgewalt in Hiioksiclit auf ein Lebens- bezvA. 
lloclitsverhältnis übt, das zwischen ihm nnd dem Unterworfenen 
besteht, so steht nnr fest, daß das A\^rhältnis der Untei-werfun^- 
unter diese (lesotzgebungs- und (xericbtsgowaltein öffentlichreeht- 
licbes ist; es kann aber daraus kein zweifelsfreier Schluß auf 
die Natur des Rcchtsveihältnissos gezogen werden, das Gep:en- 
staud dieser Herrsohaftsäußernng ist; denn auch wenn der 
Rechtssätze des FriTatredits normiert und Zivil- 
geriehtsbailreit äbt, ist er gleichwohl tötig überwiegend im 
Gesamtiiiteresse, das die A^renznng der Willens^hfiren der 
Subjekte in ihren Bezielunigen zu einander heischt und den 
Schutz der fiechtssui>iekf<' in diesen staatlieh anerkannten 
Interessen verlanjrt.*) Dagegen bietet die l'bung von 
Ve r w ai t u ü g sg e w al t Anhaltspunkte zur Khissiüziening der 



1) Siebe Jellinek 41 ff, 51 ff, Ol, Kalir l 8. Bin. 
>) JeUinek 8. 60 ff. 
4) JeUinek S. 125 ff. 
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Ke^ts^rttriifltiiisBe'; d^nn auch wo die Verwaftirngsgewalt 

praktische Auwenduu^ findet, niiilJ ihr Gegenstand, wie gesagt, 
Gesamtinteresse sein. Die Vorwultimgsgewalt ist aber gerichtet 
auf die Herbeiführung gewollter Erfolge: die Herbeiführung 
dieser Erfolge muß also im Gomeinintcresse gelegen sein. 
Besteht nun der Erfolg in einer Haudlung des Unterwoiienen, 
so ist demnach die Pflicht zu dieser AVilleusbetätigung eine 
öffentUohreohtliche, andernfaUs dürfte ihre £rfüllaDg moht 
durob Hemchafisakt erzwange werden. Mit dieser Anschautiiig 
ist keineswegs der staatlidieii Willkür das Wort geredet 
ist nicht behauptet, dafi der Staat nach Belieben lediglich durch 
Zulassung von Verwaltungsgewalt Individnatinteresse zu Gesamt- 
interes.se erkläiuii könne. Dem Stiiat ist der Wiilensinhalt ge- 
setzt durch die historische Entwicklung des Staatsganzen. Ob 
Gemeininteresse vorliegt, ist aus der fortschreitenden Entwicklung: 
der Aufgabeu und Ziele dei Gesellschaft zu erschließeu. 
AJlerdings können die Staatsorgane bei pflichtgemäßei* üiTwägung 
ihrer Befugnisse der geschichtlichen Entwicklung ToranseileQ 
oder hinter ihr surückbleiben. 

Was bisher von dem Verhältnis zwischen Staat und Staats- 
Qotertanen gesagt wurde, gilt ebenso von dem BechtsTerhSltnis 
zwischen einem öffentlichrechtlichen Verband und 
seinen Mitgliedern. Der ö.V.V. ist öffentliche Korporation. 
Damach sind die Rechtsbeziehungeu des ö.V.V. zu seinen 
Mitgliedern nunmehr zu untersuchen. 

Sind die Befugnisse und Ffiiohteu innerhalb des Vereins 
konstituiert swiscfaen ^eichgeordneten Subjekten? Bedenten sie 
das Produkt rechüicher Grenzsiehong, oder sind sie Ausfliifi 
der Sdiaffung von neuen Willensmöglichkeiten ? Sind diese 
Befugnisse and Pflichten überwi^nd im Oesamtinteresse ge- 
regelt oder überwiegend im beiderseitigen EinzeJinteresse ge- 
ordnet? Nach dem vorhin gegebenen äußeren Merkmale ist 
zu sagen: Der Veiein übt Herrschaf tsi-echt ^"ogen seine Mit- 
glieder; diese sind ihm also in einem passiven Status tmter- 
worfen. Ferner nehmen diese Mitglieder teil au der Bildung 
des Herrscherwiliens im Verein, sie stehen also auch in einem 
aktiren Status zum Vereine. Alle aus diesen beiden Status- 
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Verhältnissen entspringenden itecht*» und Pflichten ^ind also 
öffentlichrechtliche. Der ö.V.V. übt endlich Verwaitungsgewalt 
in zweifacher Richtung: er erzwingt die Binhaltung gewisser 
M18 der Natur des VersiolieraDgBverhältiliflses entspringender 
FfUchten auf Anwigeentattaiig von Anderangen im Verricber- 
nngeobjekt und todi Wecheel dee Versioheniiigeobioktes doxch 
Oidnaogsstrafen ; er enwingt weiter die ErfOUirag der Pflicht 
znr Leistnng Ton Beitritts^bflhren, Hitgliederbeitragen and 
sonstigen Geldleistungen. Ki- übt diese Verwaltungsgewalt zu 
eigenem Recht. Die jenen Vorwaltungsbefehlen zn Grunde 
liegenden Pflichten auf Anzeigeerstattunc: und Beitrn;;sleistung 
sind also auch öffentlichrechtliche und ihr Korrelat, dio 
Rechte des Vereins auf Erfüllung dieser Pflichten, sind gleich- 
falls öffentlichrechtlicbe. 

Wie steht es aber mit ullcii übrigen aus den Hechtsbe- 
ziehungen zwischen Verein und Mitgli«'d sich ergebenden 
beiderseitigen Befugnissen und Pflichten".' T*m diese Frage zu 
lösen, ist es unerläßlich, für die gesamten gegenseitigen Kechts- 
beziehungen sowohl das subjektive WiUensmoment wie das ob- 
jektiTe Moment des Interesses aus ihnen an entwickeln. Um 
mit dem letzteren an beginnen: Überwiegend in wessen In- 
tetesee gibt es ein Bechts^erhaltnis zwischen ö.V.Y. und 
seinen Mitgliedern? 

Es ist festgestellt worden, daß der Grund für die Existenz 
des Instituts der ö.V.Y. das Staatsgesamtintorcsse an der Hal- 
tung des Viehstandes ist Das Mittel zur Befnedignng dieses 
Interases ist aber nicht die Bxistenz jener abstrakten Bechts- 
Sätze — durch Reohtsafttze aUeia werden Angaben nicht er- 
füllt — , sondern deren Yerwirklidiung. Es ist die Tätigkeit 
des Vereins im Sinne dieses Staatsinteresses, die Ausführung 
jener Rechtsnormen, der Betrieb der V'ei-sicherungsuuter- 
nehmuug. Also ist der Betrieb der Versicherungsunter- 
nehmung selbst Staatsinteressc. Ist der Betrieb der Vei- 
sicherungsunternehmuug Staatsiutercssc. so lieißt das: es ist 
Staatsinteresse die Herstellung Ton WiUensbeziehungen zwischen 
Verein und Mitgliedern, 
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khfft: So wie die ISxigtenz von Yenlcheriingsreoliti^eiv 

htUtoisson im Verein (Tesamtinteresse ist, so ist die P^xistenz 
der konkrt'ton Kiuzolversicherungsverhiiltiiisse m u (! o i- d cm noch 
Individualinteresse, nämiicli Individiialinteres^o dpi vtMsirljertPn 
Mitglieder: der Vielibesitüer befriedigt sein lndividualintere.>s4j 
AU der Sicheruug vor Verlusten in dem Viehstande seiner 
Wittscinaft durch Kei'8teUun<: des Kinzelvoi*sichernnp;sverhält- 
jünes. GeeiuntiiitereiMe und Individualintecesee finden ihre 
ReattneniDg lüeo in letster Linie in einem und demselben Akt. 
Jdt dieser AJrt nnn überwiegend im Oesamtinteresse oder üb^r- 
wiegend im üfnzelinteiesBe abgeschlossen? 

Das |R-echt auf das Versichertsein wird gewährt über- 
wiegend ini ( i esain ti n teresse ; die Pflicht zui- Anerkeiinvuig des 
VersicheHseins wird e i n <^ e n* a ii e n überwieaend im <»esanit- 
iüteresse: weil sie die Mittel siml. das Gesamtiutcres.-,o an der 
Viehhaltung des I^andes /m l)efriedigen. Die Befriedigung d^s 
Individualbedürfnisses ist also Ergebnis, nicht Zw»M*k der 
Eingebung des Versichemngsverhältnisses von Seite des Ver- 
sicherers. Weiter: Ohne die Darbietung dieses Rechtes 
darch den Versicherer und ohne die Bereitwilli^eit^ die sich 
ergebenden Pflichten zu übernehmen, könnte das Individual- 
interesse keine Verwirklichung finden, wenigstens nicht in 
dieser Form. Demnach wird das Recht auf <h\s Versichertsein 
ahor aucli vom Versicherten überwiegend cu w itrben im Ge- 
sa mtintere ssp und die Pflicht des Vorsicheiei's vom VeiNiuberteu 
angenommen im Gosamtinteresse. Ergebnis des Erwerbs 
ist wiederum die Befnediguog des 1 n d i v i d u a linteresses. 
Dies ergibt sich auch aus einer tiieoretischen Erwägung: Der 
Itof^tsgrond eines und desselben Anspruches kann nur em 
efnbeitlicher sein. Er ist deshalb derselbe auf beiden Seiten 
dM Reotos, der aktiven des Anspruchs und der passiren der 
Ffliöht; das Recht des Versichertseins ist also beider- 
seits ein öffentlichrechtliches. 

Das Versicherungsverhäitnis hat al}er nicht bloß zum 
Gegenstand Befugnisse des Versiclierten und Pflicliten des 
V^ndchec^rs, wie oben ausgeführt: es stehen dem Beerte des 
Versicherten auch Rechte des Versicherers gegenüber und als 



Digitized by Google 



KoiTelat Pfichtcn ries Vei*sichfrtf'n. Wenentlich sind dem Ver- 
M()H'ruu^>vfTh}iltni> im ö.V.V. drei Koclito des Versicliorora: 
auf ßeitrittsj;el)iihron. atii linih-iiiro uiul an! l'Ovoiulcre Ixii.stiiugeii 
aus der A'orsichorun^?. KrsUicki >icli ilcr «»ffontlichreohtlicho 
Charaktoi'. <loi das Keclit dos Wrsichortt»» au.Hzeicl)iiot, auch 
auf die l*f lichten des Versicherten und «o Huf die Rechte 
dee Veraioberers? In wessen interesse Oberwiegend ftMetehen 
die Rechte des Ycrsioberors und die Pfliehteu des Veraidierten? 
Die Pfliobten des Vof»ichertea sind logisch dir Folge seine« 
Beclites. Der ftußero Anlaß meiner Pflichten ist sein Reoht, 
• also, wie erwiesen, ein öffentliobrechtlicher Tatbestand. Der 
Uechtsf^nind für sie. für Heitraf^sleistuugen sowohl, wie fiu- dio 
hes«>ndei«Mi Pflichten aus der V'ersicherunG:. i>i aisu wiederum 
<la> (jesanirinteres.-e. Der Versicherer kann wirtschaftliche 
Pflicliten, und eine solclio ist (he Pflicht dem \'oi*sichorteu 
{segenüber. uiciit ringohou und niciit aufrecht erhalten ohne 
den Büsitz der Mittel zur Krfülluiip: dieser Pflichten. Die 
Mittel 2ur Erfüllung wirtschaftUoher Pflichten sind aber in 
1. Linie und insbesondere beim ö.V.V. wieder wirtsobaftUofae, 
das Geld. Der Verein hat also ein Interesse sich Geld zu 
verschaffen. Er erwirbt es am besten, indem er sich diejenigen 
zu seiner Herbeischaffunp \ erpfiichtet, die tien uninittelbaren 
Vorteil aus der Ver\Nenduni: flesselhen ziehen. So worden im 
o.V.V. die Mittel /jim Versiclierungshetriobe des Vereins auf- 
gebracht gemiifi V.A.<i. und Pf.A.W. Art. 10, V.X.St. M und 
Pf.N.Öt. 29. Es ist also das rjesaintinteresse an der 
Krmö^ichung des Versichei'unp:sbetiiebe«^ das den Verein zur 
lüritebung von Versicherungsbeitifigen zwingt. Ähnliche Er- 
wigungen gelten für die übrigen Pflichten aus derVersiohening; 
auch diese werden den Versicherten auferlegt zum Zweck der 
ordnungsgemäßen Durchführung des Betriebs und sind deshalb 
ebenso wie das Recht auf das Versichertsein, dem sie dienen, 
im (resaniiiiiteresse statuiert. uls(» (iffentlichrechtlicher Natur. 
Erst in 2. Linie lassen sich die l*flichten des Vemcherten er- 
Jieuuen als solche seine* Individualinteresses: Der Versicherte 
liat ein lucUvidualiutoresse an dem Versicbertseiu ; dieses Bi^- 
dtvfnis kmn nur Befriedigung finden, wenn der V^j^i^tf^r 
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ivirtsohaftiicb in der lüge ist, Versicberangspfliditen zu über- 
nehmen ; das lütte)) um ihn in diese Lage zn Teisetzen, besteht 
darin, dafi ihm dnreh den an der Tersiehening Intereflsierten 

die Leistungen vermögensrechtlicher und pei'Sünlicher Art zur 
.Verfügung gestellt %Yordon. die erforderlich sind. 

Bisher war iiui- von dem Ve rsi ch eru ngs verhätnisse 
die Rede. Das Gesaintrechtsverhältnis zwischen dem Verein 
und deu Versicherten ist nun aber gekleidet in die Form der 
Mitgliedschaft beim Vereine. Wesentliche Bestand- 
teile des Inhaltes des zwischen Verein und Mi^ed bestehenden 
Rechtsyerhältnisses sind also g^grOndet auf GesamÜnteiesse. 

Nun läßt sich aber aus dem positiven Rechte ersehen, daß 
das behauptete Oesamtinteresse eine Regelung gefunden hat, 
die sich von der Kegeliing individueller Interessen und sum- 
mierter Einzelinteressen in nichts prinzipiell unteischeidet. 
Dies ielirt sofoi-t ein Vergleich der Normalstatute der bayer, 
ö.V.V. ö.V.V. mit den vom kaiserl. Aufsichtsamte für Frivat- 
versicheruug ausgearbeiteten Mustersatzungen für die kleineren . 
Viehvei-sicherungsvereino (Veröffentlichungen 1906 S. 1 ff u. 
1904 S. 124 ff). Diese Ersdieinung muß es wünschenswert 
machen, auch das WiUensmomrat zu untersuchen, lat das 
Reehtsverhültnis zwischen ö.Y.V. und seinen Mitgliedern ein 
Herrschaftsverhältnis? Daß zwischen dem Verein und 
seinen Mitgliedern ein Hen-schaftsverhältnis besteht, wurde 
.s(;liuii nachzuweisen versucht. Ist dieses Herrschaftsverhält- 
niö identisch mit dem Kechtsv^'rbältiiis des Vereins zu seinen 
Mitgliedeiii überhaupt? Mit andern Worten: ist das Rechts- 
verhältnis zwischen Verein und seinen Mitgliedern nur Herr- 
schaitsverh&ltnis? Oder ist es ein Rechtsverhältnis, zusammen- 
gesetzt aus herrschaftsrechtlichen Momenten und Momenten 
der rechtlichen Qleichoidnung? Oder endlich bestehen 
mehrere RechtsverhiUtnisse, ein HerrscliaftsrechtsverhiQtnis 
und neben und außer ihm ein Verhfiltnis der rechtUchen 
Gleichordnnng? 

An iie Spitze zu stellen ist lüe 2. Frage, und da ist vor 
allem zu erwägen, ob ein aus herrschaitsrechtlichen Momenten 
und Momenten der rechtlichen Gieiohordnung gemischtes 



Digitized by Google 



^ 70 

Verfaihnis möglich ist. Ein und daaselbe Lebensverliiltnis 
kann nicht gleichzeitig: rechtliche Regelnng «Is Gewaltverhältnis 
iiud als Verhältnis tier Xebonordnunfr tnideii. Dieser Satz 
folgt aus «lern Wesen der beiden Arten des i)bj»»ktiven Hechtes. 
Schaffung von Willen^niögiichkoiten kann nicht zugleich seiu 
Abgrenzung \ urlmudcncr WillenamöglichkeiteD. iScbaffung ?ou 
Willensmöglichkeiten i^^t Vomussetzung der Abgrenzung vor- ' 
handener. Die Bubjektivea Rechte, aus denen ein Rechts- 
verhältnis aufgebaut ist, können also nicht sein teils privat- 
rechtlichen, teils öffentlichrechtliohen Charakters, weil ein 
Kechtsverhiiitnis nicht zag^eich seine Veniassetzung in sich 
enthalten kann.^) Das Rechtsverhältnis xwiseben Versichenmgs- 
verein und Mitglied kann also, wenn es ein einziges ist, 
nicht ein aus «'»ffentJichreohtliohen und pnvatrechtlichen 
Bestandteilen zusammengesetztes KechtsYcrlinlrnis sein. Daü 
diese Beweisführung richtig ist, ergibt sicli aucli dai*aus, daß 
wir bei Prüfung der objektiven Seite dieses Rechtsverhältnisses, 
des Interessenmomentes, in wesentlichen Bestandteilen zu dem 
Ergebnis gekommen sind, e& sei das Rechtsverhältnis aus- 
schließlich ein solches dffentlicben Charakters. 

Bestehen zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern 
mehrere Kechtsverhältnisse, ein sdichos öff( ntlicliiochtlicher 
und ein solches jirivatroohtlicher Natur? Wenn das N'ereins- 
mitglied der Gesetzgebuiigs- und liorichtsgewalt des A^ereins 
unterwoi'fen ist, so kann dieses Gewaitvorhältiiis ein von den 
den übrigen Rechtsbeziehungen 'des Alitiriieds zum Verein 
verschiedenes Rechtsverhältnis sein. isSs könnte das lun so 
mehr sein, wenn der Ö.V.V. Gesetzgebungs^ und Gericbtsgewalt 
nur als Organ des Staates üben würde, ein Gedanke, der oben 
zurückgewiesen wurde. Ausgeschlossen wird aber die Mög- 
lichkeit des Bestehens zweier Rechtsverhältnisse verschiedener 
Natur durch die bewiesene Existenz der Vei'waltungsgewalt 

>) Siehe auch Seydel III S. B27, S. 416, a. A. Behm, Staat&dieiwt 
H. 04 ff, S. 171 ff, anseheineBd auch Labsnd in S. 358 o., ferner Gierke, 
welcher alle Sonderrechte in den MicgIiedschaftsverhtUitmsten bei 5ffent^ 
liehen Korporationen al« Privatreehte erklSrt. S. 630 ff, S. eOd ff, nnd 
OenoiBMiiehaftitheorie S. 101 ff, 196. Siehe noch Örtmaan S. 129 tL 
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im Tt.V.V. Dn diese Vcrwaltuiiiisgowult im »».V.V. gerichtet ist 
unmittelbar aut die Erfüllung <ieijonigeii Pflichten, die wir 
als die wcsontliclion Pflicliteii dos Mitglieds des Vereins 
aoB dem Versioherungsverbältniii kennen gelernt haben, näm- 
lich die Pflichten zur Leietung von Beitrittsgebühren, Ton 
Beitragen und zur Krfüllung der besonderen Pflichten aus der 
Yersioherung, so muß das Beobt auf die Erfüllung der Pflichten 
des Mitglieds aus der Versicherung der Inhalt des Herrschaft»- 
roclites sein. Die Mitgliedschaft im Verein ist also in soweit 
ein einziges Rechtsverhältnis. 

Diesem Reclitsvorliultnis üriiedern sich auHei' den eben- 
genaunten Bestandteilen auf der aktiven Seite des Herrschafts- 
subjektes ein die Gesetzpebungs- luid ^Geiichtsgewalt ; diese 
bilden als Koordinaten der Yerwaltungsgewalt mit dieser 
zusammen das Herrscbafterecht des Vereins gegonüber dem 
Mitglied. Auf der passiven Seite gliedern sich dem gleichen 
Httischaftsverhältnis ein die Bechte des Mi^lieds auf Teil- 
nahme an der Verwaltung, insbesondere der Herrschaftsverwaltang 
deü Vereins. Diese Befugnisse müssen dem Herrschafts- 
vcrhaltnis eingegliedert werden, weil dieses nach seiner Xatur 
als eilt Veilialtnis zwischen ciiifr Korporation und ihren 
Mitgliedern die Verwaltiuigsreclitc der Mitgliedei' l>egriffnch 
überhaupt nicht cntboiiren kann. Ebenso gliedert sich dem 
Herrschaftfivcrhältnis ein (his lieeiit auf ihis VersiclierUein, 
Aveil dieses die Grundlage der Pflichten des Versicherten ist 

Die Mitgliedschaft im Verein ist also ein einziges 
BtfohtsverhSltnis und zwar ein Herrschaftsyerhültnis. 

Ks hat sich uns somit ergeben, daß das Kechtsverhiiltiii- 
im it.V.V. überwiegend im (Jemeininteresse existent ist lUid 
beruht aui dem öffeutliehrechtlichen (irunde der l.'i>er- un<i 
Unterordnung; das Gemeiniuterosse ist also nicht bloii der 
Beweggrand für die Existenz des KechtverhÄltnisses, sondeiii es 
tritt in dem BecbtsTerhültnis rechtlich in die Erscheinung. 
Das Bechtsvei'hältnis ist demnach materiell öffentlich- 
rechtlich.^) Es mnß sidi nun zeigen, ob auch formell nach 



1) Jelüu^ S. ( 3. 
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positbem Rechte seine Unterwerfung anter ausschließlich 
öffentlichrechtliche Normen erfolgt ist. Demgemüß ist das 
Becbtsverhältnis im Verein zu aualysieren* 

bb) Ois Posooeo d«s RsdiisDubäliDlsw* 

Zu beachten ist hier, daB die Fftbigkeit, VereiDsmitglied 
zu am^ yon der Eigensobaft der RtaatsangehOrigkeit unabhäogig 
ist. Auch wird die Staatsangehörio^keit nicht erworben als 

gesetzliche Folge der Vereinsiii itgliedschaft. Während also 
das Verhältnis des Vereins im Staate ein Subjektions- 
verhältnis ist analog jenem der Staatsangehörigkeit natüiliclier 
Personen,*) feliit ein solches Verhältnis zwischen Staat und 
Vereins mitg Ii ed. Dieser Gegensatz zu dem Rechte der 
Oemeindezugehörigkeit (beyer. IQeim.-Ges. Art 10, Abs. I., 
recbtsrfa. Gem.-Ordng. Art. Ii, Seydel III 8. 145 Anm. 4) ist 
bemerkenswert 

60) Dlf BegrOiding des ReAlsofrbaitDissn. 

1. Oer das Redit5DerhältDis begrflodeode Vertrag im 

flOgemelDeD» 

Wir haben das MitgUedschaftsverhältnis im Ö.V.V. und 
die Rechte nnd Pflichten, die sich aus demselben ergeben, als 
Offentlichrechtliclie qualifiziert; es kann deshalb ihre Entstehung 
nnr zurückgeführt werden auf eine Entstehongsform, die den 

öffentlichen Rechten eigen ist 

Alle subjektiven Rechte beruhen auf einem Tatbestände, 
dem der Herrscher die Wirkung, subjektive Rechte zu erzeugen, 
beigelegt hat Dieser Tatbestand kann sein eine Willens- 
bet&tigung beteiligter Personen oder ein Tatbestand, 
der unabhängig von dem Willen der Parteien rechtliche 
Wirkung erzeugt, ein sogenannter gesetzlicher Tatbestand.^ 
Die Rechtsgeschäfte wiederum werden nnterschieden in 
einseitige ,ttnd .iqieh|«^tige. Diese durch das P^vatrecht auf- 



1). C^eri^, OqiMMQBehsftrthMrie S. 163. 

s> Demliaig S. tl^'n, Goiaek a 146 ff, (Heike B.Jas #. 
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gwtoUteii Kategorien luibeii ebenso im Öffendiolien Rechte 
Aawendang zu finden.^) 

Es ist ohne Weit6iej> klar, daß das Rechtsverhältnis 
zwischen ö.V.V. und seinen Mitgliedern nicht entsteht aus 
einem Tatbestande, der außerhalb des Willens beider 
Parteien liegt : V. A.G. und FIA.G. Art. 3 sagen : Die 
Versicherungsvereine beruhen auf Freiwilligkeit, und 
V.N.St. und Pf.N.St. § 4 sagen: Der Eintritt in den Verein 
itt freiwillig. Wenn die sitierten Beetimmnngen aber anch 
nicht bestehen würden, so wtiide das Ergebnis das gleiche 
sein, da nadi modernem Staatsrecht die Herrschaft der 
Herrsohaftssnbjekte als Herrschaf tsrecht eine beschrSnfete ist 
und eine Uuterwerfuug des Individiums unter die Herrschaft 
nur in soweit gegeben ist, als dies ausdrücklich durch Rechts- 
satz zugestanden ist. An einer j[^esetzlichen Bestimmung, 
welche die Verpflichtung ausspräche, daß man sich der Mitglied- 
schaft zum ö.V.V. zu unterwerfen habe, fehlt es; Q ewohnheits- 
recht aber kann überhaupt nicht in £Vage kommen. Am 
Uarsten erscheint die rechtHcbe TJnabhängigheit des in den 
Verein eintretenden Mitglieds, wenn wir uns erinnern, daB 
dieser Eintritt auch Ausl&ndem offen steht; die Ausländer 
nnterstehen inländischem HOTrschaftsrecht immer nur, soweit 
dieses ausdrücklich durch Rechtssatz über sie konstituiert ist. 

Das Rechtsverhältnis muß also auf Rechtsgeschäft 
beruhen. Als Ausgangspunkt ist voranzustellen die Bestimmung 
des § 10 y.N.St. (Pf.N.St. § U), wonach über die Zulassung 
des Antragstellers zum Vereine der Vereinsausschuß be- 
schließt Dieser Beschluß ist Willensäul^rung. Ist diese 
Wiüensfinfiernng nnn einseitige Verleihung der Eigenschaft als 
Vereinsmitglied, Verwaltungsrerfttgung, oder ist diese Willens- 
äotoung Teil einer vertragsrnftBigen Aktion? DerHerrsohsr 
tritt den üntertanen nur insoweit als einseitig befshlende 
Macht gegenüber, als ihm ein Recht hiezu eingeränmt ist. 
(Jellinek S. 219.) Der Vertrag muß also überall da zur An- 
wendung kommen, wo es dem Herrschaftssubjekt nicht möglich 

1) JeUinek 8. 206 1^ gtengel Jl S. 181, B«fain, Staatsdieasl a 114, 
iahand n 8* 176 ff. 
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ist, yortumdenes Recht sa gebianöbeD. (Jellinek S. 211.) Die 
WillensbetfttigQng des Staates bei Abschlaß ^nes Öffentlich- 
rechtlichen Vertrages ist nicht Herrschaftsakt, jedoch ist 
sie Akt eines Horrschaftsrechtssabjektes ; denn ihr Gegenstand 
ist ausschließlicli die U ii torwerf un^ des cinpu Kontrahenten 
unter das Herrschafts recht des anderen; der Vertrag 
ist Subjektions vertrag; hei ihm lantet die Verpflichtung 
des einen Kontrahenten lediglich auf Willensunterwerfung, 
also auf HersteUung des Znstandes eines Oewaltrerhfiltnisses. 
Der Vertrag enthalt nur einseitige Berechtigung und einseitige 
Verpflichtung. Mit der Herstellang dieses Znstandes ist der 
Vertrag erfüllt Wie weit der Einzelne staatlicher Herrschaft 
unterworfen wird, wio weit sein Handeln der Herrschaft ent- 
zogen ist, wie weit er den Staat in Anspruch nehmen kann, 
ist Gegenstand staatlicher Selbstverpfliclitung; ) zumeist ist 
dieser einseitige Vcrpflichtungswiile des Staats in einem Gesetz- 
gebungsakte enthalten; es kann aber auch durch Gesetz der 
Verwaltung die Ermächtigung erteilt sein, diese einseitige Ver- 
pflichtang zn übernehmen. 

Nun wird die Bebauptang aufgestellt, ein Vertrag sei nur' 
dann mö^ch, wenn der Inhalt der Vertragsbestimmungen 
freier Willenaeinigung überlassen sei; er sei ausgeschlossen, 
wenn, wie beim ö.V.V., der Inhalt des angeblichen Vertrag« geseta- 
lich festgelegt sei.*) Diese Forderung ist abei- an sich schon nach 
der Definition des Vertrages zurückzuweisen; denn auch gesetz-' 
liehe Festlegung des Vertragsinhaltes angenommen, so beruht doch 
die Einigung auf diesem Inhalt auf freier beiderseitiger 
Willensbestimmung.») Da aber die einzelnen Rechte und • 
Pflichten, die Inhalt des Gewalt?erhältnisses sind, überhaupt 
nicht Inhalt des auf HersteUung des Gewaitverhältnisses ge- 
richteten Vertrages sind, so kann die Trage, ob die gesets- 
Hohe Festlegung dieser Rechte und Pflichten die Möglichkeit 
eines Offentiichen Subjektionsvertrages rerhindero, überhaupt 
nicht praktisch werden. 

1) JeUinflk 8. 211 % S. 81 tf, Behm 8taatsdiea8t 8. 155 fl. 
9) Stengel n & 70Ö. 

«> Behm Sfeaatsdiroet 8. 136, 8:136, 8: V?^ 
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• Dieselben Grandsätze wie für das Verliältui.s zwischen StMt 
und Individuum gelten nun ebenso für die Lebensverhältnisse, 
die bestehen zwischen jenen Subjekten, welche ihre 
Bechtsmacht vom Staate empfangen haben, und 
anderen Personell, mit dem Unterschiede jedoch, daß der 
Inhalt der entstandenen Gewaltverbältnisse nicht bloß Gegen- 
stand der Selbstrerpfliehtnng, einseitiger Verfügung dieser 
.Hemduiftssnbjekte, sondern anoh Gegenstand gesetslicher 
Begelang dordi den Staat sein Imnn. Bie oben gestellte 
BVage ist also so wiederholen: Stellt sieb der Aafnahmenlrt in 
den ö.V.V. dar als einseitige Verleihung oder als verti*ags- 
mäßige Begründung? Oder: Um mit den Worten des N.St. 
zu sprechen: Sind dor Antrag des Viehbesitzers auf Aufnahme 
in den Verein (V.N.St. § 4, § 0. T, § 10. I, Pf. N.St. § 4, 
§ 7. T, § 11. 1) und der Beschluß des Vereiusausachusses über 
die Aufnahrae und die Eröffnung dieses Beschlusses die beiden 
übereinstimmenden Willensbetätigungen aweier von einander 
unabhängiger Yertiagsparteien oder ist die Auhnahme einseitige 
Verleibung von Bechten an den Gewaltunterworfenen, während 
die Antragstellung des letzteren lediglidi Voraussetanng der 
Giltigkeit jener einseitigen Verfügung ist? 

Es wurde schon oben darauf hingewiesen, daß keinerlei 
Rechtssatz besteht, wonach der einzelne Viehbesitzer dem 
Staat gegenüber verpflichtet wäre, die Mitgliedschaft im ö.V.V. 
zn besitzen; ebensowenig besteht ein Bechtssatz, demzufolge 
der Viehbesitier dem d.V.V. in iigend einer Form Unter- 
tan wäre. Im Gegenteil, die Gesetae Art 8 und N.St § 4 
efikliren den Eintritt des Viehbesitzera in den Vernn ate frei- 
willigen Akt Demnaoh existiert vor dem Eintritt ein Gewalt* 
rechtsverhältnis zwischen Verein und Viehbesitzer überhaupt 
nicht Der rechtspolitische Grund, der maßgebend war für 
den Entschluß, die Mitgliedschaftsverhaltnisse nicht durch 
Herrschaftsakt, sondern durch Vertrag begründen zu lassen, ist 
schon mehrfach erwähnt und in anderem Zusammenhange dar- 
gelegt worden: Es ist die Schwierigkeit der Viehveradtenug 



*) aaeh Btb^ ^ as ts dtoail a 17i E 
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an sich, die nur auf dem Boden gleichmäßigen Interesses 
aller Mitglieder und gegenseitigen Vertrauens derselben za 
einander gedeihen kann. 

So wie der Eintritt in den VexeiD also auf freiem Willem^ 
akt des BmtretendeD beruht, so ist auch die üufnabme in den 
Verein ein WiUensakt des Vereins. VN.St § 10 (Ff.N.8t § 11) 
sagt: Über die Zulassung des AntragstelterB bescbliefit der 
VerelnsausschuB. 

Es ist also eino W i 1 1 e n s e i n i g u n g zweier von einander 
unabliängiger liechtssabjckte gegeben, die gerichtet ist auf 
Begründung eines Reclitsverbältnisses und zwar üines OswalV 
recbtsverhältnisses, also ein öffentliobrecbtlicber Vertrag. 

Jedoch wurde bisher ein Umstand nicht ^rwAhnt, der die 
Vertragsnatur der Aufnahme in den Verein in Frage zu stellen 
scheint, d. i. die Bestimmung der N.St N.St § 2, welche 

lautet: „Berechtigt, dem Verein als Mitglied beizutreten, ist 
jeder Viehbesitzer". Die §§ 3 u. 5 enthalten dann die Be- 
stimmungen darüber, welche Viehbesitzer von der Aufnahme 
in den Verein ausgesciilüssen seien. Bei privaten Korporatioaeu 
sind Satzungsbestimmungen solcher Art im Zweifel auizufa^seii 
als Aufnahmebedingungen, d. h. sie bedeuten nicht, daß dem, 
der sie erfuUt, die Aufnahme nicht "W^atgji ir«^^ d^ 
soi|de^i dafi dem, der sie nicht erfüllt,, die. A^nlnabme nicht 
gewährt werden darf.*). B^ einer öffentUidieE^ Korporation 
T^vA aber diesem Wortlaut eine endere Bedeutung beigemessen 
werden. Die öffentliche Korporation vertritt das Prinzip de^ 
Gesamtinteresses gegenüber dem Einzelinteresse. Si^ ist yei?- 
pflichtet zur Förderung des Gesamtinteresses. Diese Verpflichtung 
\mn zwar bloß gegenüber dem Staate bestehen, ^er d,er 
Korporation die SoKfß fiXr das Gesamtinte^esse sds ^eren Auf- 
gabe übertragen hat, also dem Einzelnen gegenClber lediglic)i 
objektivreclitlicli sein, i^ber der itechtssa^, O^iti^^ 
fttrderunjf der GfQBamtinter^ k^n zugl$icji dif 

Fö^ernttg i^dividu^llei' ^wec);e im ^qge h^^be^ij'^ wo 

Oinfce S. 492 Aua. 3. 



Digitized by Google 



^ ^ 

diese individneUoD Zwecke durch die BeditsordDiuig aoB- 
drQckUoh oder implidte anerkannt, sind, ist zugleich Individual- 
recht, subjektives Recht, gegeben; ansdrOddiohe Anerkennung 

ist in der Gewährung eines Rochtsbchutzauspiuches für das 
fragliche Verhältnis zu erblicken. 

Daß das Rechtsverhältnis zwischun Verein und Mitglied 
auch, wenn auch nicht primäi*, Individualinteresse als Be- 
weggmnd hat, wurde schon nachzuweisen versucht. Dieses 
Individualinteresse hat auch Anerkennung gefunden in der 
Befugnis, gegen die Verweigerung der Befriedigung des- 
selben staatlicben Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen« 
V*N.St § 10. in (Ff.NJSt. § 11. IV) s^t: „Gegen den 
abweisenden Beschluß des Vereinsausschusses ist Berufung 
zulässig*'. Der Rechtsschutz wird ^n^währt nicht unmittel- 
bar durch den Staat, sondern durch die Versicherungsanstalt, 
die zu eigenem Recht Rechtsschutzgewalt übt. Die Beschwerde 
des mit seinem Eintrittsantrag abgewiesenen Vichbesitzers ist 
Bechtsschutzmittel, weil die Entscheidung der Landesanstalt 
hur auf ihre Erhebung erfolgt und weil ihre Erhebung nur 
zusteht dem mit seinem Antrag abgewiesenen Viehbesitzer, also 
dem Irfiger des geediSdigten IndividnalmteressesL 

ünterstfitzung findet dieses Ergebnis in dem weiteren 
Inhalte des § 10. III (bezw. Pf.N.St. § 11. IV), wonach die 
Entscheidung der Verwaltung der Landesanstalt eine endgiltige 
ist; sie kann also nicht im Staatsaufsiclitswege aufgehoben 
werden; sie ist ebenso unabänderlich für die entscheidende 
Instanz selbst; sie ist der Rechtskraft fähig. Die Verwaltung 
der Landesanstalt entscheidet also in sachlicher Unabhängig- 
keit, wenn sie auch als Staatsbehörde unter der Dienst- 
au&icht des kgl. Staatsministeriums des Innern auch hinsichtlidi 
dieser Tätigkeit steht. Die Entscheidung der Landesanstalt ist 
klsosogar materielf Rechtssprechung und die Beschwerde 
des dieselbe herbeiführenden Viebbesitzers nicht bloü Verwaltuu^s- 
beschwerde, sondern Verwalt ungsrechtsb esch werde.^) 
Die Ausdrucksweise des Normalstatuts läßt über die Richtigkeit 

i) Za TSigL Se^ U & 308, 419, 4de Ci . 
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diMfr Anaohaniing keinen Zweifel Die dtiertie Stelle des» 
selben nennt die Beschwerde des Vi^besitiers: Benifong, 
ein Tenrnnos, der aaeecliliefilicli dem BeehtsschnteverfidneD 
entnommen ist 8le setst für die Erhebung der Beschwerde 
eine ausscfaließliobe Frist^ bringt also damit smn Ausdrncb 
daß der yorhandenc Rechtsschutzanspiuch durch Versäum uiig 
der Frist verloren wird. Sie nennt die Verfügung der 
VerAvaltung dor Landesanstalt ein Entscheiden, also die 
verbindliche Feststellung eines Rechtsverhältnisses, die das 
Wesen der Rechtssprechung ausmacht.^) Dementsprechend ist 
das ganze Verfahren ein dorobaus formaies; siehe hierüber 
bei Tbelemann 8. 107. 

Der qualifizierte Viehbesitser hat also ein subjektiTee 

Recht auf Eintritt in den Verein. Wenn der Verein den An- 
spruch erfüllt, so ist er also hiebei in seinen Willens- 
entschlüssen nicht frei, sondern gebunden an die ihm auferlegte 
Pflicht. Hut dies zur Folge, daß der Zulassnngsbeschluß, der 
vom Vereinsausschusse gefaßt wird, nur eine bloße Formalität 
ist, wie Foll-Beuter meinen, also lediglich deklaratorische Be> 
dentnng hat^ so daß die Begrondung des Oewaltverhftltnisses 
nicht durch Vertrag, sondern dorch einseitige Erldfinmg des 
Berechtigten erfolgen wtirde? Oder ist der Zohusangsbesdiliifi 
gleichwohl WiUenserUärong, die geeignet ist^ Teil dnes 
Vertrags za sein? 

Die Unabhängigkeit des Willens wird nicht vernichtet, 
wenn von ihm selbst einem fremden Willen, das Becht 
zugestanden wird, von ihm eine Betätigung za verlangen; 
(Behm, Staatsdienst 8. 161). Der ö.V.V., dessen Gründang, 
wie früher aosgefilhrt, anf voller Freiwilligst beroht^ hat sich 
bei seiner Ghrttndnng freiwillig verpflichtet^ das 19r.Slt., welches 
von der Versichening&anstalt erlassen wurde, ansanehmen. 
(V.A.G. und RA.G. Art 2. I). Er hat sieb hiebei also ver- 
pflichtet, den qualifizierten Viehl»esitzem einen Anspruch auf 
Aufnahme in den Verein zuzugestehen. Diese Verpflichtung 
ist eingogangen dem höheren Herrschaftssubjekte gegentlber 

') Labind O & les. ... 
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m gtinsten Dritter. Der Verein hat sich* damit nicht ver- 
pflichtet zur Unterwerfung eigenen Willens, also zur Herstellung 
eines Untertanenverhältnisses gegenüber den Viehbesitzern, 
aondem lediglich zur Betätigung eigenen Willens. Wean er 
diesen Willen betätigt, setzt er den einen Teil eines Vertragest) 
Die Vertnigsnatar der fintstobang dee Mitgliedaohaftsverhäit- 
itees i«t allerdings in den Recbtsnohnen, die dieses Verbfiltnis 
regeln, nicht klar znm Ansdrack gekommen. Wenn y.A.G vl 
Pf A.G. Art 4 Ziff. 2 Y<m «^Eintritt in den Verein"* sprechen, 
80 kann hieiaus ein Schluß auf die Natur der Begründung 
der Mitgliedschaft nicht gezogen werden, da das Wort „Eintritte* 
im Gegensatz zu dem Wort „Austritt aus dem Verein" bald 
als einseitige Willenserklärung]:, bald aber, und zwar zumeist, 
als die eine mehrerer übereinstimmender Willenserklärungen 
evscheint (zu vergi. Staudinger L Anm. 2 zu § 39). Wenn 
dann § 4 der lü.St. N.St davon spricht,^ dafi der Eintritt 
itf den Verein jederzeit „erklSrt^ werden kann, so ist 
dies^ Fassung eine wesenüich engere nnd mtJIte, fttr sieh 
allein betracbiet, entschieden als inseitiger Entstehungsgrund 
des Mitgliedsohaflsverhftitnisses ausgelegt werden (zn vergl. 
jedoeh wieder § 4 Abs. III der Mustersatzung in den Ver- 
öffentlichungen 190G S. 2). Diese Deutung des Wortes „Er- 
klärung*^ wird aber sofort wieder vernichtet durch N.St. § 6. I 
(Pf.N.St § 7. I), wo die „Erklärung'^ einem „Antragsteller'' in 
den Mund gelegt wird; ,yAntnigsteUiuig^* ist ^y|iisGhe Beieioh- 

t) SMbe «Mb Boiü I 8. /*W Am. 7. üoIn» «a BMviitai« 
IbaUelMr. Vn§»a bei freMUiger Veni«heniiig avf dan Gebltle dir 

Irbeit^rreraiebeniiiflr: Bonn I S. 442 bis 4i6, Labend III 8. 2J9ti Sejdd. 
V v6l i(t lUyet I 6 8. Dort kommen zum Teil andere Gmndhi^ 

tn PrtLgff to, wenTi im F'all der freiwilligen Versicherang aaoh Inv.-Vew. 

§ 1 1 cäne WiBenserklirOBg des Versicherangsträgen fiberiUMqM 
IKK^ lAtig iit. Soweit aber übereinstimmende Willens erkllrangen bei(ler 
Teüe gefordert werden, mass die Natur jener des VerBlcherungsträgeri 
davon abhängig sein, ob er seine Existenz auf eigenen Willen 
«uracifflhrt öder ob seine Gründung von aussenher erfolgt ist, 
beet^. ob die Einräumung des Hechtes auf Versiciierung an die qu&lifi- 
gierten PeieoDeii durch eelbitaa^estelltes Statut erfolg. — Siehe nocb 
Gkde S. 483, Aim. 6. 
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nung für die eine zweier zu einem Vertrage sich vereinigend«!' 
Willenserklärungen. Dagegen enthält wieder V.N.St. § 10 u. 
§ 29. I in neuer Fassung (Pf. N.St. § 11) den Terminus „Zu- 
lassung^', der als einsaitiger Akt des Oewäbrens Verwendung 
findet. (Siebe dagegen Veröffentlichungen 190G 8. 2, Muster- 
satzimg § 4. IV, wo die WilienaeiUinug des Veteias nobtig 
^Aufnahme** genaant wird). 

Ist der Vertrag nun die einzige Entstehungsform 
einee Herrschaits Verhältnisses im ö.V.V.? 

Nach § 15. I und II V.N.St. (§ 16. I und II Pf.N.St.) 
ist einmal beim Übergänge des Anwesens eines Vcrcinsmit- 
gliedes an einen dem Verein nicht angehörenden Besitzer der 
letztere berechtigt, das VersichemngSTerhältnis fortzusetzen, 
und ferner geben im Todesfälle eines Vereinsmitgliedes die 
Rechte ond Pfliehteii: ans der Veraicberaiig anf jene Per- 
sonen ttber, welche die Tersicherten liere hn Erbgange er* 
worben liab«^ Nun ist zu sagen : Die Mit^edschaft im Ver- 
ein ist SffentlicbrechtUoher Status; ein solcher kann prinzipiell 
weder Gegenstand der Verfügung, außer eines Vejzichtes, noch 
gesetzlicher Sukzession sein. Vielmehr entsteht ein Status in 
der Person des jeweils Bereclitigten immer von neuem.*) Wenn 
min V.N.St. § 15. II die Kochte und Tflichtcn aus der Ver- 
sicherung auf die Krben übergehen läßt, so meint es mit 
diesen Enazelgegenständen den Inhalt des Mitgliedscbaftsrer- 
hfiltuaseiS ^ ^ HemohaftsrerhältBiB» da der 

labait deeaeUbSBi die Beahte imd Ffliohte&, logisah nicht m 
imneft sM tob disa» HerfsehaftswhtttaiBBe salbst fis 
statotiert also JskmM ehi» Ausnahme to» dem Mnzi^, vmi 
twaY im Sinne eine? Recbtsnachfofge kraft Oesetzes. Diese 
Ausnahme gründet sich auf den vorwiegend wirtschaftlichen 
Charakter des Mitgliedschattsv erhältnisses und knüpft an an 
die in wirtschaftlichen Privatvereinon, auch Versicherungsver- 
einen, nach Satznngsbestimmungen mögliche VererWiobkeit des 
Ifitglie^haftscferbältnisses.') Nun erweekt aber Abs. III den. 

») Jellinek S. 27, fcj. 34Ü, Stengel II S. 181. 
1) SCiodiv^r I Anm. 1 ni $ 38, FIsack § 38, Gierki 8, 494» inn>r- 
M f. % dair^en V«i«iiMi&diaa|SB 19Q0 9.1% HwtMsMiag^ 
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•Anmhtin, «Is ob es flieh Überiuiiipt nitäit am gesetzlichen 

Erwerb, sei es Neuerwerb, boi es Sukzession des ilitglied- 
schaftsverhältnisses durch den Erben bandeln würde, sondern 
als ob der Erbe nur durch Vertrag die Mitgliedschaft er- 
werben könnte. Abs. III sagt: „Der Eintritt des Erben kaun 
versagt werden'^; er gebt also aus ron swei miteioander 
in Verbindung stehenden Willenserklärungen, einerseitB einer 
Eintrittserklänuig, aodefseits einer AafoabmeeiUärang. Bei 
der klaren Bestiimuaiig des Abs. II nrafi diese Auffflssimg 
aber zorQokgewiesen werden. DaB das Kormaistatat den Er- 
vrerb des MiigUedsohaftsyerhältnisses kraft Gesetses, kraft der 
Eigenschaft als Erbe erfolgen lassen will, ergibt sieb, abge- 
sehen von dem Worüaut des Satzes 1 Tcn Ab.s. II, auch daraus, 
daß der Erbe in Ordnungsstrafe genommen %verden kann, wenn 
er von der erfolgten Sukzession Anzeige zu ei"statten untei'- 
läßt; dies wäre nicht möglich, wenn nicht ein Herrscbafts- 
verbältnis des Erben zum Verein bestände; das kann aber nur 
das Verhältnis der MitjgUedschaft sein. 

Es ist jedoch daran festzuhalten, daß die lOlgliedsobAft 
nicht sor „Erbschaft*« (B.G.B. 1922) gehört; die Ifi^liedschaft ist 
anf Seite des Mitglieds nicht Vennögensgegenstand, sondern 
Status. Daß aus diesem Status yermögensreohtliohe Ansprttche 
entspringen, ändert hieran nichts ; soweit solche zur Entstehung 
gelangt sind, sind sie natürlich Teil der Erbschaftsmasse. 

Anderen Inhalt wie Abs. II V.NJSt § 15 enthält Abs. I. 
Der Wortlaat läßt alierdings wiederum keine zweifelsfreie 
Deatnng Zwar: eine Saksession ÜQgt auch hier vor. 
Es hevBt : ,4)er .Oatsübemehmer ist berechtigt^ das Yerncherangs* 
verhältDis fortzusetzen''. Yersicherungs Verhältnis ist als 
Inhalt des Mftg^edsdiaftBTerhältnisses dieses sdbst Yersidierhng 
ohne Mitgliedschaft kennt der ö.V.V. nicht (V.N.St. § 1. n, 
§ 2. I, § 11. II, Pf.N.St. § 1. II, § 2. I, § 12. n). Das 
Versicherungsverhältnis ist die Konsequenz aus dem Mitglied- 
schafteverhältnis. Nun sagt Abs. I weiter: ;,Will der Guts- 
übemehmer von diesem Rechte Gebrauch machen, so hat er 
seme „Absicht", das Versicherungsverhältnis fortzusetzen, dem 
VeteiB «oiuraigen*!. Abnoht ist WillenseDtsohluß. Bie. An* 
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«eige des WillenBeatbchJusse?* zur Fortsetzung döb Mit- 
gliedschafts Verhältnisses kann konstitutive, aber auch de- 
klaratorische Bedeutung babeu. Im ersten Fall ist die 
Fortsetsung Beohtewirkang einseitiger WiUmseriüinmg des 
GatBftbemehmen, aner WiUenserklänuig, die an die Bnai 
?on acht Tagen nach dem fieaitaweohaei gebunden ist. 
Im zweiten lUle ist die FerMnuig geeetsiich ge- 
knüpft an den TlitbeetHid der Gatoübenalune mit der 
Maßgabe, daß der Obemehmer das Recht bat, die rechtliehe 
Wirkung der (lulsübemabme in Hinsicht auf das Mit^-^liodschaftb- 
verhältnis auszuschließen dadurch, daß er die Dekiaraliun des 
eingetreteneu Übergan|?s unterläßt. Der Wortlaut: „Anzeige 
der Absicht," läßt letztere Auffassung zu. Eine konstitutive 
^VvUQnserklii^ulg pflegt nicht mit dem Ausdruck „Anzeige^ 
bedacht zu werden. AnderseitB wird die Annahme geeetetieher 
äi^kzeasion wiederum in Vngd gestellt durch die ERseung: 
,J)er Ontsfibemebmer ist »berechtigt«, das Yenicbenittge* 
▼eiliSltnis lortxafietaen^S and weiter: „»will« er yon diesem 
Bechte Gebraneb machen, so bat er etc.** Es ist dem Gate- 
äbernehmer also ein subjektives Recht eingeräumt, die Ver- 
sicherung fortzusetzen. Hiernach bat der Ausdruck „anzeigen" 
lediglich die Bedeutung, daß die Willenserklärung des Gutsüber- 
nehmers eine empfangsbedürftige ist, wenn sie Rechtswir- 
kung haben soll. Daß diese konstitutive Erklärung rückwirkende 
Kraft auf den Tag der Gutsübemabme hat, beaw. den Tag, an 
wdohem die liitgliedsohaft des Bechtsrorgingers endigt, ist 
kein : innerer Wider^racb. Mit Bficksidit auf die Fassnng des 
Abs. I ist die ErUJbrang des Gntsübernehmers sonatdi wohl 
lüs ehie konstitittive, also den Übergang des Mitgliedscbafts- 
▼erhältnisses erzeugende Willenserklärung zu betrachten, und 
zwar eine den Übergang des Mitgliedschaftsverhältnisses, 
Dicht die Neuentstehung in der Pei-son des Gutsübemehmers 
bewirkende Erklärung, Hiefür spricht außer dem Ausdruck: 
•,Das Becht, die Mitgliedschaft ^fortzusetzen«^^ .die Tatsache, 
daß in diesem Falle keine Beitrittsgebühren zu entrichten 
«ind, (7. N.St. § 29. I Jn - neuer Itoung, F|,N.8t § 27. I). 
W^ot^nSinn freilicb die.FsQsung bat, wQuacb dle^YmiishariiDg 
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legt gerade die Deutung nahe, daß zwar oine Neuentstehung 
der Mifgliedßcliaft stattfinde, daß dieser aber die Wirkungen 
einer Fortsetzung mfcommen soll. Es scheint aber, daß 
der Ausdruck ..die Versicherung soll als nicht unterbrochen 
gelten'' lediglich mit Rücksicht darauf gewählt wurde, daß für 
diQ Erklärung der Fortsetzung dee. MitgiiedficbaftsverbäLtnissee 
eine JMst gelaasea ist oDd gedassen werden maß, und so eine 
tatsmchliobe Ünt^breohimg im Gegensatz za red^Ücher 
Ünterbrechong eintritt. Daß der FertsetzangserUfirang noch 
die Übernahme der Haftnng fOr die Zahlnngsrttckstände ans- 
dröcklich beigefügt werden müsse, wie Fall -Reuter S. III 
meinen, kajiu nicht zugegeben werden. Der liechtsübergang 
des Verhältnisses der Mitgliedschaft hat den Übergang ihres 
Qesamtinhaltes an Rechten und Pflichten zur Folge. 

FoU-Benter scheinen 8. lU, 112 im Falle des Abs. I 
des §16 VXSt vertrag smäßigeBegrOndong des Mitglied- 
sdiaftBverhAltnisses anzunehmen. Von einer Wiflenserklfirong 
des Vereins^ die zu der Erklfirnng des Ghitsttbemebmero 
übereiBStimmend hinzukommen müßte, ist aber in Abs. I nichts 
bestimmt. Es ist vielmehr aus dem Wortlaute: „Der Guts- 
übornebraer hat seine Absiebt anzuzeigen, in welchem Falle 
die Versicherung als nicht unterbrochen gilt" der Schluß zu 
zu ziehen, daß die einseitige Willenserklärung rechtserzeugende 
WirkuBg habe» solL Ao» Abs. III aber : „Der Eintritt kann 
versagt werden/' kann mn Beweis für daft Srforden»» einer 
sweiflSitigeii WiUensevUftrttng nicht entnemmen ipevdett, da 
dieser Absatz ebenso auf den IbH des E^bgange Anwendung 
findet, in diesem aber am Vertrag keineelBllB in Fk'age atelrt. 

Wird also ikcm Tefeinsansscliiifi gemftß Abs. I I der 
Sintritt in den Verein in den Fällen des Abs. I mid des 
Abs. II versagt, so bedeutet das lediglich die Erklfirnng, 
daß der Vereinsausschuii die Voraussetzungen als nicht gegeben 
erachtet, unter denen der Übergang des Mitgliedschafte- 
verhältnisses rechtlich zulässig ist Kommt es auf Grund 
dieser Versagang zum Streit, so ist das Urteil der Verwaltung 
^ Iiandes*Ajwtah nach i IQ. III y.N.8t. II. JV Ffill.8t) 
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Feststellungsurtoil über den SUlus dos klAgenden Viehbesitzöfs. 

Also: § 15 V.N.St. (§ 16 Pf.NÜt) enthalt sowohl in 
Abs. I wie Abs. II nicht Entstehangsgrünrlc des Mitgliedscbafts- 
verfaäitaisses, sondern Suktossionsgründo für das entstandene 
SeditSTerbäktnis. Es ergibt dob also, dafi lOr dos R&cätB- 
v«rtiiItniB im Ö.V.V. nur ein oinsiger Entstehungsgrand, 
Dimlich der dnrob Vertrag, in Betracbt kommt. (V.K.St 8 4, 
§ 10, Pf.N.8r. § 4, § 11). 

Der die Mitgliedschaft begründende Vertrag bedarf nun der 
Analysierung. Das Privatrecht liat die Elemente des Vertrages 
festgestellt Bei dem Mangel anderweitiger Bestimmuagen müssen 
diese auch Ülr den öffentiiobrechUichen Vertrag analoge 
Oeltang beanspraoben.^ 

2« Die ElemeDte das Uertrages. 
aaa) Dlt Soblikt« d«s Ucrlrogs» 

Voraussetzung der Rechtswirksamkeit der Willens- 
erklärung des Vereins ist einmal, daß sie von dem kompetenz- 
mäßigpn Organe desselben abgegeben ist, und zum anderen, daß 
dieses kompeteuzmäßige Organ selbst seine Bestellung ordnungs- 
gemäß erfohren bat^) Der Abschluß der Mitgliedschaftsverträge 
gehört zum Wirkungskreis des Vereinsausschusses (V.N.St. § 33, 
§ 10, Ff.N.St. § 31, § 11). Über die BesteUnng des Vereins- 
aoasebasses treffen die §§ 33 ff. V.N.St (§ 31 ff. Ff.N.6t 3) Be- 
stimmung. 

Der andere Kontrahent kann jeder Viehbositzer sein, 
hinsichtlich dessen die Qualifikationen der §§ 3 und 5 der 
N.St. N.St. gegeben sind. Als Vertragskontrahent muß er 
rechtsfähig sein; er kann also sein eine physische Person oder 
eine juristische Person. Als Vertragskontrahent muß er 
handlangsfähig sein, be2w. firglOuinng seiner HandlungafiUiigkeit 
tooh die l^gk^t dto geee^icbdn Vdiiret^ fmden. Die 
^Winenaeridärilfig des E^nttabeiiten kaiüi d)iii«h giBtriUkttrtoa 

1) JeUiDAk S. 228, LakMid II 8. 176, 9^M^l H S. 706. 

1) ubMi« n 8. J7a. 
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StellTertreter abgegeben werden; es gelten dann die Vorschriften 
des B.O.B. 164 ff. in analoger Anwendimg. 

bbb) Dfi iDball di5 Ucrtragis» 

Als Yertrag, der gerichtet ist auf Herstäliing eines 
HerrsohaflsTeilililtmsses, ist er dnseitiger Nator. Der Inhalt 

des Herrschaftsverhältnisses ist nicht Gegenstand des Tertregs, 
sondern durch Rechtsnormen festgelegt (V.A.G. und Pf.A.G. 
Art. 4. II, V.N.St. und Pf.N.St. § 1 ff.). Die Vertrags- 
freiheit bezieht sich also nur auf die Möglichkeit, vertrags- 
mäßig über die Herstellung des Herrschaftsverhälnisses sich zu. 
einigen; die Eontrabenten können auch darüber befinden, von 
welchem Zei^unkte ab der Vertrag wirksam sein solle.^) Die 
Kontrahenten können aber nicht darüber befinden, welchen 
Inhalt das begründete HerrscfaaftB.erhSltnis haben solle. 
Der Vertrag, den beide Parteien schließen, ist nur dann giltig, 
wenn er mit diesen ewingenden RechtssStsen des Gesetzes and 
des Normalstatuts im Einklänge steht Würde der Vereinsausschiiß 
Sonderabraachungen eingehen, so wäre der Vortrag schon deshalb 
nichtig, weil in Analogie v. B.G.B. § 26 und § 177 diese 
Überschreitung seiner Vertretungsmacht nur unter (ienehmigung 
des Vereins rechtliche Wirksamkeit haben höniitc^) eine solche 
Genehmigung aber gar nicht in der Macht des Vereins liegt. 

Emer besonderen Erwähnung bedürfen nun die emzelnen 
geseteliohen Yorschriften, soweit sie Vertragsbedingungen 
enthalten, also Bedingungen, die Torliegen müssen, damit über- 
haupt esR giltiger Vortrag zustande kommen kann. Es ist 
hier die analoge Beiziehung von § 134 B.G.B. von Bedeutung. 
Die Rechtsnormen, die für den ö.V.V. Geltung haben, ver- 
langen : 

a) eine persönliche Qualifikation dos in den Verein 
eintietenden Kontrahenten: Er muß Vieh besitze r sein, 
(V.A.G.und Pf.A.G. Art 4. II Ziff. 2 V.N.St. undPf.N^.St. § 2)3) 
und zwar Beaitser von Vieh, das sich im VereinsbjBnrke be* 

*) Thelemann S. 107. 

^ Planck Anm. 3 z. § 2Ü B.G.B. 

») Thsienuum S. M, Fott-Beoter S» 80, 9a, Hä&g S. 80. 
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findet (V.N.8t. und Pf.N.St. § 2. I), and zwar unter anderem 
von Vieh, das den Anforderungen Ton N.St. § 3 entspricht, 
and zwar Besitzer, in dessen Person keine der in N^t § 5 
genannten Eigenschaften Torli^gt; 

b) ein sachliches Erfordernis: Der Kontrahent mnfi 
mit der Antragstellnng seine sfimtlichen versichernngsfähigen 
Tiere beim Yereinsausschusse anmelden und dadoreb ermög- 
lichen, daß Inhalt des entstandenen Gcwaltverhältnisscs Rechte 
lind Pflichten hinsichtlich seines gesamten Viehbestandes 
seien. (V.N.St. § C. 1, § 2. II, Pf.N.St. § 7. I, § 2. U). Fehlt 
es an einem der beiden Erfordernisse, so ist der Mitgliedschafts- 
Tertrag nichtig. Dies ergibt sich ans der Fassung des Normal- 
statuts § 2 : „Berechtigt zum Eintritt ist jeder V i e h b o s i t z e r^' ; 
§ 3 N.St: ,^asgeschio8sen Ton der Aafnahme sind üere 
otc.*'; § 5 N.St.: „Tom Eintritt in den Verein sind aasge- 
schlossen etc.«'; § 6 V.N.St., § 7 FfJf.St: ,.Der Antrag- 
steller hat anzumelden eta^*; § 2 N.St.: „Das Yereinsmilglied 
muß versichern seinen ganzen Viehbestand" und: „Die Ver- 
.«iicheruug rersicherungsfähiger Tiere bei anderen Anstaiten ist 
unzulässig''. 

ccc) Die WiUeoseiiiläiang« 

Eür die WillenseilElärung gelten gleichfalls die allgemein- 
rechtlichen Gnmdsfttze: 

1. über die Erfordernisse des Inhalte, 

2. über das Erfordernis emstlioher Absicht und freien 
Bntschinsses, - 

3. Uber die Erfordernisse der Vorm, Die fom der 

dffentlichrechtlichen Verträge ist aber in der Begel eine 

solenne. 1) Auch die N.St. N.St. iulgen zum Teil wenigstens 
diesem Grundsatz: für die Erklärung des Vereins ist die 
Solennität Erfordernis, der Beschluß des Vereinsausschusses auf 
Aufnahme des Viehbesitzers ist diesem entweder schriftlich 
oder mündlich an Protokoll an eröffnen. (VXSt § 10. II, 



>) SlMnel n S. 706. 
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Pt.Nj3t §il.IIL)i) Die Wiltenserklärang des Verehn «zittiert 

rechtlich erst, wenn sie in der vorgeiichriebeaeü Form voU" 
zogen worden ist. 

In welcher Form kommt nun die Willens ei nigung zu- 
stande? Die Initiative zum Abschluß des Vertrags kann 
ausgeben vom Viehbeeitier, der die Aufnahme in den Verein 
wünacbt, aber atioh vom Verein, der einleitende Verfaand- 
longen anfnimmt Im letzteren IVdl sind xweifeUoe nur ein- 
leitende Verbandhmgen in Frage. Wenn aber der Vieh- 
besitser den Antrag stellt, in den Verein aulgenommen sn 
werden (VJJ.St § G. I, Pf.N.St. § 7 I), wenn er sloh beim 
Vereine „anmeldet" (N.St. § 4), mündlich oder schriftlich, ist 
das bindender Vertrags a n t r a g ? Der Vielibesitzer ist durch 
seine Anmeldung nicht gebunden ; es liegt hier kein auf Recbts- 
wirkung abzielender Wille zu Grunde, sondern es ist nur die 
Einladung an den Verein, einen Vertragsantrag zu stellen.^) Der 
Ausdruck „Antragsteller'' in V.N^St § 6. 1 (Pf.N.St. § 7. I) ist 
also nicht terminus teohnions. A.M. anscheinend Fuli-Beuter 
8. 92. Ist dem Viehbesitzer die Erklärung des Veteine- 
ausscbnsses im Sinne des § 10. I V.N.St (§ 11. I PtN.St) 
zQgesteltt, so kann er erst diese Erklftrung akzeptieren. 
Eine ausdrückliche Annahmeerklärung ist hiebei nicht er- 
forderlich ; vielmehr genügt im Falle schriftlicher Eröffnung 
des Zulassungsbeschlusses die Entgegennahme diesem Schrift- 
stückes, im Falle der Eröffnung zu Protokoll die uuterschrift- 
liohe Bestätigung der Eröffnung, 

Die Frage, welche Wirkung die Verzögerung in der 
Behandlung der Anmeldung eines Viehbesitzers durch den 
Yeieittsanssohaft bat, beantwortet sich bienach ron selbst: sie 
hat keine anmittelbore rechtliehe WirkoDg in der Art, daß 
nnnnehr die Anmeldung erneuert werden mtlBte. B.Q.B. .§ 147, 
Til.8t § 10. II, PtN.8t § 11. III. Ob die Verzögerung 
Stehadensersatzansprüche des Viehbesitzers gegen den säumigen 
Vereinsausschuß auslöst, ist eine Präge, die hier nicht behandelt 
yfwdßn kann.B) 

1) Thelemann S. 107, FllU*Bsatcr S. 104. 
«) « oaack 1 S. 169. 



Digitized by Google 



— 91 — 



Die boiderjsüitigüii Willen-serklariHigen oiilhaitcn nur dit 
hlrkläruQg der Aufnahme und des Eintritts iu den Veisio, 
weiter nichts. 

Der A u b h ti n d i g u u ^ eines Exeniplares des Normal- 
Statuts bedarf es nicht. h>ein Inhalt ist ja nicht Gegenstand 
dee Vertrags. Daa Statut ist materielles Gesets, ala solches 
öffentUeh bekannt gemaobt nnd daher jedennann sugSngliob. 
Aaeh bei Abacbloß anderer HemcbaftatreiblltDiBBe sind die 
glichen ErwSgangen mafigebend. Ob gerade bei AbBeUnl 
dee MttgüedsehaftaverhiUtniBfles im ö.V.Y., wo ea sich einemite 
irnd ausschließlich um wirtschaftliche Fragen und andei-seits um 
vielfach geschüftsuugewandte Kontriihenten handelt das staiT« 
Festhalten an diesem theoretischen Standpunkte richtig ist, mag 
starkem Zweifel begegnen; die Praxis beweist das Gegenteil. 

ddd) Die reditlldie Wirkung des (DUgiiedsdiaftsDertragfi» 
Die reehtUohe Wirkung des MitgUedaebaftsvertragee im 
ö.y.y. iat die HenteUung einee Henediaflsverhiiltniam Kor 
Herstellang des Gewaltrerbiltniaeee genügt aber nicht der 
Vertrag; es mnß daza noch ein Weiteres kommen: Die an* 
gemeldeten rersieherangsMigen Tiere sind in das Ver* 
Sicherungsbuch des Vereins einzutragen. Dieser 
Eintrag findet seine Bedeutung in Folgendem: Der Inhalt des 
Mitgliedschaftsverhältnisses sind die Versicherungs-Rechte und 
-Pflichten. Mitgliedschaft ohne Versicherung ist ausgeschlossen. 
Da nun nach V.N.St, § 0. I (PtN.St. § 10. I) nur die Tiere 
Tersicbert sind, die im Versicherun^uebe eingetragen sind, 
so würde bei gänzlich fehlendem Eintrag eine Versichemng 
Übeilwa^ nicht Torilegen nnd so anch kein Mit^ds(^afts- 
▼erhiltniB, deaseD Gegenatond die Veraichenuii; ist. Die Ein- 
tragung im Vecsiofaerungsbneh ist abe firfbrdemis ^Isr 
Realisierung des Mitgliedschaftsvertrages. M Nicht erfordertieh 
ist aber demnach, dali alle angemeldeten und versicheruags- 
fähigen Tiere eingetragen sind; denn eine Unterlassung in 
dieser Richtung hindert die Entstehung des M i tgliedschaf ts- 

Verhältnisses nicht. 

- • 

■) Thelemun 8, lOi. 
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Datuit der H^iutrai: im Vfrsiclionui^sbiiche ledjtJk'lic 
Wirksamkeit habe, muH er «lie in V.X.v^t. ij 9. Tf (Pf.N.St. 10. II) 
aufgestellten Bedin^unp^on erfüllen, nämiicli alle Anhaltspunkto 
enthalten, die die Identität der versicherten Tiere festzustellen 
gestatten. (Siehe das Formular bei Tholenianu S. 1G9.)^) 

Die VerwirkliohuDg des Mitgliedschaftsverhältnissee erfordert 
also £inigung und Eintragung. Ausnahmen ron diesem 
Grundsätze gibt es nicht, da die N.St. N.St. Bestimmungen 
(fieser Art nicht enthalten. A. M. Thelemann S. 104, Haag S. 92. 
In den bei diesen Schriftstellem citierten Fällen können viel- 
mehr nur Schadeneisatzansprüohe iii Fioire kommen. Die 
Wirksamkeit des Mito-liedschaftsverhaltiiisses beginnt, wenn 
bei d e Krfordernissp seiner Begründung eingetreten sind. Über 
die Reihenfolge, in der sich deren Eintritt zu vollziehen 
hat. bestehen keine Vorschriften; sie ist also in das Belieben 
des Vereins gestellt.^) Ein Hinausschieben der Wirksam- 
keit yon Einigung und Eintragung auf einen späteren Zeit- 
punkt ist, me schon erwähnt, in der Willensmacht der 
Eontrahenten.* 

dd) Der lobolt des RfditsDcrbfittBfsses. 

Der Inhalt dieses ( rcwaltvcrhiiltnisses unterschoidot sich 
von dem anderer (^lowaltverhältnisse dui*ch den Zweck des- 
selben. Der Zweck dieses Gewaltverhältnisses ist die Ver- 
sicherung gegen Schaden aus der Viehhaltung. Wenn wir 
das Gewaltverhältnis auflösen in seine 4 Richtungen, so offen- 
bart sich uns sein Inhalt im Einzelnen. 

a) Der negative »Status des Vereiusmitgliedes.*) 

Diese Sphäre umfaßt einmal rechtlich irrelevante Hand- 
lungen und zum andern Handlungen, die jenseits des Vereins- 
bereiches stehen, alle aufierkdiperschaftlichen Willensbe- 
tätigungen ^) z. B.: Es ist ausschließlich in das Belieben des 

») Haag 8. 92, FaU-Reuter 8. 102. . 
2) Haag S. 94, Thelemann S. 107. 

8j Rehm, Staatsdienst S. 147 ff, 153 ff, Jclünek 8.86, 04 ff, Öierke, 
Genossenschafistheorie S. 176. 

*) Jellinek ^S. 104, Gierke 8. '^M, 
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Mitgliedes gestellt, ub es d'w Tier»', «lie im Veieiu keine 
Vei-sicliei uiiir finden können (V^N.St. und Pf.N.St. ander- 
weitig versiclieru will, ferner ob es die im Verein versicherten 
Tiere anderweitig auch noch gegen Feuer- nnd Rlitzgefalu- 
Teraiohem will, eine Vermcfaerangsart, die der Verein nicht 
betreibt (V.N.St. § 25 Buchst, a, Pf.N.St § 24. II. Z. 
femer, ob es anderweitig noch eine ScUachtviehyersiohening 
nehmen will, die der Verein nicht betreibt (y.Nj3t § 1). Si^ 
femer die Beispiele nnter pass. statos. 

In dem spcziellou Gewaltveihältnisse der Vereinsiiiit{^lied- 
schaft sind dem Einzelnen aber Handlungen untersagt, die ihm 
ohne diese Unter\Yorfenheit nicht verboten wären. So sagt 
X.St. § 2: „eine anderweitige Versicherung von im Verein ver- 
sicherungsfähigen Tieren ist ?erboten.^^ Dem Vereinsmitglied 
ist also nicht gestattet: 

a) einen Teil seiner Tiere beim Verein, einen anderen 
Teil andmireitig sn versichem; 

b) ein nnd dasselbe Tier beim Verein und zugleich 
anderweitig zu versichern, dies auch nicht für jene zwei Zehntel 
bezw. drei Zehntel des Schätzungswertes, die sich außerhalb 
der Versicherungssumme bewegen, auch nicht bei Pferden für 
jenen Teil dos Schätzungswertes, der sich über der Summe \ uu 
1500 Mk, halt. (Pf.N.St. § ß neuer Fassung); über die Gründe 
für dieses Vorbot siehe Thelemaun S. 130, FuU-Reuter S. 156; 
es sind Gründe des Gtesanitinteresses ; allerdings ist auch das 
£in2elinteresse an dieser Vorschrift beteiligt; daher findet sich 
dieselbe als Vertragsinhalt auch bei privatrechtiicher Yer- 
^enmg. Siehe Veröffenflichungen 1906, Musterstatut § 4. III, 
§ 5. I Buchst c Ziff. 2, § 32 Buchst, e. 

Die genannten Verbote enthalten aber keine Beschränkung 
des rechtlichen Könnens außerhalb des Vereins, also keine 
Minderung des negativen Status im Staate; es soll durch die 
Verbote lediglicb die Fähigkeit zum Verbleibe in dem Verein 
beschränkt werden; die anderweitige Versicherungsnahme ist 
also giltig. Diese Interpretation ergibt sich aus dem Zu- 



") Tlwl«niaaii S. 136. 
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smnmeuhalte tdu § 2. II Saig 2 N.St. niit § 5 BuofaHt o i^od 
§ 25 Baobst e. (Pf.Nüt. § 24. II Zift h). 

Die fireie Individaalsphäre dem TereiD gegenüber ist 

rechtlich geschützt in dem positiven Status, den das 
Vereinsmitgliecl in seinem (rewaltvoi'hältnisse zur Landesanstalt 
einnimmt. 1) Der Anspruch wird geltend gemacht entweder in 
Form der Berufun- (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 4. II Ziff. 11) 
oder in Form der Beschwerde (V.x^.St. § 12. V, Pf.N.St. § 13, V). 
Würde der Verein also ein Mitglied, das seine Tiere bei einer 
anderen Gesellschaft gegen Feuer- und Explosionsgeiahr Ter- 
sichert hat, aus dem Vereine anf Omnd von y.N.St § 5 
Buchst, c und § 10. IV ausschließen, so hätte das Mi<;^ed 
nach § 10. IV und HI V.N.3t die Maglicbkeit, die riebterlioh» 
Entscheidung der Verwaltung der Landesanstalt ansnrafen; 
ebenso wenn das Mitglied vom Vereine /ii Leistungen heran- 
gezogen würde, die dem N.8t. widei*sprecheu. (V.A.G. u. Pf.A.G. 
Art. 4 Z. 11). 

Eine fi^eie Individualsphäie als indi?iduaU'echtlioho Fähig- 
keit besteht aber nur gegen Herrschaftaakte- der Verwal- 
tung des Vereins, nicht gegenüber richterlichen Akten 
des Vereinsschiedsgerichtes und nicht gegenüber den Reohts- 
setzungsakten des Vereins nach V.N.St. § d2 (Pf.N.8t.§80); 
mit anderen Worten: Nur die Heranziehung dos Vereinsmit- 
gliedes zu einer i'eehtswidrigen Leistung, Handlung oder Unter- 
lassung, besondei> ancli der rechtswidrige Ausschluß aus dem 
Verein, nicht aber die Unterwerfung desselben unter rechts- 
widrige Entscheidung oder rechtswidrige Rechtssetzung ist 
Gegenstand eines subjektiven Rechtes, eines Bechtsachutzan- 
spruohes. Rechtswidrige Rntscheidupg und rechtswidcige 
Beohtssetsung ist dagegen nur Verletzung objektiven, nicht 
subjektiven Rechtes; solange aus rechtswidriger Bechtssetiung 
nicht ein Verwaltungsakt gezogen wurde, kann lediglich An- 
zeige an die Aufeichtsbehörde erstattet werden, damit diese 
von Amtswegen von ihrem Aufsichtsrechte Gebrauch mache, 
d. b. den Verein darauf aufmerlcsam mache, daß die Rechts'- 



V Jellinek S. 128. 
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ftkte ist fiisparation überbanpt niobt möglich. Ein Wiederauf- 
aabmeverfahren keonea die (ieset/e uicht. (Siehe obeu 8. 59). 

b) Pttssiver Status.') 

GebetÄgübuu^sakte des Vereins komipen hiebei nur 
au8 V.N.St. § 32 (Pf.X.St. 30) in Frage, liier ist festzu- 
stellen, daß die.sc Gesetzgebungsakte mit sofortiger Wirk- 
samkeit eiia^^eo werden, nicht etwa nur mit Wirksamkeit vom 
Beginn den nächsttu Ver*ieherupgsjahre« ab, wie TheJemann 
S. 63 meint. ..damit tlem Versicherten die MögJicbkeit des 
Auttritts aus dorn Vereine gewahrt bleibt (V.N.St § }6. II, 
Pf. N.St. § 17. IT)", Daria liegt eben der Unterschied awisohen 
piiTatreohtlichem Vertragsverhältnui und einem Subjektionf- 
veriiiatnis. Siehe R. G. über di( privaten VersicfaerungBantttr- 
nehmnngen § 41. III. 

Jlicliterliche Akte liudeu sich ul.> solciie des Verein.s- 
«chiedsgorichtos (V.A.G. u. Pf.A.O. Alt. i Ziff. 11). IJmfang- 
reieJjer sind die iieiehlürechtu des Vereins auf üeni (iebiote der 
Vorwaltung. Wir untei-schoiden sie uaph don ibneu gegeu- 
über bestebend^u Pflichten. Diese sind : ^) 

a}Mitgli6dschaftsp|lichten, wie üiedieZugebövigkeit 
KU einem Verband an sich mitzubringen pflegt Danwtir 
fallen insbesondere die Verwaltiingsp^obten der Ifitg^eder: 
die Pflicht zur Teihiahme au der Verwaltung und GesoMIt^ 
fOhruDg desVer^s; jedes Mitglied ist gehalten, das Amt eines 
Ausscbi^niitgliedos i|nd eines Hchiedsriobters an^unebme^ 
(V.N.St. § 33. IV, § 40; Pl.N.St. § 31. IV, § 38).- 

b) Versich er ung sp flichteii, wie sie aus dem be- 
tjOftderen Zwecke des Mitgliedschaftsverhältnisseß Bich ergeben: 

1. vor ailen^ zur Ttsü^ung von Beitrag ep, die algestult 
sipd nach dem Werte der einzelnen I^isüpe« (V.N.St § 30, Pf.N.3i^ 
§ 28, l) und bei dejn PfardevereieherungsT^inen aoiBerdem iibg9- 
stuft sind na<Äi der Qefabr der 6in«ilne?i Risiken (Pf.N.St § 28. IS)* 
■ fi > »■ 

>) Eabr tt 8. 39. 

s) JelUnek 8. 84 ff, 8. 197 ff, Behm, Staatsdienst S. 146 ff. 
Shrenbetg 8. 130 ff, WSmer 8. '88 ff. 
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Ober die Art und Weise, in der die Beitragspflicht zu erfüllen 
ist, bestimmt V.N.St § 31 (Pf. N.St. § 29) die RegulieruDg am 
Schlassa des Versicherungsjahres nach der Höhe der eotstandenea 
QeeamtBobäden und der Verwaltuogskosten: reines Umlage- 
verfahren. Die Beitragspflicht ist eine subsidiäre, abhängig 
von 'dem Bedarf (V.A.O. u. Pf.A.6. Art. 10. II). Eventuell 
kommen hiesu Beiträge zum Beservefond (V.N.8t. § 33, 
Pf.N.8t. § 30); 

2. zur Zahluug vou Boitriltsgebühreii beim Beginne des 
Mitgliedscbaftsverhältnisses (V.N.St. § neuer Fassung, 
Ff.N.St. § 27); 

3. weitere Pflichten: z. B. Pflicht zur Anmeldung 
versioberungsfähiger Tiere, zur Meldung aller Änderungen in 
dem versicherten Viehbestände und wichtiger Ereignisse an 
den Objekten der Yeisioherung (y.N.St. § 12, § 14, § 17, 
Pf.N.8t. § 13, § 15, § 18); 

sur Tragung der Schätzungskosten (V.N.St. § C, § 13, 
§ 21, § 26. VI, Pf.N.8t § 17, § 14, § 21); 1) 

zur Hilfe bei Behandlung kranker Tiere und zur Zulassung 
angeordneter Notschlachtung, zur Erholung der Genehmigung 
zur Notschlachtung (V.N.St. u. Ff.N.St. § 19, § 20); 

zur Überlassung toter Tiere an den Verein (V.N.St, § 28, 
Pf.N.St § 26. Jl) ; 

zur Anzeigeerstattung nach § 485 B.G.B. (V.A.G. und 
Pf.A.G. Art 7. IV), 

Es ist hier insbesondere noch das sogenannte „freie Er- 
messen'* des Vereins in der Donsbffttining seiner Aufgaben 
SU erwähnen. Dieses freie Ermessen des Vereins mnfi sich 
innerhalb der durch das Oesetz und Normalstatut gezogenen 
Schranken bewegen. Das bedeutet eine enge Bescliränkung 
desselben sowohl auf dem Gebiete der Reelitssetzungsbefuguis. 
als auf jenem der Verwriltung. Hinsichtlieh der Beschränkung 
der Gesetzgebungsbetuguis aus § 32 V.N.St. (Pf.N.St § 30) ist 
schon auf S. 26 ff gesprochen worden und wird weiteres im 
m.Abschnitt zu sagen sein. Hier mag im Allgemeinen 
folgendee angeführt werden: 

>) Theleinann lOl und 141, 
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£iae KatscbheAiuig der k, Vemclieruog»k«mm«r vom 

4. XI. 05. No. 217 sagt Seite 2, die Vereine könnten nach 
freiem Ermessen die durdi die örtlichen und eonstigen Ver- 
bältniflie veranlaßten Anordnongen treffen. Dies ist nadi dem 

eben Gesagten recht mißverständlicb. Es wird sogar in der 

;j,ieichen Eut>ciiIit'IUui^ oino iiiißveistüiidlielR' Auwcuduiig dieses 
Satzes gemacht, wenu auf ^seite 3 ceMigt wird, der Verein 
könne beselili' lj'jij, daß die Aufbiinmuig der tioriirztli ch«jn 
Kosten für dio Behaudiuug erkrankter Tiere unmittelbai- 
dorcli die beteiligten Viehbesitzer zu geschehen habe*) und 
ebenso, wenn auf Seite 2 gesagt wird, der Verein könne die 
Zahlung der Mitgliederbeiträge in Katen 2. B. vierteijährlicb, 
durch Beschluß des Ausschusses einführen. (Ebenso Thelemann 

5. 148 und FuU-Reuter S. 180, welche die Erhebung Ton Tor- 
schüssen 2nr Deckung der laufenden Aii.>gaben als zulässig er- 
klären.) Hiop^ecren ist zu sagen; Dem Vereine ist, abgesehen 
von dem Fallo rles g 32 V.N.St. (§ 3u Pf.N.St), nicht gestattet. 
R ec htsvo) schritten zu erlasiien. also auch keine Ausführuii^s- 
vorschriften als Ei gänzunp: von Gesetz und Normalstatut. 2) 
Dio Ver waltungövoi-schriften aber müssen sich innerhalb 
des Rahmens von Gesetz und Normalstatut halten.^) Jene 
AusftlhrnngSTorscbriften also, die nicht Ergänzung der Bechts- 
regeln, sondern nur Dienstanweisungen an die Yereinsorgane 
enthalten, können nichts anderes besagen, als Gesetz und 
Normalstatnt selbst. Die beiden obengenannten F&Ue angeb- 
lich freien Ermessens des Vereins sind aber nitM mehr und 
nicht weniger als eine Abänderung der bestehendeu Rechts- 
vorscinif ten : V.N.St. § 19. I, Pf.N.St. § 19. II. V.N.Sr. § 31 
und V.A.G. Art. 10; und Pf.N.St. § 29 und PIA.G. Art. 10. 
Es zeigt sich hier eine offenbaie Lücke des Normalstatuts, da 
es für den Verein bei dem Mangel von Vermögensbesitz une}- 
laßUch ist, sich schon im Laufe des Jahres die nötigen Mittel 
zur Deckung laufender Auagaben aus den BeitrSgen der Mit- 
glieder zu Tersohaffon. Diese Lücke ist aber, wie sich aus 

< I Zu vcrgl. iiieiemanii S. 1*2, FaU-Aeuter ä. 129, Haag ä. lü». 
«) Labaud 11 S. 80 ff. 
3) Laband 11 S. ia-|. 
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ädr cit. Entsciü. der k. Ver8,-K«nmer ergibt, gurückziiführen 
auf die onklareii YoretelluDgeD) die über den Begriff der 
Selbstverwaltang herrsehen. Ahnlieh wie die Mgpa Beiqnele 
iflt eiB Beikel m benrtdlen, das ThelemaBn 8. 144 etMsrt : 
Hienach aoU es dem Vereine gestattet sein, die Ver wer taug 
toter Tiere dadaroh z« bewerlmtenigeD, dafi er die Yereins- 
mitglieder zur Abnahme des Fleisches dieser Tiere gegen ent- 
sprechende Veigütiing verpflichtet. Auch dies ist onEulässig; 
denn es würde, wenn auch nicht eine Abänderung des Normal- 
statuts, so doch eine Ergänzung desselben hiDsicbtiicb der 
FflichteD der Yereinsmitglieder bedeuten. 

c) Der positive Status.^) 

Die Leistungen des Vereins können sein : solche des 
Reohtsscbutzes, also richteriiohe Entscheidungen, und 
solche der ISrfolgslierbeiftihrung, nicht aber Leistungen 
der Bechtssetsiing. Bs gibt kein sabjektives Beoht des 
llilgll^e auf BptwiokelaDg reohtssetaeifder Tätigkeit des Ver- 
e|p8 ttti^ dea Jteeerrefond; es gibt keiii BeeH von demHerr- 
8ehi|ftB6i|bjekte die Selbstverpfiiohtang m Terlangen.^) Den 
beiden Ansprüchen auf Rechtsschutz und auf Leistungen der 
Verwaltung liegt zu Grunde der Anspruch auf Anerkennung 
des Mitglieds als Persönlichkeit im Verein, d. h. als Mitglied, 
und im bosomlereri auf Anerkennung des Versioheftseips 
U^d auf die Bereitschaft 2i|r evQut. Leistung. '^j 

1. I)er Keohtsschutzanspruch ist gehd^t^t gegen 
d^ Verein auf Vernähme richterlicher Akt&i aleo lupiitte^bar 
g|g«D &k}h}edwriqht dga Vereina*) (V.ISr.St. § 7, 8 la. JV, 
§ 22, VtM^ § 8> i U. IV, i 22), imf^ «ber fBrniMt 
gegen 4eti Venitsenden 4os V^pp wßf Henstitqi^nuig im 
G^ehtes^), gegen den VereinBanfBehuß auf Wahl des efnen 
Gerichtsmitgliedes (V.N.St. § 40. 1 i3uchst. b; Pf.N.St § 38. I 
Buchst, b.) lind gegen die beiden gewählten Schiedsrichter auf 

») Jellinek S. 87, 8. 114 f. 

«) Jellinek S, 97, 

8) Wörner S. 94. 

*) Jellinek 8. 8^, 81. 

») Thelemaan ^. 102. 
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Wahl eines ObmätiuBb (V.NÜr. § iu. 1. Üueiist. c, Pf.K.flt. 1 ftS.i 

Buchst, c). 

Ein V 0 1 1 k 0 ui Dl 0 u 0 r KoclitsbchuLz allür <l i »» a i; r An- 
sprüche und der Ansprüche wegen VerweigeriiDg und 
Verzögerung der Bechtspfiegetätigkeit des konstituiertMl 
Gerichts lofall aber im ö.V.V. Der Oeecbüdigte ist in der Lege, 
Aaseige an die AnttaltevearwaHang sa eietattan, die mI 
Onmd IhM AofnohtorediteB aacb yji.O. und Pf,A.€K Axt IS 
von Amtov^n ab AoftiehtMidrde gegen die Totetswig 
objekÜTen Reehtee eioeohreitet und hieia wiedemm ihimeitB 
dnrch Uns kg). Staatsininisterium dc8 Innern auf Gruud V.A.G. 
und Pf.A.G. Art. 14. lU angehalten ^vird. Immerhin über 
muß wohl diese Anzeige auch als Verwaltungsbesohwerde, 
als Ausfluß subjektiven Rechtes, eines Rech ts<<chutzanspruche8, 
angesprochen worden; deini das Nornialstatut gibt dureti die 
Errichtung eines s« hiedsgenchtlichen Verfahrens za etkennen, 
dafi dae an Grande liegende Individnalintereaae ein reehtlioli 
geediüteles aän eeU. Von einem Reobtesohnte könnte aber 
nicht gesproeben werden, wenn nicht ein Recht beetlndei die 
Aktion der Rechtspflege herbeisufftbren. Es besteht also in 
diegem Falle ein subjektives Recht auf Untersuehung und 
Prüfung der Sache durch die Anstaltüvui waltung nach Art. 18 
V.A.G. und Pf.A.G.»). Dagegen wird Art. 4 Ziff. 11: Streitig- 
keiten zwischen Verein und Vereinsmitglicder betr, nicht ein- 
schlägig sein, da es nicht die Absicht gewesen sein kann, hier 
ein geordnetes Gerii^tsver&direa einzolühren, das sog^ den 
ata«tl|^n Gerichten gegenüber lehlt. 

2. Ansprach anf Interessenbelriedigung.1) peser 
ilht a^q^pander in ei^e Reihe "von feDansprfiqliVn* Wir 
sdieldep sie in MitgU^dBelwftsreofate mä YeraicbengngsreAt«. 

a) den erstermi gehört das Redit anf Beobaobtnpg 
der Vorschriften des Gesetzes betr. die Versicherungs- 
anstalt und des Norinalstatutes durch die Organe des Vereines.") 
Besondere Hervorhebung verdient der Auspnich auf statut- 

0 Jdlinek 8. 70, 127, 12U, 857, Seydel U 8. 4S0. 
Ehmbeig S. 130 ff, WOner S. 90. 

^ ma», eiMtMAfiithMrie 8. sio t . 
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gemfiBe BeechlnflIassuDg der OeomlTersammluQg (Y.N.St 841 ff., 

Pf.N.St. § 39 ff.): es ist dies ein sul)jeklive.s Rocht, gewährleistet 
durch Art. 4 Z. 1 1 des Ges., also nicht bloB Refiexwirkiiu^ 
objektiven Hechtuö-; denn alle Akte der Organe, die den 
Statuten widersprechen, .sind jedönfalis nach innen rechtlich 
wirkungslos.*) Wird diese Uuwii-samkeit geltend genia(äht, so 
liegt ein Streit zwischen Verein und Vereinsmitglied vor ; *) 
ferner g«h5rt zu den Mitgliedscbafterecbten das Beoht auf An- 
teilandemLlqaidationsyermögen nachBescblnßfassang 
der eeneralyenammlang (V.N.St §46; Ff.N.St. § 44); 

ferner die Bechto, die aus dem aktiven Status ent- 
springen. (Siehe hierüber unten); 

endlich das iiecht ^^uni Austritt aus dem Verein (V.A. Ol. 
und Pf.A.G. Art 4. II, Z. 2, V.N.St. § IG, Pf.N.St. § 17); 

schließlich even. Rechte au f Übersch üsse aus dem 
Keservefond (V.N.bt. g 32, Pf.N.St g 30). 

b) Die besonderen Vorsichcrungsrechte: Das 
Becdit auf InTersicherongsnabme jedes oinzeinen versichenuigs- 
füblgen Tieres {V.N.St § 12, § 10, PfXSt § 13, § 11). 

Der Ansprach auf eine Leistung bei Eintritt des Ver- 
sieheruttgsfalles (V.A.a und Pf.A.6. Art. 4. n Z. 7, y.N.St 

§ 33, §24, § 26, Pf.N.St. § 23, § 24). 

Alle diese Ansprüche sind wirkliche Rechtsansprüche, 
subjektive Rechte: das ihnen zu Grunde liegende Individual- 
interesse ist anerkannt durch Gewähriuig von Rechtsschutz in 
Art. 4, Z. 11 V.A.G. und Pf.A.G. fornor V.N.St. § 12. III, 
§ 7, § 10, § 22, § 23. n, g 26. .V, Pf.N.St. g 13. lü, g 8, 
g 11, g 22, g 23. 

3. Dagegen kennt der Verein keine Rechte seiner Mir 
glieder auf Interessenbertloksicbtigang, ebensowenig 

wie in Bayern die Staatsuntortauen ein Petitionsrecht be- 
sitzen. Der Verein ist also niclit verpflichtet, auf geäußerte • 
Bitten seiner Mitglieder Antwort za geben. ^) 



Qierke, tieaosseiUKibaftstlieorie S. 6Bü, S. üS7. 
») Jeliinek S. 81. 

9) Jeinnek S. 130 ff, Kfthr [ r>3 Anm. 30, 8eydei II $. 29. 
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4, Sowohl dflm Bsditssobuttaiifipnidi wie iem Literaaeii' 

befriedigungsanspruch liegt za Grunde der An»prucb aaf 
rech t.sgleiche Buhaudl ung.^) Es handelt hieb hiebei 
iinr um die V e r w a 1 1 u n g s a k t e des Vereins in Ausführung 
des Normalstatuts und in Ausführung des auf Grund des § 32 
V.N.St. (8 30 PlN.St.) erlassenen 2?ebonstatutes. Auch dieser 
Ansprach ist wirklicher Rechtsanspruch, nicht Reflex objektiven 
Becbtoe; er ist geschätzt [durch V.A.O. o. P£.A.G. Art 4. II 
Z. 11. Gegen die Aafstellnng eines im Widerspmefa mit 
dem Grundsätze der Rechtsgleichheit stehenden Kebenstetats 
selbst ist^ wie schon aosgefflhrt) nor Anzeige an die AulsiehtB- 
behörde möglich^ weil das rechtswidrige Statut als solches 
nichtig ist und duicli das Bestehen desselben au sich subjektives 
Recht nicht verletzt wird. 

d) Der aktive Statu8.>) 

Die Organschaft äußert sich in Form der Teihiahnio aa 
der General veixnmmlung. In dieser werden Waiil- und 
Stimmrechte geübt. (V.N.St. § 43 Buchst, a und b— f, 
8 42, Pf.N.St. § 41 Buchst, a und b— f, g 40.) Der Anspruch 
hat zum Inhalt die Anerkennung der Organschaft, der 
Trägerschaft tou Kompetenzen, and die Zulassung zu den 
Funktionen deiselben. Diese Anerkennung kommt vor allem 
zum Ansdrack m der statntgemäfien Einberufung des Mitglieds 
zur Generalversammlung (V.N.St. § 41, HN.St. § 39), in der 
Zulassung des einzelnen zur Wahlhandlung und Stimmhandlung 
und in der Unterlassung aller Akte, die die Möglichkeit aus- 
schließen, daß das Mitglied seine Rechte mit voller "Wirkung 
durchsetze, also z. B. : Die Unterlassung falscher Stimmen- 
Zählung, die Unterlassung der Zulassung nicht qualifizierter 
Personen zur Funktion.'') Der Ansptuch ist gerichtet gegen 
den Verein; Art 4 Z. 11 wird hier wohl zur Anwendung z\i 
bringen sein, da er in dieser Richtung die Analogie zu Art. 
'L 21 und Z. 26 des Oesetzes Aber die Brri<^tung eines Ver- 
waltungsgeriditshofes in Bayern bfldet 

») JclUnek «. tt. 

Jelliuek S. 85 ff, S. \M ff. fci. ff, 8teugel II 5i. 17U, 6. Ibi). 
*) Tlwlemann 8, 05 und HMg a 56 erwilnwii diM« FIBc niehi. 
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AuöühiiBg des Wahlrechtes und do* Stimmrechtes.*) 

Kein Kechtsanspnu'h dagegen ist die Fähigkeit, zum Aus- 
M:;liußmitglied und ?:iim Schiedsgericlitsmitglied gewählt '/ai 
werden. (V.N.$t. § 3S, § 40, Pf.N.St. S 31> S 38)- 
MlIgkAk ist mt pMMve QaalifikatioD. 

u) Ol« Fol» der JMtumMiiimq* 

Bmh Art. 4. II Z. 11 V.A.O. und Ff.A.G. ist bestimmt, 
däll alle Streitigkeiten zwischen dem Verein and seinen Mit- 
gliedern, soweit sie die Weiternüttolung betreffen, durch das 
Schiedsgericht des A^'ereins, im übrigen durch die Verwaltuug 
der Landes- Vei'sichoriingsatistalt zu erledigen seien. 

Es ist landes- und roichsrechtlich anerkanntes Prinzip, 
daß Streitigkeiten Uber Offen tlicbe Kochte und Pflichten 
nioiiti voo iwL !Sivi]geri eilten zu eotsoboidea seiea.^) Das 
positiv^ Qealit kennt aber Ausnahmen von dieser BegaL Es 
weist gewiss^ Pr|vatreo!its8treit|{^ait^Q dep Yerwaltitpssbebörden 

wngQj^eM üffentlicbe Qtr^tsaclten den ZiTiJgeri^ten zq. 
§ 1& des K.Ö.V.G. gibt insbesondere dem Landesrechte die 
Böfu^iis, solcht" Ausiiahincn zu statuieren. Es kauu also im 
einzelnen Falle aus der Zulassung oder dem Ausschlüsse de*J 
Zivi] rech tswegs ein bindt*nder Schluß auf den Charakter der 
st^-cit3gen Ausprucbo nicht gozügöu "vve^'ii^»,^) |^ju aivjles 
Becfetsyerhäjtpis wird duroh di^ Zuweisung zur BeiifteiJuDg 
an ^iß ^jviJg9)(|obt9 nicht zi)m materiell öffQ^Ui^ep ^bobßP; 

Iprn^)) 6f(9i|t|i<j^ieQbtliQhQn- beaw. privatreGljtliQben An- 
9Pir^<A?Q gewapd^t werden«^) 

J) Jellinek S. W5. 

«) B.Ö. 8. RG.V.G. § 4 ; G.V.G. § 13; Sehierliagfer : Die bay«r. 
ta^desgegetze and Vet-ordnangeii tux J^mWxrung and IJrgiMisBnf der 
C.P.O. ua4 des Zw.V.G. S. 133, Seydel II S. 430 ff, Gierke S. 31, Gierke, 
Oenossenschaftstlieorie S. U8, 1^, Laband IIIS. 358, Belim, Staatod^nst 
S. 189 ff, Stengel II S. 700. 

») Meyer I S. 49, Labaud Hl is. 359, :3tenKel II ,S. 183, Gierke 
9. 080 4, 8ey4el H 6. 482 C 8ehiMrUi«»r 8. 131. 

4). JlÜMl 6. 02 i. 
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Die aus iler MttgliocUclmtt ini '».N .V. sich ^>i■ge^^M3n(^♦•M 
Rechte und Pflichten sind uuo durch V.A.G. und Pt.A.O 
Art. 4. II Z. 11 für den Straitfail teils dorn Schiedageriehte 
io«; yereiufti teils der Verwaltnng der Ltndesaiistalt vor Snt- 
sebeidimg flogewiesen und swar in ihrer Oeauntheit An f^k 
wfire ea also mO^h, daß die Beobtabesiehttügeii iftiMfludb deft 
dftUcheo yenichenuiga?ereitts privatreehtlioher Netw 
waren nnd dafi sie niur ans beaoQderom Verwaltungs- mid 
politischem loteresse der Erledigung durch audere als Zivilge- 
richte ziigeiührt wurden sind. So s>i.2:en auch die Motive zu 
Art. 4 V.A.G. : „Durch die Überweisung aller Streitfragen 
dieser Art an die Anstaltsverwaltnu^^ zur eiidgiitigen Ent- 
scheidung wird die An^tultsverwaltung iu die Lage versetzt, 
sich fortwährend über die QeaehtfIteverwaltaDg der YereiDe SA 
unterncnten, dieselbe, soweit veranlafit, aa berichtigeil $iiid 
einen gleidimfißigen VoUaug des Qeeetsea und des üeimal- 
stattuts bei allen Veceinen bevbeiiufabiren^ Wir haben äber 
in den yoraoagehenden Anaführangen das Eigebnis ggwonne«, 
daß alle diese Ansprüche materiell öffentUehrechlüdieii 
Charaiiters Rind. In dieses Ergebnis fügt sich die Behandlung 
ilerselben vor Verwaltungsgerichten als norniaM' Kolgerung ein. 

Die Rechtsbeziehungen innerhalb des ö.V.V. sind also auch 
formell öffentlichrechtliche. Es mag noch angefügt werden, 
daß das Schiedsgericht des Vereins nicht etwa als besonderes 
Zivi 1 ger ich t aufjgefaßt werden kann. Denn läßt das Landef^ 
reebt den Zivilreohttweg an, so darf es fttr ihn nio^t be- 
sondere Qeiiohte bestellen. R.G.y.0. § 18.^) 

ff) fluflösDog dfs RcdilSNibMiiliMS» 

1. Die Auflösung des Mitgliedschaftsverhältnisses kann 
nicht geschehen durch Vertrag; denn mit seiner Bot- 
stehnng hat eine Willensuuterwerf ang des Mitgliedes tmter den 
Willeä dies Tereün etätlgefiinden. fOr eineü TeHiag ist also, 
außer auf dem Glebiete des negativen Status, kein Bauai,') 



>) Ubaud III S. 300. 

^ JellhMk S. 213, siO« aoeh Bfhsi, MaaMrapt S. 109 
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2. iJonkbar wäre Uiegegeii 'oine Fungeliun^ des Mitglied- 
sobaftsverhältnisses aaf bestimmte Zeit, da die öffeutlich- 
rechtlichen Verträge prinzipiell den Normen über privatrechtliche 
Willenseinigaiig folgen and die Natur des Gewaltverhältnisses 
die Mdglichlieit eines auf Zeit beschränkten Henrscbaftsrechtas 
nicht aasschließt. Es vOrde in diesem Falle das lOtgÜedschafts^ 
Verhältnis Ton selbst mit dem Ablanf der Zeit erlöschen. Als 
Endpnnkt des Bestehens des Gewaltveriiältnisses könnte aber 
bei solcher Vertragsvereinbarung nur ein 1. November fest- 
gesetzt werden, da eine solche Vereinbarung als auf fi-eieni 
Willen des Mitglieds l)eruhend eine analoge Verwertung vou 
V.N.St. § 16. U, (Pf.N.St. § 17. II) darstellen würde. 

6. Abgesehen von diesem Falle eröffnet sich die Möglich- 
keit einer Auflösung des Mitgliedschaftrerhältnisses durch ein- 
seitig{e Willens betätigung and zwvt 

a) einseitige WÜlensäußerung desGewaltanterworfenen. 
Es ist dies ein Recht, das nur ausgeübt Tverden kann jeweils 
mit Wirkung für den 1. November eines jeden Jahres;^) 
(V.N.St. § 16. II. Pf.N.St. 17. II). Das Gesamtinteresse 
findet biebei seine Wahrung duroli Be.stimniung einer sehr 
lang bomo.'?sonen Kündigung?;frist und eines den vom Vereine 
vertretenen (ie.sanitinterer^sesi günstigen Termins für die 
Wirksamkeit der Kündigung. 

b) Einseitige Willensäußerung des Vereins als ein Recht 
des Vereins, das jederzeit ausgeübt werden kann. V.N^t § 5, 
§ 16. III, Pf.K.St § 5, § 17. m.*) Bei den allgemeinen 
Herrschaftsverhältnissen fehlt dieses Recht entweder gans 
(s. vgl. Gemeindeangehdrigkeit) oder es ist sehr eng begrenzt 
(z. vgl. Staatsangehörigkeit). 

4. Ist möglich Endigung auf Grund eines Tatbestandes der 
außerhalb des Willens der an dem Rechtsverhältnisse be- 
teiligten Subjekte liegt: 

a) bei Wegfall des Herrschaftssubjekteä ; Auflösung des 
Vereins ; 

J) Jellinek S. 213, Thclemanii S. U'J, Füll -Reuter ö. 110, 117, 
Rehm, Staatsdienst S. 204, A. M. Seydel Iii S. 332. 
<) TMemaan 8.- 110, FaH-Beitor 8. 117. 
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b) )>ei Wegfall Hos UtitorranenAubjekt«« : 1\hI od«t Auf- 
lösung ; 

c) bei Wegfall der liir das liestelien ciiios (rrwull- 
veibaltnisses dei- ijii Voroino v«irhan(lenon Art lu iwcndigeu 
< Qualifikationen des Gewulruntt'ru ui t- iumi : wonn dies^M- aufhört, 
Yiehbesitzer zu sein (V.N.St. ^ 2, ^5 15. i, i'i.N.8r. ^ 2, § 16. I), 
oder aufhört, Besitzer von A'ieh der in N.St § 3 genaoDten 
Art ZQ sein, oder aufhört, Besitzer vo:\ Vieli zu sein, das aioh 
im VereinsbeziTk befindet (V.N.St und Pf.N.St S 2. I). 

Die Aaflösuog des Mitig^iedscbaftSTerfaftltnisses bedeutet 
das Erlöschen der Persönlichkeit des Milglieds als 
eines rechtlichen Zustandes im Terein. Das hat snr Folge, 
daß \on diesem Augenblick ab Rechte und Pflichten, die den 
Inhalt dieses Kechts\ erhältnissc.^ bilden, nicht mehr zur Ent- 
stehung gelau-. n können.») Wenn V.X.St. fc? 30 (Pf.N.St. § 29) 
sagt, daß Beiträge noch für dfin lautende halbe Jahr fort- 
zubezablen sind, so ist in diesn Vi^seluift kein Widerspruch 
zu dem Gesagten gegeben; vielmehr handelt es sich um schon 
am 1. Mai oder 1. Noyember entstandene Anq^rAdie auf 
Beitragsleistnng. die erst mit Abschluß des Yersicherungsjahres 
am nächsten 1. NoTcmber fällig werden (V.N.St § 31, § 16. I, 
Pf.N.St. § 29, § 17. I). Es sind also Ansprüche, die noch 
vor Beendigung des ^Jilitgliedschaftsverhältnisses zur Entstehung 
gelaugt sind. Entstandene Ansprüche aber geben durch die 
Auflösung des Mitfrliedschaftsverhältnis-ses nicht unter. Dies 
gilt auch für Ausprüclie des Mitglieds auf Entschädigung 
bei Viehverlusten, die vor Auflösung der Mitgliedschaft ein- 
getreten sind.') 

gg) ZusammeDfassung. 

Wir haben als Eigebnis der vorausgehenden Unter- 
suchungen gewonnen: Das Rechtsverhältnis im Ö.Y.Y. ist ein 
korporatives Herrschaftsveihältnis. Es sind nun die Ansichten 
zu hören, die anderweitig über die Natur dieses Beoht»* 

Verhältnisses bestehen. 

1) Tkelemann S: 119. 

t) T]|0lemaan S. 120, Fatt-Bent^r a 116, Haag S. 105. 
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'DiellotiviG zu V.A.O. Ail. "> urklaiea in üheroiiistinirtniufi: 
mit der hier vertreteiieu Auffassung dyn (it iauitkreis der recht- 
lichen Beziehungen zwischen Verein und soinon Mitgliedera 
tUs solche ilf featlichr cclitlicher Natur; sie ziehen diese 
Schlußfolgerang aus Art. 5, Aha. I V.A.G., wonach der Verein 
(tfieotiicbe Körpersobaft ist Diese BegrUodang, die ibnlieh 
M Uefyer I 8. 618 wiederkehrt^ (^aAgebend für den offentiidh- 
reolitliclten Charakter ist die Darohfahrang der Verdeheraiig 
im Wege einer ÖffentKohreohtiiohea Organisation^'), iet un- 
genügend; denn das ist ja gerade thema probandnre, welche 
Rechte und Pflichten im Verluiltnisse des Mitdiod.s zum Verein 
der öffentlichrochtlichen „Mitgliedschaft^' nngeü(iren und welche 
nicht. Es können ja zwischen "N^orein und Mitgliedschaft 
aaßer dem öffentlichrechtiichen Verhältnisse auch noch privat- 
rßohtiiche bestehen.^) 

Die Aaftesnng, daß alle Becfate und Pflichten rtnsohen 
Verdn üiid Mi^ied öffentiichrechtiicher Natur sind, ist auch 
Tertreten \m Thelemann 8. 66 und Haag S. 56 ; femer in den 
Iii. f. adm. Prax., Bd. 50, S. 213, Bd. 49, S. 210, wo das 

Rechtsverhältnis in den Pfordeversicheruugsvcreinen als dein 
(öffentlichen Kocht angehörend bezeichnet wird. Siehe ferner 
Bd. f. adii). Pr., Bd. 34, 8. 299 über die Ansprüche der 
Ansschussmitglieder auf Vorjütunii- gegen den Verein.*) 

Kine Teilung dos Mitglied>!chaftsverhiiltnisses in pHvat- 
redttliche und öffentlichrechtliche Bestandteile nehmen FuU- 
Betttelr 8. 38 vor, die den Sntsiäiädignngsansprueh des Mit» 
gUeds als pfriTatre<Michen Anbrach ei^lflren. Öb der 
Entsdiädigungsanspruch des Mitglieds öffentlichrekshtlich^r oder 
privatrechtllober Natur ist, ist von Bedeutung im Hinblick auf 
Art. 7. III V.A.O. und Pf.A.G., w^ouach der Entschädigungs- 



1) Zu vergl. Oierke S. 514: „Alle in einem Öffentliciircchthchcn 
Verbände warzabden gliedmässigon Buchte and Pflichten sind Offent- 
liflMfefliobMr NAlor. 

^ Siehe «ach die Aniftthraogen Labsndi zur AxbeiterveniohBnnf 
Bd. m 8. 314, wo die öffentliehkeit des Beohtaverhftltaisaet ebeafallp 
eatBommeB wird lediglich ans dem HemehafteveiUtttidi dei Males sn 
den Arbeiteg, »oe der »i^iaaerig dar k|efreii i» die Qeea«tis»etMiep. 



Digitized by Google 



113 ^ 

anspi uch weder übertragbar nodi veipfändbar ist. Wire 
EMscMIdigtingsanspmch priTatreehtli eher Natnr, so'wMe 
diese landesrechtliolie Vorschrift tut Zeit goMkt sein 
dureii den Vorbehalt von B.O. jb. B.O.B. Art. 76, 4m 41» 
Hmdemohtfidwn Vorwlirifleii privalreeMielier Nato dat 
Vei riclioniii|pBre(^t anfreel^t erhilt. Ifit Briaft elnaa M.<4(aa; 

den Versieherangsvertrag IMIt dieser ToiMialt (fintwi^ 
eines Oes. über den Vei"siclierungsTcrtmg, Motive S. 232). 
Die BestiniiiuiTifj: in Art. 7. III V.A.U. und Pf.A.O. würde nim 
im Hinblick aiit B.(i.B. § 400 u. Oesetzen twurf über den Ver- 
sieiienin^vei-tra^ § 15 als Rechts?or5;ehrift nicht fortbestehen; 
sie könnte nur ak Vertrags besttmmung weiter aufrecht er* 
hatten werden; als solche ist sie aber in etuemHerrae^afta- 
varhfiiltnisae undenkbar (siebe oben S. 83 ff). 

Besonders an ervriSmen ist iner noeh die adion Mber «i- 
gMhrte BestinnmiRg in Art. 23 des bi^er. AQ9f.-Oe8. mni 
KB, Aber die Zwangsfersteigerung und Zxfmgsmrmlhmtg, 
wonaeh die Beiträge für die offentKdie Versichening des zum 
Züt)elnir eines landw. OrundstiUk ^^ehömiden Viehes zu den 
öffentlichen Lasten dos Grundstücks im Sinne de» 
aniT^'zopenen R.O. gehören sollen. Ks fallen darunter die Bet- 
tiüge zu den öffentlidien Vieh- uö/1 Pferdeversicherungs- 
Vereinon für jene versicherten Tiere, die ZnbebSr eine» land- 
wirtschaftlichen Orundstftcks sind.^) 

Zorn' 8cblus9e mag ein Keitenbüdc auf die beiden andem 
Versieheruttgsssweige^ die In Bayern Ton Offentlitiiwn Jnfistiaebett 
Personen betrieben werden, die Hagel v er sicheTiffrg 
nnd die Immobilarbrandversicherang, niebt im- 
interessant sein. 

Sevdel ßd.V, S. 4(59 und 484 erklärt das R..H'litsverhäitöis 
in diesem beiden Versicherungsanstalten als ein öffentfidi- 
r.ichtliches. In den Bl. f. adm. Pr. Bd. 47, 8. 2fi5, 2f>7 wir^ 
das Vevsielierungsverhältnis zwischen der Brandversieheniugs- 
anstalt nnd ihren Mr^Hedern ebenfalls als (»ffentiiebnBcbtHcliaa 
in Ansprach genommen, gleichaseitig aber S. 263 gesagt: es 
beruhe auf einem privatreditficben Vevtraga; das wfii^ 

1) Haag S. 65. 

8 
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^jchlechterdings uninögli<»l). Aus einem privatiechtlichen Ver-. 
tn-ftge können nicht öffentliclie Kechtcu und Ptiiehten ei^stehen ! 
es -will offenbar, wie aus dem ganzen Inhalte jener Monographiu 
ersichtlich ist, nur behauptet werden, daß das BechteverhältuiK 
W formell öffentlichreohtli<'iies sei, also ein materiell priv»t- 
rechtliohe»^ Verhällnis, dessen Inhalt teilweise den VerwaltQngs- 
gcffiobten sur Beurteilung überwiesen sei (& vgl. Qesets Aber 
die. Brtndversicherungsanstalt: Art. 94). Die Kpmmentarq 
Qntdalten eine. Würdigung dieser Yra^e nicht. Wir sehen mit 
^eydel in den Mitglledschaftsverbftltnissen beider Anstalten 
öffentHchrechtliche Rechtsverhältninse und berufen uns aiii die 
Darlegungen, die wir für den ö.V.V. gegeben liiil^en. 

Die F> n t s t e h u n g des Henscbaftsrechtsverhältnisses l)e- 
ruht bei der Hagelversicherung zweifellos auf Vertrag: 
Gesetz, die Hagelversioljerungsanstalt betr.. Art. 2 und 8eytlel 
Vv ^. 484.- Die Bestimmung in Art. 3. 1 I.e. betrifft ledig- 
lich den Beginn der Wirksamkeit des Rechtsverhältnisses, nicht 
seine ^Entstehung. Was die öffentliche Brandv er Sicherung 
%Alangt, m nimmt ii^jdel Bd. Y B. 471 als Entstehungsgrand 
^es üechtsYerhfiltnisses einseitige Willensäußerung des Mitglieds 
SU' mit der Begründung, daß für die Anstalt Versichern ugs- 
zwang bestehe, - Von Burkhard in den Bl. f. adm. Vv. Bd. .47 
J^. 263 wird als Entstehungsgrund privat) ».'ehtlicluM- Vertrag an- 
gegeben. Hauck, Kommentar zum Brand versichcruugsget>etii, 
iföh^injelt diese Krage nieht, spricht aber ausschlielUieh von 
eiflem Vertrage • (Anm. 4, 5, ö zu Art. 10 des Gesetzes.) 
jLtU 267 des bayer. Gebührengesetzes in der Fassung der Bek. 
Y^m lt. XI. 1899 scheint von der Ansicht auszugehen, daß 
das Bechtsvcrhältnis in der BrandversichernngtianstRlt auf Ver- 
trag ; bipruhe und zwar einem „VeTKichernngsrertrage also 
nicht -einem Subjektionsvortrage, sondern einem priratrecht- 
lichen Vertrage: denn er erklärt tlieson „Vei*sicherungsvertrag** 
im Ocgcnsatx: zu andern Versicherungsverträgen als nicht 
gebühie.npflichtig. (Art. 2ö(i und Titelüberschrift des IV. 
JXtels. 1. c.) 

' . V ■ Die Brand versicherungsan^t ist verpflichtet, den quali- 
fizierten Hausbesitzer als Versicherten aufzunehmen. (Art 2 

« 
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des Ges.; Hauck Anm. 1 hiezu; zu rergl. Art. 9. II.) Ihre 
Terpfllchtung hiczu beruht nicht auf eigenem Willen; denn 
wwobl die Existenz der Bmndversicherungsanstalt wie ihre 
Terpffliditung zur, Aufnahme der Hausbesitzer beruhen auf 

Gesetz und liegen gänzlich außerhalb eip;ener Willensbestimraung 
(siübc Uauck 8. 1 ff. und Oos. Art. 1). Der Eintritt in (he 
Anstalt ist niso einscitip:er Willonsakt dos Hausbesitzers 
imd zwar ist sein Recht zum Eintritt ein <»ff«'ntliclirechtliclies. 
Ijeruhend auf dem ptisitiven Status iin Stnatc Kino Ausnahme 
macht nur Art. 9. II des Ges., dor hinsichtlieli der lirand- 
stifter der Anstalt freies Bestimmungsrecht gewährt. In diet«em 
Falle kommt das Rechtsverhältnis also durch Vertrag zu stände. 
Der hier vertretenen Auffassung kommt Art 10 des Ges. ent- 
gegen, insofein er in Absatz II von dem Beginne der Wirk- 
samkeit der Yersichening spricht, nachdem in Abs. I lediglich 
von einer Willensüunorun«]: des zu versichernden Ifausbesitzers 
frehandelt wird, also zweifellos die Entstehun/^ des Rechtsver- 
hältnisses liMliirlich an einseitij<e Willensäußerung des Auf- 
zuDeinnciiden knüpfen will. Von einer Willenserklärung;' der 
Anstalt ist erst in Art. 25 un<l 2G die Rede. Siehe dugef^en 
die Fassung in dem Hagelversichorungsgesetze All. 2 u. 3. I. 

b) Dos RodiisDcrlifiUois tili UmidimiigsDCibdlüiis. 

V.Ä.O. und Pf.A.O. sprechen in Art. 2, 3 und 4 von 

,,Versichenni»s vereinen^' und in Art. 4 von ..VeMsicheruu^" 
und ,,Versieherunp:swert" und die Noi iiial^latiite 1. I sa^^en : 
Der Verein hat zum Zweck die „Veisicliei uuf^'^ seiner Mit- 
glieder. In der vorausgehenden Erürterun^- wurde auch wieder- 
holt von ,,Versichemngsverhiiltnis". von „Versicherungspüichten" 
und „Versiclienrngsrochton'' der Vereiusmitgliedor gesprochen» 
Es erhebt sich also die Frago : Was ist Yersichernng überhaupt 
und was ist Versicherung im ö.V.V,? 

Wir haben festgestellt, daß zwischen Verein und* Mitglied 
nnr ein Rechtsverhültnis besteht. Dieses Rechtsverhältnis ist 
der Zustand der Mitgliedschaft und es ist zuL;loich der Zustand 
des A^ersicherlseins. Der Zustand des Vei-sieliertscin-; ist 
kieidet in die Form der MitgUediJchaft. Das zeigt sieh auch 

8* 
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i\n <ier Ktitstehuiig: fies Zustaiules des Vei-sichertseins. Für ibn 
{(ibi es keinen bosoiiderea Begründungsakt; es gibt nur einea 
Rechtsakt: d. i. die Aufnahme in den Verein als Mitglied. 
(Y.NJSt g 4, § 10 mit § 9, Pf.N.8t. § 4, § 11 mit § 10.) 
N^t § 2 sagt: f^rechägt, dem Verein als t Mitglied« beisa* 
bvten, Ist jeder ViehbeBitzer »besttgUch« seines »innerbatti« 
Vereinaltezlrks befindlichen Viehetandes*', und § 1. II sagt : 
fier Verein hat zum Zweck die »Versit^erung« s^net Mlt- 
gliedei-". Also: Jodes Vereinsmitglied ist versichert. 
Ks li^t im Wesen der Mitgliedschaft, zugleich Versieherungs- 
verhiiltnis zu sein. Der Mangel der Voraussetzungen für das 
Versichertsein ist zugleich Mnnfii'l der Vorjiussetzungen für 
dou Eintritt der Mitgliedschaft. (V.N.St. und Pf.N.St. i> 3.) 
Der Krweri^ der Mitgliefischaft ohne gleichzeitige Begründung 
eines Veisichemngsverhältnisses ist also nicht möglich. Wenn 
demnach V.N.St. und Pf.N.St. § ^. II sag^n: „Das Vereins- 
mitj^ed mnft stets seinen ganzen TersicherangsfUiigen Vieh- 
hesiand yersichem'^ so heißt das nicht, das Vereinsmitglied ist 
Terpflichtet, ein VersicherangsverhÜltnis abzuschließen ; es heißt 
vielmehr zweierlei, nämlich : 

1. Viehbesitzer, die Vereinsmitglieder worden wollen, 
müssen es werden hinsichtlich ihres ganzen versicherungsfähigeu 
Viehbestandes; deshalb verlangt V.Ni»t. i> n. daii mit 4fer Hci- 
tnttserklfirang sftmtliohe versichemngEtfiihigen Tiere anzamdden 
a^ien. Fehlt es an dieser Voraussetzung des Mitgliedschaftser- 
werbs, so ist der £rwerb der Mitgliedschaft eben nmndgitobi 

2. Viehbeiutzer, die Vereinsmitglieder sind, sind v^ipflichtet, 
jeweils hinsichtlich ihres ganxen rersichernnfrsflUiigen Vieh- 
ätandes Versicherungspflichten zu ülieniehmen und VeiNicher- 
ungöansprüchc anzunelimen. (Riehe iiocli V.N.St. 12. F, IT, 
Pf.N.St. § 13. I. IT.) Tfier sind lediglich Modalitäten des 
.Mitgliedschaftsverliältnis.seü behandelt, und es wir<l zugleich ge- 
droht, daß bei Nichteinhaltung der hierauf bezüglichen Vor- 
aoJiriften Strafen zu gewärtigen seien. (V.N.St, $ 12. IV, Pf.N.SL 
g IS, IV.) Unter den gleiclien Gesichtspunkten ist Satz 2 von 
Abs. II des § 2 N.St. zu betrachten. Von Modalitäten das 
Ülitgliedscbaftsverh&ltnisses spricht aocJi V.N.8t. § 9. I Sähe 3 
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(Pf.N.St § 10. I Satz 2): „Versichert sind nur die im Ver- 
sichorimg^biich eingetragoiion Ticro''. 

iSowjp der Erwerb der Mitgliedschaft gebunden ist an 
die ]^edin;runp:en. dio zugleich Hedinirunjron des VerMrhortseinR 
sind, so geht die Mitgliedschaft auch verloren mit dem "Wog* 
M\ der Bedingtingen des Versichert-sehis. Siehe obeo S 109 ff.: 
WenQ das Hitglted aa&ört, YiebbesitBer zu sein ; wenn m Mt- 
bdit, Besiteer ron im Yereinsbeziric befindtiehem Vfeli sa sein \ 
wenn es aofbort, Besibser von vefsichenmgsfiliigeii Tieren cn 
sein. (T.N.8t und Pf.K8t § 2, § 8.) Also der W€gfki& der 
BediDgtingen des ▼ersfehertaeins ist die ürsache des Ünter- 
gangs des Mitgliedscliaftsvei"bältnis,ses. Er ist allerdings nicht 
die einzige Ursache. 

Ünigokehrt: Ks gibt kein V('r>iuliei ungsverhiiitnis ohne 
Mitgliedschaft. Weder kann ein Vei'sicherungsverhiilfnis ent- 
stehen ohne gleichzeitige Entstehung des Mitgliedschaftsver» 
hiltnisses (V.N.St. 10, 2, RN.St. § 2, § 11), nodi kann 
68 das Ende de» üütgliedscliaftaveriiältnisses ttberdanen. Afco 
das TeistdienmgsTerhftltnis ist Annex des MitgüedschaftiTei^ 
bfitnisses (^XSt. § 5, § 16. II, § 11. II, Pf.ir.8t § 5, § 17. It, 
g 12. II). Wenn § 11 V.N.St (§ 12 PtN.St.) davon spricht, 
daB die Wirksamkeit der Versicherung erst 8 Tage nach dettt 
Zulassungsbeschhili beginne, so will damit gesagt sein, daß das 
Versicherungsverliältnis vor diosor Zeit Ansprüche nicht 2U 
erzengen vermöge; dies gilt übngoiis mir fö)- die Ansprüche 
des Versit'hcrteu auf die Kntschailiguugssuiumo bei Eintritt 
des Versic'lierungsfalles, nicht für die Anspräche des Vereins. 
(V.N.St § 30. § 17 ff, g 12, § 14, Pf.N.St. § 28, g 18 ff, 
§ 13, § 15.) Weil die Leistungen des Mi^eds, die dem 
Yersksiierangszwecke dienen, MHgtiedscbaftspIlichten sind, 
nennen Gesetze und Nomialstatnte sie BeitiSge. (V.A.G. und 
Pf.A.a Art. 4 Z. 10, V.N.St.: Ül)er8chrift des VIT. Abschnktes, 
§ 3U. § II rf.N.St.: Übei-schrift des V. Abschnittes § 28, 
§ 29. 11.)') 

Was wir bisher als VeisiclicniiigsverliältiHs be/X'icliiiot 
haben, bedarf der Untei-suchuug auf seine rechtliche N^tiir. 

») BebiB, Anni. sq § 20. 



Digitized by Google 



— IIS — 

• Das Mitglied des Vereins ist auf Gi imd des Yeisicheriings- 
Terhältnisses im Bechtszustande der Sichemog gegenüber bo- 
stimi^ten • wirtscfaafttioheiii Gefehren. Als Korrelat entspricht 
dieeiem Becbtssustaud ein Pfliolitzustaiid des Vereins. In der 
Pflicht des Vereius, das gognorisohe Recht anzuerkennen aus- 
draddich und konkludent durch die Bei'eitscliaft zur Be« 
friedigimg eventueller Ansprüche, liegt die Sicherung. (V.N.St. 
und Pf.N.St. § 1. H.) ') Auf Grund dieses rechtlichea Zu- 
standes kann ein aktueller Anspruch erwachsen. V.AXt. 
und Pf.A.ü. sprechen in Art. 4 Z. 3 von dem „Gegenstaude 
der Versichenmg*' und V.N.St. und Pf.N.St. in § J. 11 von 
der „Versicherung'^ als dem Zwecke des Vereins. V.N.St. § 3 
und 10, bezw. Pf,N.St § 11 sprechen Von der Aufnahme in 
die „Versicherung^' und dagegen V.A.6. und FtA.6. in. Art. 4 
Z. 8 und V.N.St in § 23 und 20. VII (Pf.N.St.;§ 23) Tpn 
dem „Anspruch" des Mitglieds auf Entschädigung. 

Die Sich er ungs grün de sind in V.N.St. und l'f.N.St. 
§ 1. II fesfgelegt. Ks sind 

a) der Tod von Rindvieh. Ziegen und Pfürden, sei es der 
natürliche (Umstehen) oder der zur Vermeidung größerer Ver- 
luste absichtlich herbeigeführte (Notschlachtimg) : Vor Sicher- 
ung gegen Viehsterben,^) 

b) die polizeiliche Uugenießbarkeitserklärung des Fleisches 
geschladiteter Kindviehstüc^e wegen eines gesetzÜchen Gewähr- 
fehlers: SchlachtTiehvorsicherung.*) 

Das Mittel zur Ausgleichung des entstandenen Schadens., 
ist die Leistung von Vermögcnsworton, und zwar wird der 
Schaden ausschlicBiicli durch (i e 1 d leistuugen zu beheben ver- 
sucht (V.N.St. 8 23, 24, 2C. 1, Pf.N.St, § 23, 24.) 

Da der Verein sonach Verm<)gensaufweD düngen 
zur Durchführung der Sicherung der Vereinsmitglieder zu 
machen hat — es kommen zu dem Aufwände für Entschädigung 
noch besonders der Aufwand für Heilungsversnche (V.N.St u. 
Ff.N.St § 19) und der Aufwand für Verwaltungskosten — so 

») Rosin I S. 418 ff, Jclünek S..51 ff. 

2) Thelemann S. IM fT, Full-Reuter 1^. 17 ff. 

3) Thelematin S. r>0 ff, FuU-Beuter ä. Iii ff. 
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luiß für die Anfbringting der erforderlichen Vermögenswerte 
Sorge getrtgeD wefdeii. Die LestaD, die «us der Durohfühmoir 
des VerBiofaerungssweekes orwadwen, werden 
vmgeleg^ — auf die Bteherungsbereehtigteii IClglieder in Fem 
TminsbeltrigBii. (V-A-O. und Pf.A.O. Ali 10, V.Nj8t. 
§ Sl, Pf.Nilt § 29.) Den Mitgliedern ji^cgenttber hat der 
Verein jeweils, und zwar entstehend mit dem 1. Mai und 
I. November jeden .lalnos, einen aktuellen Anspruch auf 
Beitragslei 8 tu 11 talli^c \vii*d am ScIiIusmj des Ge- 

schäftsjalire>> nach erfolgter IJodarfsfeststelluug (V.A.CJ. und 
Ff.A.G. Art. 10, V.N.St. § ;iu, 31, Pf.N.St. § 20, 29). Dieser 
Anspruch des Vei*ein8 erwächi^t ebenfalls auK einem Zustande^ 
dem Zuetende der Beitmgspflichtigkeit der duroh die Vereins* 
mil^edachaft begründet wird. 

. Der Zustand der Siohening und der Zaotand der Beitrage* 
pflichtigkeit sind die beiden Seiten des VerstcherangsFecbllt« 
niBses." VJ^.8t. ^ :iO (l*f.N.8t. § 28) s<igt: ,,Der »VeisiobeD. 
ungs«wert bildet die beitragspfliehtigo »Vei'sicherungc»'' summe". 
V.N.St. :Jl (Pf.N.St. 2!)) sagt: ..Die Beiträge sind nach 
Verhältnis des v«'isicluTten Wertes den Mitgliedern zuzut 
teilen". Die Nornialstatute setzen also den Zustand der Bei- 
tragspflicht in Beziehung zu dorn Zustaud der 8icheruug. Sie 
vereinigen also beides in dem Verhältnisse der „Vei-sicherung". 
menach ist; der terminas in V.A.O. und Pf.A.G. Art 4 2^ ä 
and in V.k.8t .und Pf.N.St. § 1, 3 etc. als das Verbatni«. 
zweiseitiger Kccbte und Pflichten zu verstehen. Nur V.N.St 
§ 11. 1 (PfJ7.St § 12. I) scheint dem zu widerq»rechen:i Wie 
schon aus«ref üb i-t (S. 1 17), kann hier unter Wirksamkeit der Vert 
Sicherung mir die Wirksanikeir j|es Sielieruugszustandes, nicht 
jene des Beitragspfliclitzustandes vei-standen werden. EswirdanRU- 
noliinon sein, daß in § 11. T nicht das Wort „Versicherung'' die 
Bedeutung des einseitigen Sicherungszustandes beanspruchen will, 
sondern daß vielmehr das Wort .,Wirk8amkeit'* eine ungenaue, aber 
nicht mißzaverstehende Bezeichnung nur filr die eine Seite der 6e- 
samtwkksamkeit des Versicherungsverhältnisses darstellen will. 

Ist nun dieses Yersicherungsverfafiltnis von, der^lben Äirt 
ine die durch privatrechtlichen Vertrag begrOndeten Ver- 
sicherungs Verhältnisse? . . 
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Nor dann liegt Versicherung im RechtssinDe vor, 
ein selbstän^ges Recbtsrerhältnis zweier Kontraheoten 
begrisdet wii, 4m auf Seite itos einen, des Versicherers, 
4m VflipiieUaig m mam Ymmä^aMMmi^ (für dm ¥M 
$m XSotcillB tnm wa^ßwimmy yon dien V ofricfc i rar anf seine 
tiüMlid» WalmMülictt^ Un abgenlüttitea £nig- 
«eldiet Mr dca aadani KflutraiMBten, des Tmohertm, 
eiBe Beeiirtfachtigung seines Btkigets im Gefolge hat, uiud 
4m auf der Seite dieses andern Kcmtrahenton die Ver- 
pfliehtoag zur Zahlung eines Entgelts für die Übemahuie 
den Risiloe (faireh den Versichorer enthält.*) ■ Nach ver- 
AjMcbauuag ist 4m Begründung dieses KechtsTerbält- 
mir durch Rechtsgeschäft möglich und wmts durch- 
Vertrag.*) Es sind aber wirklicbe VraNohevungaveiMteitse 
aMi Muunv HB neoiit^MscMtitiQMr wnimugii aeiiBiHir.*^ 
Wmmmtk iafc den Begrilf 4m YmkkmtaigßmMiiamm also 
das Tflitaideami «oiaa nlbsttod^n, einbeiWdleii, die Vev*. 
plüelitaiig Sireier Kw iiFa he n twi m gegenseitigen Leistungen, 
einerseite zum Ersatz eintrcteiulon Schadens, anderseits zur 
Xahiimg von Prämien, enthaltende u Kpchtsrerhältnisscs. Dio 
Leistungen missen geschuldet sein ; es muü ein boidfiseitigor 
Bechtsansprn ch auf die Ijoistungen bestehen;*) gegen- 
seitige Leistongm anissen geachokiet sein, d, K es muß die 
eine Leistung [um der anderen wiHen erfolgen» es nrafl die 
ein UMDüf iCmmk md Sie) der andern flcsa.'*) 

Iflr kdbea «mlnn, dai n dorn VerWte» dea Verens m 
flaoMB WlißBämBy 4m zwar iaUtfieh niefat auf TarCrag, auf 
BaobtsgBscIiiift, aottdem anf geselriieber Vonehnft bendrt, 
beidersaittge Reebtsansprücbc Torhandon sind: einerseits der 
Att^poruch anf Entschädigung, anderseits der Anspruch auf 

»> Oi^ftcV, HRTifl^Isiorhf S. im ff, Srhönberg II. 2 S. 380, Laband III 
g. 266 ff, Ehrenl>cig .S oD ff, Meyor I S. (50l\ S. t)15, Miillcr-Prfi^^cr 
31 ff, Behm S. Ö £f, Moliienhaaer S. 1 fl, Wörncr S. lü ft» Batwurf 
elaM UföcLzes über den Vcrsichemngsvertrag, Motive S. LS S. 

2> Laband JII 8. 266, ]ilire»be»if 8. lü, S. 18 ff, S. 5J ff, Cosack 
IMMuMlhft 8. 738. 

^ Boiia I S. 25T, Beton, Ama. 4 «i | 1. 

J«k 4 saf 1, WaiMr & tOi 
»} CoMek I S. 299. 
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Beitrüge. Stehen die beiderKeitigen Ansprücbe and Verpflich- 
toogen in dorn für den Bogriff der Vorsichoruog orforderiichen 

Gegensei %k(M ts V c rl liiltn is ? 

Der Anspiurli «les Voioiiisinit^licde.s ist ein Anspruch «los 
Vichbositzere auf Kisatz »mih's SL'liadyn.s, «ler ihm durch rinu 
Tatsache, deren Eintritt seli>bt samt dem Zeitpuukte <loi» Kin- 
Iritt» unbeHtiiumt und dio für da.s Hudgot seiner Wirtschaft 
nachteilig ist, orwaclisen ist. Der Anspruch gelit auf eino- 
YermögeDeloistung. (V.N.St imd Pf.N.8t. § 1. II, § 2. 1, 
§ 23, § 24, y.NJSt § 26. 1.) Ihm gegenüber steht der An- 
^rach des Veseins anf Beitrage von Seiten des Mitglieds. 
Die Beiti-ägc des Mitglieds sind ein Entgelt fOr die Tragnng 
des RisikoR von Seiten dkm Vereins. Die Veipflichtung des 
ilit^li^ls und jene des Vereins stehen sich nicht iiloH iiuHcrlich 
gegenüber, wirtschaftlich in dem Sinne, da!'« <lic Beitnigsleistung 
Jed%Kc)i die Aufhrini^ung der .Mittel zum Zweck der [.oistung 
von Ersatzgeldern an die gescliiidigteu Viehbesitzer bedeutet. 
Dies wäre eine bloß wirtschaftliche, aber noch keine rechtliche 
Beziehung der beiderseitigen Verpflichtungen.') Die Art, wie 
in den Normalstataten die Pflicht sur Zahlung der Beiträge- 
auf dir eitten und dio Pflicht mr Zahlung der EntschSdigung 
aal der anderen Seite au einander in Beziehung gesetzt sind, 
a«igt dentlieb, daß es sich hier um reohtltche Gegenleistungen 
handelt : 

1. Einmal ist ausnahmslos eine PI licht zu Beitriigon 
gegeben ; Fälle, in denen die Eiit,-,chadigung ganz oder zum 
Teil outgeitlos gewiilirt wird, kenneu die Normalstatuten nicht 
(V.N.St. § 30, § 31, Pf.N.8t. § 28, 29). 

2. Für den Begriff der Gegenseitigkeit ist nicht erforder- 
lieh die tataichliehe Zahlung der Beiträge, sondern nur die 
Zabkngap flicht Im Übrigen ist der Verein zur Vor- 
leistung verpflichtet: Die Entschädigung ist sofort zahlbar 
bei fiakitt des Versicherungsfalls, die Beitrage sind zahlbar 
am Schlüsse des Versichern ngsjahres nach erfolgter Bedarfs- 
feststellnng. (\'.A.G. und Pf.A.G. Art. 7. II, V.N.St. § 31 und 
Pf.N.St. § 2S>; zu vergl. B.G.H. ;> 320.) 

1) Meyer I S, Ol«, UbaQd Iii ü. 2ti5 ff, S. 3U> ff, Bosin 1 dfü ff. 
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3. Da zam Begrifl des VersiohenmgsTerhältDisses nicht er- 
forderlich ist, daß die Leistongr des Vereins eine verhält- 
nismäßige Gegeuleistung sei, so ist clio Tatsache, daß im 
ö.V.V. auch finanzielle Beihilfen von außun lior (Staatsziisohüssc, 
Txjistungon der Gemeinden etc.) gewährt werden, dem Vor- 
liegen eines Vcrsicherungsverhältnissess nicht hinderlich.^) 

4t, Der Ent^jchädigungsberechtigto und der ßeitragspfüchtigo 
sind prinzipiell identi^^r h. Beide sind das Mitglied. 

5. Die Leistung des Versicherers ist eine nach den indi- 
viduellen Yerhfiltnissen zu bemessende Scfaadensersatsleistung. 
Es wird nur der wirklich ^littene Schaden veiigütet. (V.N.St 
§ 24, § 8, Pf.N.St § 34. I, § 9.) 

6. Der Grundsatz jeder Versichernng im Rechtssinne, daß 
ein Anspruch auf Ersatz nicht begründet ist, wenn das 
schädigende Ereignis durch grobes Vei'schulden des Versicherten 
herboigefühit oder befordeit wurde, ist dujoh V.X.St. § 25, 
Buchst, c, f und g (Pf.N.Öt. § 24. II Z. 3, 6 und 7) zum Aus- 
druck gebracht.*) 

7. Endlich findet wenigstens bei der Pfeitleversicherung 
eine weitreichende Individualisierung des Risikos, 
das ist eine Abstufung der Beiträge nach der Wahrscheinlich- 
keit der Gefahr statt (Pf.N,St § 28. II, Pf.A.G. Art. 9 II.) 
Bei der Versicherung von Rindvieh und Ziegen ist die Bildung 
von OefahrenkJassen nicht veranlaßt. 

Es ist daher wohl berechtigt, die beiderseitigen Verpfiiuh- 
tungen zwischen Mitgliedern und Vorein als gegenseitige 
zu «lualifizioron und da alle iil)rig<'n Hegritfsmerkniale einer 
wirklichen V^ei^sicherung im Kechtsüinue in dem Mitgliedsicbafts- 
verhältnis gegeben sind, dieses als ein wirkliches Versicherungs- 
vcrbältiiis im jiuistisch technischen Sinne anzusprechen. Sin 
Vergleich der Normalstatute mit den Ifustersatzungen, die vom 
kaiseri. Aufeichtsamte für Privatversicherung, für private Ver- 
sicheruugsvereine auf Gegenseitigkeit an^iestellt sind, zeigt die 

1) YezOffeiitUebaiigeft 19(M S. 27. 

*) Botin I S. 264, Ehrenberg S. 420 ff, Entwurf eines (jefietse» 
aber den Versiclicrungs vertrag § ßl, Hotive hiesn H. 122. 
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ÜbereiDstimiuaDg der diesbesOgUcheD Bestunmangen nnd be- 
weist somit ihre Oloioharttgkeit (Vecöffentliohaiigoii 1903 
8. 37 ff, 1904 8. 124 ff, 1906 8. 1 ff.) Anoh die Tatsache, 

daß im ö.V.V. dio VerpflichtungtMi und Ansprücho, dio dorn 
Begriite der Vei-Hichorun^^ wesentlich sind, Inhalf ciuos 
llerrschaf tsverhiil tuisscs sind, hindert nicht dio Mög* 
lichkoit j^f^^enseitif^cr Bezieh un^^ derselben. ') 

Zu erwähnen bleüU noch, daß das Verüichcrungsveriiältuiä 
auf der Seite der Boitragspflicht nacli dnin Prinzip der rein eil 
Gegenseitigkeit gengelt ist. Die Beiträge aus eittem 
YersicbeniogBverbaitDis sind entweder zu lösten am Anfange 
festbestimmter Zeitabschnitte als fixe Prämien oder am Ende 
derselben im Yerhältois der Höhe der entstandenen Schäden. 
Die letztere Form als die der reinen Oegmiseitigkeit teilt sich 
wiederum in zwei Möglichkeiten; es können die Beiträ^^c im 
voraus provisorisch fixieit werden, oder es sind <lie Boitia^e 
überhaupt nicht fixiert und sie richten sicli ausscliließlich nach 
dem Bedarf : rei ncs U ni 1 a g e v c r t a h r e n. Das letztere hat 
bei den ö.V.V. Anwendung gefunden (V.A.O. und Pf.A,G. 
Art. 10, V.N.St. 8 31, Pf.N.St. § 29.) Eotsprochend dem reinen 
Oegenseitigkeitfiiirinsip sind die Ansprüche der Ver- 
sicherten ein für allemal fixiert auf Vio Vio 
des wirklich erUttenen Schadens. (T.N.St, § 24, § 29. I, 
PLN.St § 24. I.) 



3» KapUd. 

Dag R«chlsverhlHnis ais 6egenstand das Varsicharungs- 

Betriebes. 

Versicherungsverhältuisse finden sich nur selten vereinzelt 
Dio B^gei bildet die Existenz derselben in einem plan- 
mäßigen Großbetriebe, der die Verteilung der Schäden 
auf eine große Anzahl durch identische Gefahren bedrohter 
Personen bezweckt. (Versicherung im w irtschaf tlich- 

i) JdÜBAk 8. U, Meyer I ä. 016, Anm. 7, A. H. Ubaad m K 268, 
S. 314 t. 
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technischen Sinne.)0 Oefohrengemelnschiiflen 

können gebildet werden als V e r s i c Ii e r u n g s v c r c i n c auf 
Oegenscitigkeit oder so, daR ein Unternehmer auf 
eigene Rochnung die Versicherung der gefährdeten Interessen 
besorgt. Nun sagt V.A.G. und Pf.A.G. Art. n. I: „Die o.V.V. 
bcrulieu auf Gegenseitigkeit". 2) Ob tatsächlich die ö.V.V. Ge- 
nieinscliafton der Gegenseitigkeit darstellen, ist sm UDter«uchen. 

1. Der Begriff der GegenseitigkeitSTernoheniiig erfordert, 
daB die Vereinigung der Parsonen, welche die yenicherung 
ü^nummt, also rechtlich Veraicherer ist, zn§^eich die 
Smnme jener Personen ist, die Teisichert sind, mit andern 
Worten, daß die Mitglieder der Personenvereinigung zugleich 
in einem Voi-sicherungsverhültnis zu der Pei*sonenTereimgnng 
stehen und zwar als solche, als Mitglieder.") Jeder Versicherte 
muli also von Rechtswegen l\Iit;r]ied dei Versicliorungsver- 
cinigung sein und jedes Mitglied der Versicherungsvereiniguug 
muß von Rechtswegen versichert sein, 

2. Aus diesem Rechtsverhältnis ergibt sieb, dat-i der Gegen- 
seitigkeitsTerein keinen Geeohäftsgewinn erzirien, sondern ledig- 
lidi seinen Mitgliedern Sicherung gewftliren will. 

3. Der Begriff der Gegenseitigkeitsversicherung erfördert 
weiter eine rechtsgleiohe Behandlnng der versicherten 
Mit^plieder. Die Beiträge der Mitglieder und die l^eistungen 
des Versicherers müssen bei gleichen Voraussetzungeu nacJi 
gleichen Grundsätzen bemessen sein.*) 

Wie aus früheren Ausfülnungen erhellt, ist die Ver- 
sicheimg im ö.Y.Y. also wiikliob Gegeuseitigkeits Ver- 
sicherung. 

Der ö.V.V. betreibt diese Gegenseitigkeitsversicherung. 
N.St § 1. II sagt: ,,Der Verein hat zum Zweck die Ver- 

1) Elu-enberg S. bd, S. 15 ff, Kchiu, Aniii. 4 eu § 1, ^Schönüeii; II. 
2 6. :550. 

«) Full-Kcuter 8. 31, Maajf ü, 47. 

•) ShreabeiK S. 103, S. 91, B«1un, Ann. 3 sii § ü, Mfiiler^Prager 
8. 67, MoUtealiaaer S. 2, S. 81, mmor S. 21, Ver01E«iitUeluiBgea 1906, 
Anhang S. 42. 

*) B.O. Uber die privaten YartiehenuigHBntenielimnngen § 21, Behm. 
Anm. 4 Hm^ WOmer S, 25, YerOffentliehnngen 1905, Anhang 8. 42, 
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sichmuig^. Wie wir gehört haben, achiieM der Verein nicht 
TerBiGlienin||;svertrige, als» VersicherungBrechtf^eMhifte ab, 
soD<lern SnbjektioiisTertrige. Dt» Vendcherange^erbSltiue ent- 
steht kraft des Geeebscs. Dagegen hat der Verein den Be- 

tri eh von Vcrsi(henm;rs;reschüften zum Gegenstand in 
tieni «^hMchen Sinne, in dorn J:} 1. I »Ifs über die j)nvntpn 
Vei'siehorunirsuntcrnohminii.'^n »Hos ver>rolit. fMo Einiftluinf; 
»lor Subjf'ktionsvertriii^c, ♦lit» der Verein schlieft, liar zum 
Zweck die Veisicheriinj?. Wenn Versicherungsgeschäft') 
die gegen Entgelt, scHiständig, nicht im Dienste einer anderon 
entstehende Verpflichtung zu einer Verniögensloistung für den 
allgewissen Fall des Eintritts einer wirtschaftlich nachteiligen 
Tatsache unter Verteilung des Risikos auf eine Mehrzahl von 
der gleichen Gefahr bedrohten Personen ist, und wenn der Be- 
trieb dieser OeschXfte Üe yerhältnismfißig dauernde und ver> 
liÄltnismäßij; ununterbrochen fortgejtetzte Tätigkeit zur Durch- 
führung von Versichorungsgeschäften ist'), so ist der t>.V.V. 
eine Ünterneiimmiir, diu »Ion Hotriol» von Versielicrungsge- 
schäften zum ( n'ironstnnd liat: doini soino Tiitiirkoit, dor A1)- 
scbluß von Öubjektioiisv Ol tnigen, dient der Durchführung von 
Versidieningsgescliäfteu, diout der Herstelhmg deu Vorsicher- 
ungsrerhältuissen ; seino Tätigkeit ist auch eine auf die Dauer 
berechnete und auf die Herstellung einer unbestimmten Ansahl 
von VecsicherangsTerhftItnissen gerichtete: der Verein ist eine 
PersoneuTereinigung Ton nicht geschlossener Mitgliederzahl, er 
ist lediglich beechrünkt auf einen bestimmten Kreis von Per- 
sonen. (V.X.St. und Pf.N.St. 2. I). 

Der Versichernu^slx'trioh nun ist der Inlialt der SeH^st- 
ve I' w a 1 1 n n ü: im Veroino: Das Staatsgesanitintciosse au der 
Vei*sicheruug des Viehes zu Avahren, ist Aufgabe des Vereins, 
eine Aufgabe, die ihm vom Staate gestellt und zu deren 
Durchführung ihm Herrschaftsrechte gegeben wurden. Selbst- 
verwaltung ist nur die unmittelbare Durchführung «üeser 
Aufgabe; was ihr mittelbar dient, die HilfE^chäfte. wie die 
Verwaltung des Vermögens, der Abschluß von VertrSgen mit 

1) Behm, Anm. 4 sn § 1. 

s) YerOffeBtUehangea li)U3 ä. IHi, WDniei 2ii ff». 
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Tierilrzten,*) die Verwertung geMener Tiere usw., wird aa€ 

privat wirtschaftlichem ^V'egc oiToicht und liegt deshalb außer- 
halb des Begriffs der Selbstverwaltimg. (Siehe oben S. 11 ff). 



III. Abschnitt 

Der Verein eis öffentliche Korporation von engbegrenztenfi 

Wirkungskreis. 

Die Begrenzung des UereinsiDirkungsiireises. 

Aus den Bestiromangen in § 1 und 2 der N.St. ergab sidi 
uns der Lebenseweck des ö.Y.V. Nun beachten wir, daß dieser 
LebenszwedL ein beschr&nicter ist Er ist I>e8chrfin1[t auf 
das Gebiet des Versiehemngsbetriebs und zwar einer Art 

von Versicherung. Im Einzelnen: 

a) Sachlicher Wirkungskreis der V ereine : Nur Ver- 
sicherung gegen Vi eil sterben , nicht liegen Wertmindei'ung 
der Tiere, nur Vei-sicherung gegen den Tod der Tiere infolge 
bestimmter Ursachen (V.N.St. § 25 a, b, Pf.N.St. § 24. II 
Z. 1, 2, 10) und nur Versicherung von Pferden, Rindern 
und Ziegen ist dem Verein als Wirl^angskreis ttbertragen; 
endlich nur die Versicherung gegen polizaliche Ungenieß- 
barkeitserklftrung des Fleisches geschlachteter Binder, 
nicht gegen anderweitige bei der Schlachtung von Bindern sich 
ergebende Schäden, liat der Verein zu betreiben; schließlich 
sind ungeeignete Risiken von <ler Versicherung ausge- 
schlossen. (V.i\'.8r. und Pf.N.St. a und 5.) 2) 

b) Örtliclier Wirkungskreis: Die N'ersicheruugs- 
gesehüfte beziehen sich nur auf jene Risiken, die iunorhalb 
eines bestimmten r»rtlichen Bezirkes gelegen sind. Die ö.V.V. 
beruhen auf territorialer Grundlage ; sie sind Gebiets kör per> 
Schäften.') 

1) Ml-Beuter S. 132, Haag 8. 110. 

t) Thelemann S. 49 ff, Fall-Keuter S: 18 ff, Haag S. 17, S. 70. 
•) Gierite S: 484, S. 



Digitized by Google 



127 — 



Mali^^ehend für dio Aufstellung: der Vor>*chriften über die 
«■■»rtlic'he Ausdehnung der Vereine sind 2 0 e si c Ii t s pu n k te : 
Einmal der Gedanke. (\n\\ dir Nivellierung der Kisiken innso 
besser sich vollzieht, jo '^n llcr die Zahl der Kisiken ist, die 
an der Versicherung teilnimmt^ und daß die f^eistungsfähigkeit 
der Yersicherungsunternehmupg umso grüßer iflt, je besser dio 
Ausgleichanfif der Biaiken erfolgt; mm andern der Gedanke, 
der. für die Errichtung von VersicherungSTereinen mit eng- 
begfenjstem WirknngBkreis maßgebend ist, die MQ^chkeit 
gegenseitigsr Beaafeiohtigang der Versicherten und der Beanf- 
sichtigung durch die Vereinsorgane einerseits und die Billigkeit 
der Verwaltung anderseits J) Dementspechend wurde die Bil- 
dung von Vereinshezirken in der On'jße des Bezirks einer 
politischen rfemeind«^ odci- inelHeroi- politischer Gemeinden, 
ausnahmsweise auch einer oder mehrerer Ortschaften einer 
politischen Gemeinde als zweckmäßig erachtet. J^ei Pferdever- 
siQherangsvereinen wird der Bezirk natnigemäß größer sein 
müssen nnd den Umfang eines oder mehrerer Bezirks- 
ämter erreichen können. Daher spricht V.A.O. Art 3 Ton 
„Orts vereinen", das Pf.A.G. Art. 3 aber bloß von Vereinen. 

Dio Bezirks r e n z e n df^r Voreiiie müssen mit jenen der 
politischen Uemeinde zusaiiiinentnllcn ; aur*li dann, wenn der 
Verein aus mohioren Ortschaften hcstelit, dürfen dies nicht 
Ortschaften v ersch i edener politischer (iemeinden sein. Der 
(Jrund für diese Bestimmung liegt einmal in der Notwendig- 
keit, für das Territorium des Vereins Grenzen zu bekommen, 
die auf einfRche Weise festgestellt werden können, und ander- 
seits bei der vielfachen Herbeiziehnng der politischen Ge- 
meinden zu den Zwecken der Ö.V.V. ö.V.V. klare Verhältnisse 
schaffen nnd die Kompetenzen ansscheiden zn können. (V.A.G. 
und Pf.A.G. Art. 3. II, Art. 10. III, V.N.St. § 40 c. Pf.N.St. 
§ 38 c.)«) 

Aus der teiTitorialen Grundlage der Vereine und ihres 
Zweckes ergibt sich die ausschließliche Kompetenz 



1) Thelemann S. 4, Haag S. 52. . 

>) Thelemanii S. Sd, FoH-Benter S. 29, Haag S. 60, 
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eines VereioB innerhalb seines Bezirket«. Diefie auseohließ- 
liehe Kompetenz ftußeit sich darin, daß 

1. nicht mehrere Vereine auf einem und demselben 
Gebiet die Versichernngsgeechfifte betreiben dürfen, und daß 

2. der Verein alle innerhalb seines Bezirks gelegene» 
Risiken in sich anfiiehmen mnß.^ 

c) Keine Vorschriften ila^ei^rn bestellen über die per- 
sonelle Aiisdehnuuf»: des Wirkuno^skreises der Vereine, 
da die Vorschriften über den örtlit-lieii und RacliHehen Wir- 
kungskreis genügen, auch ül)er die personelle Ausbreitung der 
Vereine allgemein zu treffende Anordnungen nicht mt>glieli 
sind. Indirekt ergibt »ich ein Rahmen auch für die per- 
sonelle Ausdehnung dnicli die Vorschriften über den örtliehen 
Wirkungskreis des Vereins, und im Übrigen bleibt die Flrüfiing 
der LeistungsHOiigkeit des Vereins in personeller Hinsicht der 
jeweiligen Würdigung der AnstsItsTerwaltnng überlassen.^) Rs 
ist also gesetzlich weder eine l\r a x i ni a 1 - noch eine M i n i m a 1- 
(•rcnze für die Mitgliederzahl der Vereine gezogen. Auch 
aus der Bestimnumg des Art. 3. 11 V.A.G. und Pf.A.G., wo- 
nach die Oenieindebehcuden verpflichtet sind, den Antrag auf 
Errichtung eines Vereins zur Verhandlung zu bringen, wenn 
wenigstens 10 Viehbesitzer es yeriangen, kann eine Vorschrift 
dieser Art nicht entnommen werden.*) Lediglich ans den 
Vorschriften von V.N.St § 33 und 40 (Pf.N.8t. § 31 und 38) 
ergibt sich ein Mindestmaß für die Mitgliederzahl eines Vor 
eines: Der Verein muß einen Ausschuß von 6 ans den Ver 
cinsniitaliedern zn wählenden Personen besitzen, und im Ver- 
<'iii mul) ein Schiedsgericht gebildet werden können, das aus 
3 Vereinsmitgliedern besteht.') 

Die M i tgl i 0 d erza h 1 in den Vereinen betrug im Jahie 
1905 im Durchschnitt bei den Fferdeversiclicruugsvei-eiueu 68, 
bei den Viehversicherungsvereinen 50.") 

1) Haag S. öO, S. 40. 

9) Full-Beuter 8. 26, Theleniana S. 50. 

=•) Thclcmann S. Ol, 57, Pall-Rcuter S. 20, 2n, Haag S. 50, 49. 
*) Haag S. 41», Bl. f. adni. Pr. Bd. 50, S, l'U. 
!>) Qescbäftsboiicht der ?ferde-V.A. Id04.05 S. 2 und QeachäfU- 
bericht der Vieh-VA. 1104,05 S. 2. 
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2* KapUel* 

DIf radifllebff IMmg dir Begrenzung d«s VmfH* 

Dirkungskreises. 

Die Festleguug des Lebenszweckes des Vereins und di« 
Bescbriuikuug desselben auf ein beBtimmteB Qebiet staatlicher 
Intereflsen hat doppelte Bedentung: 

1. bedeatet sie» wie sehen frflher dargelegt» dafi der Wir^ 
kongskrets inneihalb des festgetegten Rahmens ein notwen- 
diger ist, d. h. daß die Vereine bemfen und yerpftichtet 
sind, für die Befriedigung der ihnen zur Besorgung über- 
wiesenen Staatsiüteressen Sorge zu tragen. E» kuiiii also ein 
Verein nicht z. B. ausschließlich die Versicherung der in 
iaud wirtschaftlichen oder die Versicherung ausschließ- 
lich der in gewerblichen Beldebea verw endeten Pferde 
betreiben ^) ; ebensowenig kann ein Verein bloß die Schlacht- 
viehversioherang oder bloß die Versicherung von Rindvieh 
unter Anssohlnß der Ziegen betreiben. (V.A.6. und Ff.A.G. 
Art 5 mit Art 2. L) 

2. bedeutet die Festlegung des Lebenszweckes, daß alles, 
was außerhalb dieses Zweckes liegt, für den Verein uner- 
laubt ist Jedes Wirken außerhalb der Vereinsaufgaben ist dem 
Vereine verboten, es sei denn, daß ihm besondere Erlaub- 
nis hiezu erteilt ist,*) Dies ergibt sich aus dem Wesen der 
öffentlichen Korporation : Die öffentliche Korporation übt Selbst 
Verwaltung, sie Terwirklioht Staatsau^aben an Stelle des 
Staats, aber nur soweit, als ihr die Besorgung von Aufgaben 
des Gesamtinteresses ausdrücklich übertragen ist Das 
Gesamtinteresse an der Verwirklichung des Lebenszwecks der 
öffentlichen Korporation verträgt sich auch nicht mit Indi- 
vidualinteressen, die die Erfüllung ihres Lebenszweckes 



>) Haag S. 50. 

«) Gierke S. 517, Ö. 519, Staudinger I S. 117, C. 1, Roaim I S. 651 ff, 
8. 450. n, S. 270 ff, femer R.-£raiikeii-y«ra.-aes. § 29, femtr beeügl 
der Innangen Gew.-Ordn. § 97 a. I (Laninuiin Anm. 1) uad § 96. II 
(Lradmaiin Anm. 30). 

9 
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hindern würden^); hiebei ist an zweierlei zudenken: elnai'- 
seits an Handlungeu, die die Leistungsfähigkeit der 
Korporation zur EifLillung ihres besoudereu Zweckes beein- 
trächtigen würden, und anderseits an solche, die eine Ver- 
nachlässigung der Aufgaben der Korporation be- 
sorgen lassen. In der ersten Richtung sind der öffentlichen 
KiorparaMon unmöglich demnach alle Betätigungen ^ die die 
Korporation wirtschaftlich belasten. Hier ist besonders 
auf die Tatsache MnzuweiseD, daß die öffentüohe Korporation 
nach positivrechtiichea Yorsohriften dem Konkurse nidit unter- 
liegt. Ihre Yerbindlichkeiten müssen in letzter Linie von den 
ihr Eingegliederten getragen werden. WQrde nun die Kor- 
poration wirtschaftliche Geschäfte, die außerhalb ihres Zweckes 
Jiegeu, betreiben, so würde hierin eine Gofälu-duug der wirt- 
schaftlichen Liige ihrer Glieder liegen, und soweit die Kor- 
poration auf freiem Zusammenschluß ihrer Glieder beruht, 
die Fluclit derselben aus ihrem Verbände veranlaßt und der 
Eintritt neuer verhindert und so schon aus diesem 
Qrande die £rfiUlung der Yerbandszweoke unmogUoh genaoht 
werden. In der zweiten Bich'tung sind der öffentliohea 
Korporation immögUch alle Betätigungen, die eine Ablenkung 
von ihren Aufgaben bedeuten: Die Öffentlidie Korporation ist 
durch die Besorgung ihres eigentlichen Lebenszweckes so sehr 
iu Anspruch genommen, daß sie nicht ohne Gefährdung dieses 
Zweckes anderen Interessen nach,^ehen kann, die die 
Arbeitskraft ihrer Organe noch weiterhin belasten. Da nun 
jede Betätigung der Korpoitition außerhalb ihres Zweckes 
unter einen der beiden genannten Gesichtspunkte gebracht 
werden kann, so ist ihr auch jede Betätigung dieser Art 
verboten . — außer Betracht bleiben abtf unter beiden Gesichts^ 
punkten reditiich irreleTante Handlungen^ — . So dttrfen 
ktine. Axifwendungen für andere als die Korporationsauf- 
gaben gemacht werden; es dürfen keine Beiträge der Kor- 
poratiousmitglieder zu anderen als diesen Zwecken orhuLeu 

JflUiMk S. 269, 28i, Gieika, OeaMseMehaftithMtie S. 632 ft 
1) Baun I S. 662, Bahm fikaalsdiesBt S. 100^ Laliand I S..439. ' 
t) JeUinek S. 262. 
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werden. Auch abgesehen von wirtschaitlichen Betäti?un^ü 
mit niaterielle:i A r.f uendtinirv i irt öffentlielit* Korpv>nitiou 
keine Tätigkeit uium, die mit ilircn Zwecken ia keiaer uu- 
mittelbar förderlichen Beziehung steht.*) 

Da die Beschränkung der HeobtsÜhigkeit der öffentliohen 
Korpontion eich flolchennaBeii ans ilnem Wesen wffhi, be- 
darf es iiD eiueloeii fUl oicbt eines besonderen Veriiots der 
«oAergenoeseasdiafdiclien Zweoka*) Viefanehr bedarf es, wenn 
des- Korpoiation anfier ihrem netwendigen OeschÜlskreis ander- 
weitiere Tätigkeit zugestanden werden will, ausdrücklicher oder 
in konkludenten KiklaruiiL''en liegender Zulassung. Dies ist 
besonders dann der Fall, wenn der Korporation die Befugnis 
zugestanden ist, ihre Lebensaufgabe selbst zu • i \s« itirn. ) 

Wie schon im I. Abschnitt dargelegt wurde, unterliegt 
die Tätigkeit der öffentlichen Korporation der ständigen Kon« 
trolle der Aufnchtsbehörden in der Bichtnng der fiinhaltang 
ihrer Eompetemen. 

Die reehtliche Wirkang der Binsofaiinkang des 
Wifknngskreises der öffsnUioben Korporation anf spsaielle 
Iiebenffiwecke ist die, die jedesmal sich ergibt, wenn recht- 
liches Krmnen fehlt. Jede Handlung, die eine Überschreitung 
(.les Wirkungskreises bedeutet, ist rwhtlich unwirksam.'*) Dies 
gilt ohne Einschränkung für die Beziehungen innerhalb der 
Korporation. Nach außen ergibt sich zwar prinzipiell dei*selbö 
Mangel einer Rechtswirkung; aber es läßt sich im einzelnen 
fall nicht immer mit Sicherheit bestimmen, ob bei einer Be- 
tatigang der Korporation nadi anfien ihr Wirkungskreis über- 
schritten worden ist; das ist immer dann der Fb1l| wenn eine 
solche Betätigung ohne konkrete Zweokbesiebnng erfolgt; 
in diesem Ml mufi ihre Bechtswirksamkeit anwkannt werden. 

«) Bosin I S. C53 iE, n a 280, A. M. Mever, der in Kiichenver- 

mOgensrecht I S. 113 Anm. 4 die Möglichkeit freiwilliger LeUtvogcn der 

Kirchengemeiiulen zu anderen als den gesetzlichen Zwecken anerkennt, 
aar die Erhebung von Umlagen zu solchen Zwecken als unzulässig erklärt, 

1) Rosin I 8. 052, H 280, Stengel I 41i5, Kühr I ä. 52 Anm. 
24, A. M. Seydei III S. 10. 

8) Gierke S. 520 Anm. 8. 

') Jellinek S. 47, Gierke Genossenschaftstheorie S. 686 ff. 

9» 
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Ünter dioson Gesichtspunkten sind die Rechtsverhältnisse 
des ö.V.V. einer Prüfung; zu untorziolieii. 

Was wir oben als den Ijebenszweck des Vei-eins bezeichnet 
haben, gibt die Grenzen für den notwendigen Wirkungs- 
kreis des Vereins. Außerhalb dieses Wirkungskreises ist 
der Verein also oicbt rechtsfähig, weder auf dem Gebiete des 
öffentlidiea Reohtee noch auf jenem des Privatreohtes. Es 
modifiziert sioh sonach der Inhalt der Beditsfilhigkeit and zwar : 

a) aaf dem Oebiete der individuellen Bechtsfittugkeit : 
Der Verein ist vermögensfähig mit allen Konsequenzen 
hieraus nur zu Zwecken der durch das Normalstatut festge* 
stellten Vereinsaufgaben. Der Verein kann also keine Aiif- 
Avendungen zu Vergnügungszwecken machen, auch wenn er 
die Mittel nicht durch Umlagen aiifznbriiigeu brauchte. Der 
Verein darf keine Schenkungen machen, z. B. nicht Ent- 
schädigungen zubilligen, wo nach dem Normalstatut ein An- 
spruch auf Entschädigung nicht besteht, also keine Ent- 
schädigung ans BiUigkeitsgründen gewähren i), auch dann nicht, 
wenn hiezu die Umlagen der Mi^lieder nicht benötigt werden: 
Der Verein betreibt nur Yersichening, nicht ArmenfQrsorge 
oder sonstige Fürsorge. Der Verein kann auch keine Auf» 
Wendungen machen für Versicherung gegen Prämie. Ebenso 
kann der Verein nicht auf Ansprüche verzichten, die ihm 
gegen Vereinsniitglicder oder dritte Personen zustehen, z. B. 
Schadensersatzansprüche gegen Ausschußmitglieder. Eine Aus- 
nahme liegt nur dann vor, wenn die Handlung, die der 
Hervorbringung einer Rechtswirkung hinsichtlich des Ver- 
mögens dient, ohne konkrete Zweckbeziehung geschieht 

Hinsichtlich der Persönlichkeitsrechte ergibt sich: 
Der Verein ist nicht fittug, Eauftnann zu sdn; er kann nicht 
Inhaber von Zeicfaenrechten, von Urheber- und Erfinderrechten 
sein; er kann nicht Inhaber eines Gewerbebetriebes sein; er 
kann nicht Vollmachtträger sein. Dagegen sind ihm, als dem 
Zwecke des Vereins unmittelbar dienend, offen das Xameus- 
jecht, das Recht, ein Siegel zu führen, und die J^ahigkeit, 
Träger der KürpeiscbutUehre zu naiu; 

*) Thelemaoii S. 131, A. M. FoU-Beater S. U5.>. 
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b) auf dem Gebiet der gliedmäBipren Rechtsfähig:- 

kcit: Der Verein kann nicht Mitglied cino» aiideru piiv at- 
reclitlichon Verbundos sein; er kann also nicht Mitglied 
oiuer privaten Uiickversiclieriingsge>eli;>chaft für den in der 
LandesvcrsicherungsaustaJt nicht rückvei*sicherten Teil seines 
Ilisikos werden. Er kana auoh nicht Glied einer öffent- 
licfaeD Korporation sein, ans-^enomraen der Landesversidier- 
nngBanstalt and einer politischen Gemeinde. Er kann auch 
nicht Ehrenmitglied anderer Korporationen sein; 

c. äaf dem Gfebiet der gemeinheitliohen Rechts- 
f&higkeit: Der Verein kann nicht andere als im Gesetz und 
Normalstatut bestimmte Rechte und Pflichten dieser Art be- 
sitzen. El kann also niclil eine 8c h 1 a ch t v i e Ii v ersi c h e r- 
ung seiner Mitglieder in einem über den § 2(i V'.N.St. hinaus- 
reichenden Umfange betreiben oder Mitglieder aufnehmen, 
die den Vorsclu-iften dos § 5 V.N.»St und Pf.N.St. nicht 
enti>prechen. Umlagen thui er nur nach Bedarf zur Be- 
friedigung der Vereinsaufgaben erheben. £b fehlt ihm die 
Möglichkeit» innerhalb des Vereins Ehrenmitglieder zu 
emennen« 

Eine Erweiterung des erlaubten Wirkungskreises 
ist enthalten in V.X.St. § 32 (Pf.N.St. § 30): Der Verein 
kann einen Kescrvcfond bilden und über dessen Verwaltung 
iinfl Verwendung Bestimmungen treffen; dies ist aber nicht 
eine Erweiteruug des Lebenszweckes selbst, sondern eine 
Erweiterung der Möglichkeiten zur Durchführung des not- 
wendigen Lebenszweckes. Wir haben schon im I. Ab- 
schnitt 8. 25 ff. nachgewiesen, daß in den Vorschriften über 
den Beservefond zwar Beetimmungen getroffen werden 
können, die über das Statut hinausgehen, aber nicht solche, 
die sich mit dem Gesetz in Widerspruch setzen. Nun 
ist aber durch V.A.G. Art. 1. II mit Art. 2 und 0. I den 
Viehversicherungsvereineu der Lebenszweck unverrückbar vor- 
geschrieben. Die Versicherungsanstalt ist selbst nicht in 
der Lage, auf (hund des Art. 4. II Z. 3, wonach ihr das 
Gesetzgebungsrecbt über den Gegenstand der Versichei-ung 
in den ö.y.V. ö.V.y. zusteht, sich über jene gesetalichen Vor- 
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schiiften zu setzen: um so weniger der ö.V.V. Anders ist 
es allerdings hinsichtlich der Pf erde v ers i chennig. Duich 
Pf.A.G. Art. 1. II mit Art. 2 und 6. I wird der Lebenszweck 
der Vereine nur mit dem allgonioinen Ausdruck der Pferde- 
versicherung festgelegt; die nähere Bestimnum^- dieses Lebens- 
zwecks bleibt dem Normalstatute vorbehalten^): an sich wäre 
es also möglich, daß auf Grund des § 30 Pf.N.St., der über 
die „VerwendaDg^ eines Beservefonds Eroiheit läßt, von den 
ö. Pferdevereioherangsvereinen Yorsohriften erlassen würden, 
die eine Erweiterong des dorcii § 1 Pf.N.St. festgestellten 
Gegenstandes der Yersichemng bezwecken würden, wenn nicht 
der Begriff „Reservefond" einen Hinderungsgrnnd bilden 
würde : Reservefond ist nicht ein Fond zu beliebigen Zwecken, 
sondern Reservefond ist ein Fond zu dem Zweck, dem auch 
die ganze übrige wirtschaftliche Tätigkeit dos ünteraehmers, 
dem der Reservefond zur Verfügung steht, dient. Das R.G. 
über d. priv. Vers.-Unt. § 37 nennt den ßeservefond eine 
Bückliige} die zur Deckung eines aus dem Geschäftsbetrieb 
sich ergebenden außeigewöbnlichen Verlostes za dienen hat') 
Der Zweck des Vereins ist demselben aber auch bei den 
Pferde -Vers. -Vereinen vorgeschrieben und zwar durch das 
Normalstatut § 1. Also nur zu diesem Zweck kann ein 
Reservefond Verwendung finden. Würde die Bestimmung des 
30 Pf.N.St. die Absicht gehabt haben, dem Vereine eine 
Erweiterung seines Lebenszweckes zu ermöglichen über Pf.N.St. 
§ 1 hinaus, so hätte das ausdrücklich gesagt werden müssen 
um so mehr, als § 30 Pf.N.St. wörtUch mit g 32 V.N.St 
übereinstimmt, und das letztere diese Erweiterung gar nicht be- 
zwecken konnte, weil das einen Widerspruch mit dem V.A.G. 
bedeuten würde. Aus den gldchen Gründen kann der Re- 
searrefond auch nicht gebildet werden, um mit ihm die durch 
das N.8t. ausgeschlossenen sohlechten Bisiken der §§ 3 
und 5 N.St. auf solchem Umwege ssur Versicherung im Verein 
zu bringen. 



') liaag S. 47. 
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Die „Freiheit** der „Verwendiinf;^' des Reserrefonds hat 
sich also innerhalb dos g^e se t z I i c h c n Rahmens und 
des Begriffes eines Rosorvofonds zu bewegen. Es 
kann demnacli der R^^sorvt fond Verwertung finden z. H. zur 
Deckung von Aus;;abea für den Kikssier nach § 35. II V.N.St 
(Pf.N.St. § 33. II), für die Ausschußmitglieder nach V.N.St 
§ 35. III (Pf.N.8t. § 33. III), ferner für die SohiedBrichtor 
nach y.N.St § 40. III (Pf.N.St § 88. UI), endlidi sur besseran 
QoBtaltang der MilgliederbeitEige. Gäiuüioh abw^g aber ist 
es, ans der Besttmmimg des § 32 V.N.8t die Erlaabnia an den 
Verein zum Betrieb einer erweiterten Schlachtvieh* 
Versicherung zu entnehmen. Es mag hier wederholt 
werden, daß § 32 V.N.St. erst auf Grund der Kiuiimer-Ver- 
handlui]gen eingefügt wurde und daß es allerdings der Wunsch 
war, den sclion bestehenden Vereinen, die die Sclilachtviehver- 
sicherung in einem weiterim Umfange betrieben, als es V.N.St. 
§ 26 zuläßt, die Möglichkeit zu wahren, diese Versicheruiig 
beiaabehalten.^) Der Vertreter der k. Staatsregierung erklärte 
aber gegenüber den unklaren Anschaaungm, die bei der Be- 
ratang geäofiert wurden, aosdrttdtlioh: Wenn die Schlaofatrieh- 
▼ersicherong in einem über den Inhalt des § 26 y.N.St. er- 
weiterten Umfange eingeführt werde, so sei sie als eine be- 
sondere Einrichtung zu betrachten, die mit dem Normalstatut 
nichts zu tun habe; es sei das vielmehr eine Vereinbarung 
der einzelnen [Mitglieder unter sich. Wenn also 
eine solche erweiterte Schlachtviehversicherung oder ein son- 
stiges außerhalb des gesetalichen Vereinszweckes liegendes 
Geschäft betrieben werden will, so können sich die einzelnen 
Vereinsmitglieder za deren Dorehfübrung zusammenschließen. 
Diese Vereinigung ist aber lediglich zufällig mit demöT.V 
in ihren Mitgliedern übereinstimmend, also eine in tat- 
sächlicher Identität der Mitglieder in die Erscheinung 
tretende Vereinigung, sie ist aber ein selbständiges Rechts- 
gebilde uiul zwar ein p i i v a t r e c h 1 1 i c h e s , das deshalb auch, 
soweit es Versicher ungsgeschäfte betreibt, den Vorschriften des 

•) Thelemann S. 53, Foll-Benter S. 181, Stenogr. Berielit« derTerh 
der Kammer d«r Abg. 1805/96. VI a 77 ff, S. 96. 
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R»G. über die privaten Versicherangsuntemehmiuigeii anter- 

worfen ist, also zum Geschäftsbetrieb die Konzession nach § 1 
lind 15 des cit. (iesetzes bedarf und nur in Form eines Ver- 
sicherungsvereins auf Gegcnsoitigkoit auftreten darf (§ ß. I 1. c). 
Diese Vcreinicjung unterliegt dann allerdings nicht der K o n - 
trolle der Austaltsverwaltang nach Art. 13 V.A.G., weil sie 
eben von den ö.V.V. rechtliob verschieden ist. Es ist also 
nicht richtig,- wenn Thelemann S. 54 und FoU-Reuter S. 181 
diese erweiterte SohJaditriehversicherang eine freiwi^ige 
Einrichtung des „Ö.T.y." nennen. Aach der Vertreter der 
k. Staatsr^ernng hat bei seiner oben cit. Äußerung dem 
MißverstSadnisse Raum gelassen, wenn er trotz der Feststellong, 
daß diese Geschäftstätigkeit eine Vereinbarung der einzelnen 
Mitglieder unter sich sei, gleichwoiil sagte: „Der Verein" könne 
bezüglich der iSchlachtviehvoi-sicherung eine Erweiterung ein- 
treten lassen Der ö.V.V. kann das eben nicht. Es i.st des- 
halb auch durchaus in'eführend, wenn der Reservefond eines, 
Ö.V.V. nach § 32 V.N.St. mit der erweiterten 8chhichtvich- 
Versicherung unter den gemeinsamen Begriff der „fi*ei- 
wilügen Einrichtungen eines Vereins^ zusammengefaßt wird.^) 
Nur zu der Bildung eines Beserrefonds ist ausdrückliche 
Erlaubnis erteilt; er ist tatsächlich eine freiwillige Einrichtung 
innerhalb des Ö.V.V. und zwar öffentliohiechtlioher Natur 
da er dem öffentlichrechtlichen Hauptzwecke des Vereins 
dienen soll. Daraus ergibt sich auch die Beitreibbarkeit der 
Beiti-äge zum Reservefond nach Maßgabe des Art 10. V Y.A G. 
und Pf.A.G., die FuU-Reuter 8. 180 von ihrem Standpunkte 
aus nicht zu erklären vermögen. 

Eine erweiterte bchlachtviehversicherung kann also vom 
ö.V.V. weder mitteis autonomer Gesetzgebung noch 
mittels privatrechtlicher Satzung zur Einführung ge- 
bracht werden. Das vorhandene Mißverständnis ist in letzter 
Linie zurfickzufühien auf den fälschlichen Begriff der „vollen 
Selbstverwaltang".>) 

1) Thdemaim S. 53, 54, 65, Full-Beater S. 78, 79, 181, der k. 9tMti- 
miniiter 1. e. Bd. VI 8. 79. 
1) Thdemmn S, 07, 
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IV. Abschnitt. 
Der Verain als MKgllad alnas höheren Verbandest 

l KapiteL 
Die nalm der baodesDersidienuigsaiistaiieD. 

Der 5.V.V. ist noch einem weiteren Verbände eingegliedert, 
nämlich einer der beiden LandesTersicherungsanstalten. Y.A.G. 
und Pf.Ä.G. Art. 2. üm die rechtliche Natur dieser Ein- 

gliedorimg verstehen zu können, mttssen wir den Charakter 
der Lau des Versicherungsanstalten untersuchen. 

Art 5 beider Gesetze sap^t : .,Die Anstalt besitzt die Rechte 
öffentlicher Körperschafton''. Zum Verständnis dieser Vorschrift 
kann auf die im X. Abschnitt über den ö.V.V. gegebenen 
Darlegungen vorwieson werden, da die Rechtsvorschrift die 
gleiche ist, die auch für den ö.V.V. Geltang hat; nur der 
Charakter der Landesanstalten als Körperschaften erfordert 
noch kurze Aosfuhrungen. 

Art 1 beider Gesetze nennt den Verband, dessen Glieder 
die öffentlichen Versicherungsvereine sind, eine Versichemngs- 
anstatt. Im Verlaufe der weiteren Vorschriften der Gesetze 
findet ausschließlich dieser Ausdruck Anwendung. (Art. 2, 
Art. 4 oto.) Art. 5 sasft nun: ,,üie Anstalt hat die Rechte 
einer Körperschaft*'. Wir haben nun oben konstiitiert, daß der 
Sprachgebrauch der Gesetze den Begriff der Körperschaf t nicht 
als Sammelnamen für alle Arten juristischer Personen ver- 
vendet, sondern nur eine Art der juristischen Personen darunter 
begreift Es wurde hiebei schon erwähnt, daß die Versicher- 
ungsanstalten wie alle öffentlichen Korporationen starken an- 
staltlichen Einschlag haben und daß die Zuweisung derselben 
unter den speziellen Begriff der Körperschaft etwas mehr oder 
weniger Willkürliches hat: Die Anstalten sind errichtet durch 
einen Sc h (> p f ungsak t des Staates, der auf Grund der 
YorsQhrift des Art, 1 V,A,Ci, und JPf,A.Gt Qrfglgt ist, und ver- 
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möge dessen, wie Gierke 3. 639 sagt: „von dem eigenen Or- 
ganismus des Staates ein zu selbstiiiuligem Leben befähigter 
gesellschaftlicher Orgaiiismus abgezweigt und durch Einstiftung 
einfs einheitliclien Willen;^ beseelt wurde". Diese Anstalten 
wurden bei ihrer Emchtung mit einem Stammkapital 
zwar nicht zu Eigentum, aber zu Nutzgenuß ^) ausgestattot 
(V.A.O. und Pf.A.G-. Art. II) und es wurde ihnen ein Organ 
zur Verwaltnng ihrer Angelegenheiten gegeben in Gestalt der 
kg]. YernohemBeBkammer. (V:A.G. und 'PfJLG. Art 1. II.) 
Die so erriehteten ABstalten brachten ihr Leben zuerst zam 
Ausdruck durch einen Gesetzsiebungsakt, den Erlaß eines 
Normal -Statutes (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 4. II), der durch 
ihr Organ vollzogen wurde. Ei^st nachdem so die Existenz 
jeder Anstalt als eines Rechtssubjektes vorhanden war, konnte 
sie die Ortsvereine in sich „aufnehmen" oder, Avic schon aus- 
geführt wurde, durch die Zulassung der Ortsvereine zum Ge- 
schäftsbetriebe als öffentliche Korporationen das Eintreten der- 
selJben. in die Anstalt ermöglichen. Es iat also nicht richtig, 
wann Axt 2 beider Gesetae sagt: ^ie Anstalt wird »gebildet« 
durch die in -eincaa Verband vereinigten OrtsveiBuiie**. Die 
Anstalt wird vieUnehr gebildet durch staatlichen Scfaöpfangs- 
akt und ein Stiftungskapital, letzteres bestehend in dem. Nutz- 
nießungsrecht an einem Staatsfond. Dies zeigt sich auch, 
wenn wir die Anstalt unter dem Gesichtspunkt der Endigung 
ihres DiVseins betraciiteu. Die Anstalt geht nicht unter durch 
den Verlust sämtlicher Teilnehmer, sie ist also auch nicht aus 
diesen Xeilnehmem, den ö.V.Y., „gebildet". 

Der Lebenszweck wird den Anstalten von außcnher 
eingeflößt .IhQ Form der. Durclifübrung dieses Zwedces hat 
sich nach einer Verfassung zu vollziehen, die ihnen teils vom 
Staate dureh Gesetz aufoktroiert ist, teüs durch von außen, 
wiederum vom Staate, aufgediängte Organe in. Form der Nor- 
malstatttte gegeben ist; es wurde schon fcüher dargelegt, daß 
auch das Normal-Statut einen Teil der Verfassung jeder An- 
stalt bildet. 

Dies alles ist z weiiteiios austaltlicher Typus. 
«) TM«miia S. 18, VvMmUat'B, 57, Haag 67. 
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Dagegen kommt k u i p c r s c h a f 1 1 i c Ii e r Typus zum Durch- 
brach in der Tatsache, daß die (ilicdor der Anstalt, die ö.V.V., 
dazu berufen sind, an der Wilienäbilduag der Anstalt zur Ke- 
alisiernng ihres Zweckes niit/uwirken und zwar in nicht uner- 
heblicher Weise: Nach Art 15 beider Gesetze wird jeder An- 
stattsrerwiltaDg ein Ausschufi beigegeben, der zasrnnmengeGetzt 
ist ans Vertretom der „Vereiclierten'*. Dieser Aossohofi hat 
das Recht: 

a) bei jeder Änderun<; des Normalstatats mitzuwirken; 

eine Änderung des Normalstatuts darf durch die Anstaltsver- 
waltung nur mit Zustimmung des Ausschusses vorgenommen 
werden. Der Aussclinß tritt also als beschränkendes Organ 
der Anstaltsverwaltung als dem <Tesetzgobungsorgnne zur Seite; 

b) aus dem ei*sten Rechte ergibt sich weiter das Recht, 
gelegentlich der jährlichen Ausschußsitzang Wünsche und An- 
regungen in Bezug auf Änderung des Normalstatuts vorzu- 
bringen. Dieses Recht ist aber kein InitiatiTreoht,^) sondern 
nur ein Petitionsrecht;') 

c) das Recht, bei jeder Ausschließung eines Gliedes der 
Anstalt mitzuwirken: Der Ausschuß muß seine Zustimmung 
zu dem Ausschließung.sbcschlusse der Anstalt erteilen. 

Dieser Ausschuß ist wirklich Vertretung der Glieder 
der Anstalt, nämlich der Vereine. Er wird zwar nicht von 
diesen Veremen selbst abgeordnet, gewählt, sondern durch die 
landw. Kreisausschfisse und durch den Landwirtscbaftsrat Er 
wird aber gewählt aus den „Versicherten*', also aus Personen, 
aus denen er auch bestehen würde, wenn die Vereine selbst 
das Wahlrecht ausüben würden. Wenn es auch theoretisch 
richtiger wäre, das Wahlrecht durch die Vereine selbst aus- 
üben zu lassen, so wurd(3 doch hiovon abgesehen wegen der 
unverhältnismäßigen Schwierigkeiten und Umständliclikeiten. 
Siehe hierüber Thelemann S. 86, Full-Rcuter S. 69. Also das 
Wahlrecht als Mitwirkungsrecht bei der Willensbildung in 
der Anstalt steht den Vereinen zu. Dieses Wahlrecht darf 



1) Thelenaim 8. 87, Foll-Iteiitor S. 72. 
s) Seydel n a 18 9. 
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aber nicht aus^jjeü bt werden durch die Vereine selbst, sondern 
durch (liü iandw. Kieisausicliiisse und den Landwirtschaftsrat. 

Es nia^ hier al)rr angefügt werden, dal) der Ausschuß 
nicht bloß die Vertretung der ö.V.V. als der Glieder der 
Anstalt, sondern auch der in den Vereinen versicherten 
Viehbesitzer ist. Haag sagt S. 71: Der Aussofauß ist die 
Vertretung der „Versicherten'^ Es ist nicht klar, meint Haag 
dainit: die Bdckversicberton, d. i. die Vereine, oder meint er 
die unmittelbar Versioiberten, d. i. die ViehbeeitBer. Es ist 
beides riobtig. Baß der Ausscbuß auch Yertretaug der ver- 
sicherten Yiehbesitzer ist, läßt sich auch daraus schließen, daß 
bei Beratung des V.A.G. in der Kammer der Abgeordneten 
ein Antrag gestellt wurde, die Mitglieder des Ausschusses un- 
mittelbar durch die Versicherten eines jeden Regieruiigsbeziikcs 
wählen zu lassen, welcher lediglich aus praktischen Gründen 
von der Regierung zurückgewiesen wurde.^) Das von der An- 
stalt aufgestellte Normalstatut regelt, ^\ie schon erwähnt, nicht 
nur Recbtsbeziehungen zwischen Verein und Anstalt, sondern 
Auch zwischen Verein und Vereinsmitgliedern. Das 
einzehie Veroinsmifglied befindet sich also nicht bloß in einem 
Gfewaltverhältnis zum Vereme wie im n. Abschnitte ausgeführt 
wurde, sondern auch in einem nnmittelbaren Gewalbrerfaältnisse 
zur Anstalt, es unterliegt deren Gesetzgeb ungs- und Gerichts- 
gewalt. In dem Mitwirkungsrecht des versicherten Viehbe- 
sitzers bei Abänderung des Normalstatuts ist diesem Unter- 
tanenverhältnis des Viehbesitzers zur Anstalt auch ein aktiver 
Status einverleibt. Der aktive Status der vei-sicherten Viehbe- 
sitzer in der Anstalt äußert sich aber selbstTerständlich nur 
in der Tätigkeit des Ausschusses bei Abänderung des Statuts. 
Das Recht zur Mitwirkung beim Ausschluß von Vereinen 
aus der Anstalt ist ausschließlich Inhalt des aktiven Status der 
Vereine in ihrem Verhältnis zur Anstalt. 

Auch diese Tatsache, daß der Ausschuß zugleich Vertretei 
der versicherten Vereinsiiiiti;licMler und Vertreter der riickver- 
sicberten Vereine ist, hat es notwendig gemacht, die Wahl 

0 Thelemann S. 86, Fnll-Beoter S. 60, Landtagsveiliandliuigen, 
fttnogr. Bniekte dar K. d. Abg. 1806, Bd. VI S. 63. 
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des Ausschusses so zu gestalten, wie sie in den beiden Ge- 
setzen angeordnet wurde; denn audernfalls wäre die Aufstellimg: 
eines einlieitlichen Ausschusses als Vertreter zweier Per- 
sönlichkeiten ununiglicii gewesen. 

Die wesentliclie Beteiligung der Vereine bei der Willens- 
bildung der Anstalten läßt es als berechtigt erscheinen, wenn 
den Landesanstalten positiyieohtlioh die Natar von Körper- 
schaften im engeren Sinne zugesprochen wurde. ^) 

Ist die Anstalt Edipersobaft, so sind die in ihr ,,yer- 
einigten" Vereine ihre „Mitglieder*^ Die Gesetze yermeiden 
den Ansdmck „Mitgliedei'' ; sie sprechen in Art. 2 von den 
in dem Landesverband „vereinigten" Vereinen, in Art. 5 und 19 
von den der Anstalt „angehörenden" Vereinen, in Art. 9 von 
Beiträgen der „Vereine", in Art. 13 von den der Anstalt ,,bei- 
getretenen" Vereinen und in Art. IG vom dem Ausschluss«« 
eines Vereins von der „Teilnahme" au dei* Anstalt. 



2. Kapitel. 

Das RechtsoeihällDis io deB bandesDeisicheiuDgsaDstaUeo* 

Die Natur des Bechtsverhältnisses in den Landesver- 
sidierungsanstalten ergibt sich, wenn wir wiederum ausgehen 
von dem Zweck desselben. 

Die Landesaustalten haben, wie schon im TT. Abschnitt 
ausgeführt, den Zweck, den (i.V.V. ö.V.V. einen Rückhalt /u 
gewähren gegenüber den Gefahren, die duich die größere Zahl 
und die raschere Aufeinanderfolire in dem Eintritte der 
Schadensfälle ihrer Leistungsfähigkeit drohen, und das 
Schwanken der Versicherungsbeiträge in den Vereinen abzu- 
mindern. Der Zweck, den die Anstalten verfolgen, wird da 
durch erreicht, daß dieselben die Hälfte alier von den Vereinen 
zu tragenden Risiken ihrerseits tibernehmen (V.A.G. 
und Ff.A.G. Art. 6) und Uebei die Zinsen eines staatlichen 
Stammkapitales und jährliche Staatszuschüsse verwerten (V.A.6. 

') Siehe hinsicbtUoh der ähnlieh galagerten Fälle auf dem Gebiete 
der Arbeitervenicherang: Bosin I S. 429, S. 644, U S. 278, S. 289. 
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ünd Ff.A.G. Art. 11). Sie haben aber noch einen weiteiefi 
Zweck, nämlich, dem 5.y.y. die tunlichst schndle Yeigfitnng 
des einzelnen Schadensfälle zu ermöglichen, und zu diesem 
Ende gewähren sie den Vereinen in jedem Schadensfalle hin- 
sichtlich der nicht rückversicherten Hälfte ein za ihrer 
Deckuug dienliches, unverzinsliches Darlehen. 

Daß Rückversicherung und Staatsi)ei träge zu Gansten der 
ü.V.V. im Gesamtinteresse dos Landes liegen, wuide ebenfalls 
schon im II. Abschnitt dai'gelegt. Es bedarf aber nun der 
Erläuterung der Form, in welcher das beteiligte Gesamt- 
Interesse- Terwirklicht wird: Ebenso wie die unmittelbare Yer- 
sichenmg bezielt und erreicht auch die Bfickrersichenittg die 
Verteilung der Risiken auf viele von der gleichen Ge&hr be- 
drohte Subjekte und dadurch die Nivellierung der Schäden. 
Gerade auf dem Gebiete der Viehversicberung spielt aber die 
Rückversicherung eine sehr geringe Rolle. Es liegt das ein- 
mal Wühl danin, daß in den Versicherungsvoreinen von lokalem 
Charakter die nötige Geschiiftsgewandtlieit mangelt, die der 
Verkehr mit den Rückversicherungsanstal ton erfordert; dnB auch 
die Geschäftsführung großenteils sehr mangelhaft ist und des- 
halb für die Rückv ersieh enmg nicht die erforderlichen tech- 
nischen Unterlagen bietet Bei allen ViehTersicherungsrereinen, 
den kleinen wie den grofien, kommt noch hinzu die aus den 
wechselnden Beiträgen sich ergebende Schwierigkeit der Fest- 
setzung der Höhe der BückrersicfarnngspränAlQ. Diese 
Schwierigkeiten werden bei der öffentlichen Bückversicherung 
gelöst durch die in Art. 13 beider Gesetze der Rück Versicher- 
ungsanstalt eingei'äumte Aufsiciitsbefugnis und durch die Wahl 
des reinen ümlageusystems (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 9, 6. II 
und 10). 

Die Rückversicherung tritt ia verschiedenen Arten 
auf. Sie wird häufig als Exzedenten Versicherung genommen ; 
sie^kann genommen werden für die sämtlichen Bisikeu in 
ibtec ganzen Höhe; sie kann genommen werden fdr 
Qno.ten .simtliohfflr Bisikea. 

1) Rau in. der ZeiUchrift für Vankkeraogs - Wiiacasobaft 1002 
S, 46 iE, S. 50. 
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Kaob den uvprftngliobtD Voneblage, der fftr die bayer. 

öffentliehe Viehversicherung gemacht wurde, sollte die Rück- 
versiclierimg nur eintreten für überlastete Ortüvereine bei 
einem Schaden von über 1% der Versichorungsaumme.^) Dieser 
Vorschlag würde genide die in den günstigeren Verhältnissen 
sich befindenden Vereine von der Rückversicherung ausschließen 
und deo Rückversicherungsverband von vornherein leistungs- 
uufähig machen.^) Der Entwurf zum V.A.G. sah die Büok- 
deekung der Hälfte sSmtlioher Bisikea der Vereine vor und 
dieser Entwurf fand Annahme sowohl im y.A.6. wie im Pf JLG. 
Bei Beratnng des VJL.G. in der Eammer der Abgeordneten 
wnrde- die Rüekdeckttng der Risiken in ihren vollen Höbe 
oder wenigstens zu 7'»"/^ gewünscht.') Für die Annahme der 
50% igen Rückversicherung sprach die Notwendigkeit, das 
Verantwortliciiheitsgefühl der Vereine wachzuhalten, die bei 
voller Riickdeckung die Kunti'i»l!e der Viohbesitzer vernachlässigen 
und damit eine Vei-schlechterung in der Haltung und Behand- 
lung der Tiere und Nachlässigkeit in Krankheitsfällen durch 
die Besitzer begünstigen würden. Auch wäre die Gefahr nahe- 
liegend, daß bei der Werterroittelung der Tiere, nicht die 
nötige Soi^gCalt und Genauigkeit Platz greifen würde, sondern 
daß bei allen Schätzungen möglichst an die höchste Grenze 
des gegebenen Spielraums hinaufgegangen würde.*) Unter 
diesPH üiustanden aber wäre die Kxistenzfähigkeit der Rück- 
versichei'iüigsanstalt in Frage gestellt, ganz abge-ohou davon, 
dalj das Prinzip der gleichmäßigen Belastung aller Teilnehmer 
der Rückversicherung durchbrochen und die höhere Belastung 
eines Teils derselben als Strafe für ihre Gewissenhaftigkeit 
wirken würde. Die Wahl des durch die Gesetze eingeschlagenen 
Systems bezweckt also das staatliche Interesse an der Rück- 
versicherung der ö.V.V. in bestmöglicher Form zu yerwirklichen. 

Die Fassung des Art G. I bdder Gesetze ist keineswegs 
glücklich. Das zeigt sich schon in den vielfachen 3iBßver- 

») Autoifr. Min.-Ent8chl. vom 11. Nov. 1893 No. 18Ö73. 
2) ThelemaBii S. m. 

S) Stenogr. Berichte der Verbandlaiigen der K. d. Abg. 189ä Bd; V 
SL 138, Bd. VI £Mte 30. 

«) Tkdemann S. 67, FnU-Beater S..39 ftr Haag S. 67. 
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ötftacfiiissen, denen sie begegnet ist^) Sie müßte Jaaien: „Die 
Anstalt übernimmt die Rüokdecknng der Hälfte der Ver- 
sicherungssummen". Die vom Vereine zu zahlende Ent- 
schädigung bildet bloß den Maßstab für die Beiträge, die 
der Verein an die Rückvorsicherungsanstalt zu zahlen hat. 

Wie sich zeigt, ist die Rückversicherang durchgeführt 
nicht in Form bareaukratischer, sondern korporativer Anstalten 
(V.A.G. und Ff.A.G. Art 5) und wie schon aas früheren Aus- 
lührangen sich ergibt, sind diese BückTersicheruugsanstalten 
anf^baut auf dem System des Eassenzwangs: Jeder Ver- 
ein, der die Zulassung zum Geschäftsbetrieb als öffentlicher 
Versicherungsverein erhalten hat, ist kraft Gesetzes Mitglied 
der RückversicUerungsaiistalt. 

So, wie nun die Existenz einer Rückversicherung Staats- 
interesse ist, so ist es auch der Betrieb der konkreten 
Rückversicherungsanstalten. Das Rechtsverhältnis zwischen An- 
stalt und Yerdn ist einmal beherrscht von dem Gesamtinteresse 
und anderseits daichgeführt auf dem Wege der Subjektion. 
Die Anstalt übt Herrschaftsreebt gegen den Verein: Verwal- 
tungsgewalt, Gesetzgebungsgewalt, Gerichtsgewalt (V.A.CJ. mid 
Pf.A.G. Art. 13. I und 11, Art. 4. TT, V.N.St. § 10, § 13. IV, 
15. III, § 23. II, § 26. VI, § 31. U, Pf.N.St. 11, § 14. IV, 
i> lü. IV, § 23. TT und § 29. IT). Tu dieses lien-.cliaftsver- 
hältnis gliedern sich auch alle übrigen Rechtsbeziehungeu 
zwischen Anstalt und Verein ein. Das Rechtsverhältnis 
zwischen den Vereinen und den Anstalten ist also ein aller- 
seits Öffentliohrechtliches.^ 

Die Begründung d?6 Rechtsverhältnisses beruht auf 

Gesetz: Mit der Genehmigung des Vereins als einer öffent- 
lichen Korporation tritt derselbe ipso iure, ohne daß die 
WillenserkliiruiiG: einer der beiden an d('in Rechtsverhältnis 
beteilii;ieii Parteien erforderlich wäre, in den Verband der An- 

») Haag S. 57. 

>) StandiDger VI Anm. 3 sn Art. 75 scheint das BeehtsveriiSltnis 
für ein privatoeehtlichefl m halten; nnr auf privatrechtliehe Vor- 
sehriften besieht sieh der Vorbehalt E. G. Art 75 B.03. (Zo rergl 
Planck VI Anm. 2 an Art. 75.) 
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Btalt, d. Ii. in ein .Subjektionsverhältnis zu tiei>;elben. (V.A.G. 
und Pf.A.G. Art. 2. 1, Art. 5 und oben S. 40 ff.) Es ist der 
Vorgang ein ühnlicher wie der bei Errichtung einer politischen 
Gemeinde: Auch diese tritt mit ihrer Errichtung kraft Gesetzes 
in den Verband einer Distrikt^gemeinde. Es sei aus Früherem 
wiederholt: Ein Rechtsanspruch auf Genehmi^ng dea 
Qeschäftsbetriebs des ö.V.V. existiert niobt 

Eine weitere Art der Begründung des Rechtsver- 
faSitnisses zwischen Terein und Anstalt außer jener dorch 

Gesetz gibt es nicht. 

Aus dem Inhalt dieses Gewaitverliältnisses ist im ein- 
zelnen besonders erwähnenswert: 

a) im negativen Status: 

Das Recht des Vereins der freien Entschließung über 
einen Reservofond im Rahmen von Gesetz und Begriff des 
Reservefonds (V.N.St. 32, Pf.N.St. tj 80). überhaupt das 
Recht freier Henschaftsübang, das geschützt ist im positiven 
Status 2um Staate. (Siehe auch 8. 102 und 53 ff.) 

b) im passiven Status: 

Die Unterwerfung des Vereins einmal unter das Rechts- 
setzungsi-echt der Anstalt nach V.A.G. und Pf.A.G. Art 4. 
wobei zu bemerken ist, daß Andernngen des Normal» 
Statuts mit sofortiger Wirksamkeit beaohlossen 
weiden können.^) Es ist hier zu wiederhden, daß das Rechts- 
setzungsrecfat der Fferdeversicherungsanstalt ein umfang- 
reicheres ist als jenes der Viehversicheningsanstalt; denn der 
Pf.V.A. eignet auch die Kompetenz zur speziellen Fest- 
ie^ung des Lebenszweckes der V'^ereiue auf ümud Art. 4. II 
Z. 3 Pf.A.G. (Pf.A.G. Art. 1. I, Art. 2, Art. 6. I«), V.A.G. 
Art. 1. I, Art. 2, Art. 0. I); ferner Unterwerfung unter die 
Gerichtsgewalt der Anstalt nach Art. 4. II Z. 11 und 
endlich unter die Verwaltungsgewalt nach Art 13 V.A.G. 
und Pf.A.6« Bei der letzteren ist zu unterscheiden zwisdiea 



1) A. M. ThalMnami 8. 03. 
•) Half 6. 47. 



— 146 



der Gewalt, die den Vereineii gegenüber gefibt wird zar Er- 
zwingung der ErfQllimg jener Pflicfaten, die die Vereine nach 
unten gegenüber ihren Milgliedem haben, dem Aufsichtsrechte 
(siehe ohm 8. 28) und der Gewalt, welche die Erzwing- 
ung jener Pflichten im Auge hat, die lediglich gegenüber 
der Anstalt bestehen.^) Aus den Pflichten des Vereins 
gegenüber der Anstalt sind als die wichtigsten zu nennen: 

1. die Pflicht zur Zaliluni^ von Rückversicherungs- 
beiträgen, die nach dem reinen Umlagcverfahren am Schlüsse 
des Versicherungsjahres nach dem Werte der Rückversicher- 
ongsrisiken berechnet und erhoben werden; (V.A.6. und Ff.A.G. 
Art. 9, Art 10. I, Art 14. L) 

2. zur Überlassung der Beitrittsgebühren der 
Mitg^eder der Vereine (V.N.St § 29. I und IV, FtN.St 
§ 27. I und IV), wobei uneinbiingliohe Gebühren zu Lasten 
der Vereine ^d nach Analogie von VA..G. und ?f.A.G« 
Alt 10. IV;») 

3. zur üarlehensrückerstattung, wenn die Anstalt 
gegebenenfalls bei eingetretenen Versicherungsfallen im Verein 
für die nicht rückversicherte Hälfte des Risikos dem Verein 
den Bedarf an Entschädigung^ldem vorgestreckt hat (V.A.G. 
und P£.A.G. Art. 6. U;) 

4. zur Überlassung der Hälfte des Erlöses aus der 
Verwertung Yon umgestandenen oder nofgeschlachteten 
Tieren nach VXSt § 28i Diese Pflicht obli^ nur den 
ViehTersioherungsvereinen, nicht aber den Fferderersicberangs- 
▼ereinen (zu veig). PtN£t § 25). 

c) im positiven Status: 

1. Der Bechtsschutzanspruch in Streitigkeiten der 
Vereine mit ihren Ifitgliedem nach V.A.G. und FE. A.G. Art. 4. H 

Z. 11, gerichtet gegen die Anstaltsverwaltung; 

2. die Inte ressenbefriediguugsausprü che: 

a) der Anspruch auf Ü bertrag ung von Herrschafts- 
rechten nach den Bestimmungen des Gesetzes. (Siehe oben 
S. 53 ff), 

1) Gitilci S. 514* Qiefl» Gtonouenseliaftstheorie S; 154. 
I) Thetomimi S. 14S, Foll-B«ater S. 177. 
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b) der Anspruch auf die. fiatschüdiguagssamme 
bei Eintrift dee RddcreisicheniDgBfollee (V.A.G. und FLA.G. 
Art 6. I, Art 7. II), 

c) der Ansprach auf Darlehen bei Eintritt eines Ver- 
«icherongsfallee Im Vereine in Höhe des durch die Rfickver- 
idchening ungedeckten Betra^i^s ies dem Viehbesitzer gegen 
den Verein zustehenden Ei"satzaDspruches (V.A.G. und Pf.A.U. 
Art. 6. 11), 

d) das Reclit zum Austritt aus der Austiüt für dca 
Schluß jedes Versicherungsjahres (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 2. III); 

8. der l n teressobe rücksichtigungsanspruch, 
ausgeübt durch den Ausschaß der Landesanstalt in Sachen der 
Zuständigkeit des Ausschusses — Petitionsreoht — (Siehe 
oben 8. 189). 

d) im aktiven Status: 
Das Recht auf Teifaiahme an der Willensbildung in der 

Anstalt, bestehend in einem Wahlrecht, dem Bechte, einen 
Repräsentativkürper, den Anstalt^ausschul], zu wählen, der i)ei 
Abänderung des Normalstatuts und bei Ausschluß von Ver- 
•eineu von der Teilnahme an der Anstalt Stimmrechte hat. Dius 
Wahlrecht wird aber ausgeübt nicht durch die Vereine 
selbst, sondern durch die landwirtschaftlichen Kreisausschüsse und 
4en Landwirtsohaftsrat. (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 16. 1, Art. 15.) 

Alle Ansprache aus dem BechtsveiMItnis zwischen Ver- 
ein und Anstalt sind Bechtsanspräche, nicht bloß Reflex ob- 
jektiven Rechtes. 

Streitigkeiten 

«US dem Rechtsverhältnis zwischen Verein und Anstalt werden 

im Verwaltungswege durch das k. Staatsministerium des 
Innern auf Grund des Art. 14. III V.A.G. und Pf.A.G. er- 
ledigt. Der Antrag auf Entscheidung des k. Staatsministeriums 
ist nicht bloß Anzeige über Verletzung objektiven Rechtes, 
sondern Verwaltungsbeschwerde. (Siehe oben S. 50). Ein 
Verwaltungs rech tsverfahren findet nicht statt. Der Rechts- 
schutz ist also ein unToUkommener. Der Zivilrecbtsweg ist, 
da es sidi um Streitigkeiten über Sffentlichrechtliche Ansprüche 
und Pflichten handelt, ausgeschlossen.^) 

1) Thelemann S. 66, Haag S. 5G und oben 6. lOö ä. 
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Die Aaflösang 



des ReohtBverhältmsseB kann statt haben 

a) nicht diirch Tertrag. (Siehe ohen' S. 109). Es ist 
auch nicht möglich, dafi das Rechtsverhältnis von vornherein 
auf Zeit begründet wird; denn es entsteht nicht dordi Ver- 
trag, sondern kraft Gesetzes; 

b) d u r c h e i n s e i t i e Willenserklärung 

1. des Vereins: Der Verein kann jeweils mit Wir- 
kung für den eri^ten November jedes Jahres aus der Anstalt 
austreten (V.A.G. und Pf.A.G. Art 2. ni, IV), 

2. die Willenserklärung der Anstalt: Der Verein kann 
auf Grund des Art 13. III V,A.G. und PtA.G. aus der An-^ 
stalt ausgeschlossen werden. (Siehe oben S. 142 ff.) 

c) Auf Grund eines sonstigen Tatbestandes des Unter- 
gangs des Vereins in Folge Auflösung, mit Wirkung vom 
Schlüsse jedes Versicheruiigsjahres an. (V.N.St. § 45, Pf.N.St.. 



Das Rechtsverhältnis in der Anstalt ist ein wirkliclies 

Bück versicherangs Verhältnis: 

Der Verein hat Entschädigungsansprüche gegen die An* 
stalt in Gegenseitigkeit mit seinen eigenen Beitragsverpflich-^ 
tungen. (V.A.G. und Pf.A.G. Art. 6. I, Art. 9,) Der Staats- 
zuschuß, den die Anstalt in Form von Zinsengenuß aus 
einem Stammkapital und aus jährlichen Überweisungen genieß^ 
(V.A.G. und Pf.A.G. Art. 11) hindert das Vorliegen einer Ver 
Sicherung im Rechtssinne nicht. Die Anstalt betreibt Rück- 
versicherung^geschäfte. Diese Ruckversicberungsgeschäfte haben 
zur Grundlage dieselben Bedingungen wie die Geschäfte der 
unmittelbaren Versicherung seitens der Vereine: VJ^.G. und 
IPf.A.G. Axt. 6. 1 siigt: Die Anstalt übernimmt die Deckung 
4» Schadens nach Maßgabe des NormalstatutSi 

1) TJMlemmui S. 59. 
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